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I. Teilnehmer 

Der Deutsche Bundestag entsandte folgende Delega-
tion zur Siebten Jahrestagung der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE nach Kopenhagen: 

Bundestagspräsidentin Prof. Dr. Rita Süssmuth 
(CDU/CSU), Leiterin der Delegation 

Abg. Hans-Dirk Bierling (CDU/CSU) 

Abg. Katrin Fuchs (Verl) (SPD) 
Stellvertretende Leiterin der Delegation 

Abg. Dieter Heistermann (SPD) 

Abg. Ulrich Irmer (FDP) 

Abg. Helmut Rauber (CDU/CSU) 

Abg. Kurt Rossmanith (CDU/CSU) 

Abg. Ludger Vollmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Abg. Prof. Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD), 
Vorsitzender des 3. Ausschusses 

Abg. Willy Wimmer (Neuss) (CDU/CSU), 
Vizepräsident der Parlamentarischen Versammlung 

Abg. Dr. Christoph Zöpel (SPD) 

Bei der Siebten Jahrestagung der Versammlung wa-
ren Parlamentarier aus allen OSZE-Teilnehmerstaa-
ten mit Ausnahme Maltas vertreten. Turkmenistan 
wurde durch den OSZE-Botschafter in Wien, Herrn 
Batyr Berdyev, repräsentiert. Insbesondere die ame-
rikanische und die russische Delegation erschienen 
in diesem Jahr sehr mitgliedsstark. Eine Parlamenta-
rierdelegation der von der Teilnahme suspendierten 
Bundesrepublik Jugoslawien sowie der Leiter des 
Kosovo-Informationszentrums, Herr Riza Nikqi, hat-
ten in Kopenhagen Beobachterstatus. Darüber hin-
aus nahmen Delegationen aus Ägypten und Marok-
ko als Partner der Zusammenarbeit aus dem Mittel-
meerraum (Mediterranean Pa rtners for Cooperation) 
an der Tagung teil, ebenso wie Vertreter des Europäi-
schen Parlaments, der Interparlamentarischen Union, 
der Westeuropäischen Union, der Nordatlantischen 
Versammlung, der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates, der Parlamentarischen Versamm-
lung der GUS-Staaten, der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Rates der Schwarzmeer-Anrainerstaa-
ten (Black Sea Economic Cooperation) des Nordi-
schen Rates sowie des Internationalen Komitees des 
Roten Kreuzes. 

Mit dem amtierenden Vorsitzenden des OSZE-Mini-
sterrates, dem polnischen Außenminister Bronislaw 
Geremek, dem OSZE-Generalsekretär, Giancarlo 
Aragona, dem Hohen Kommissar der OSZE für natio-
nale Minderheiten, Max van der Stoel, dem neu er-
nannten Beauftragten für Medienfreiheit der OSZE, 
Abg. Freimut Duve, dem Direktor des Büros für 
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demokratische Institutionen und Menschenrechte 
(BDIMR), Gérard Stoudmann, dem neu ernannten 
Koordinator für ökologische und ökonomische Akti-
vitäten der OSZE, Thomas Price, sowie der Ombuds-
frau für Menschenrechte in Bosnien und Herzegowi-
na, Gret Haller, waren in Kopenhagen hochrangige 
Vertreter der OSZE-Exekutive anwesend. 

Bei der Kopenhagener Konferenz handelt es sich um 
die erste Jahrestagung der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE am Sitz des Internationalen Se-
kretariates der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE, das vor mehr als fünf Jahren dort  gegründet 
wurde. Der Großzügigkeit des dänischen Parlamen-
tes ist es zu verdanken, daß gut ausgerüstete und 
zentral gelegene Büroräume dieser neu gegründeten 
interparlamentarischen Institution im Jahre 1993 zur 
Verfügung gestellt wurden. Nachdem die Fünfte 
Jahresversammlung der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE in Stockholm stattgefunden 
hatte, fand die Siebte Jahresversammlung nun wie-
derum in einem skandinavischen Land statt. 

II. Ständiger Ausschuß 

Der Ständige Ausschuß der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE tagte am 7. Juli 1998 in Kopen-
hagen unter Leitung von Präsident Javier Rupérez 
(Spanien). Zu Beginn der Sitzung richtete dieser sich 
mit einem Grußwort an die Teilnehmer, in dem er 
über seine OSZE-bezogenen Aktivitäten während 
der letzten Wochen und Monate einen Bericht ab-
gab. 

Im Anschluß daran stand der Bericht des Schatzmei-
sters Sir Peter Emery (Vereinigtes Königreich) über 
den Stand der Finanzen der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE auf der Tagesordnung. Es seien 
97,7 Prozent Beitragserfüllung zu verzeichnen sowie 
eine Einhaltung der Haushaltsvorgaben. Für das 
Haushaltsjahr 1998/99 schlage er eine Haushaltsstei-
gerung unterhalb der Inflationsrate in Höhe von 
7 Prozent vor. Er richte die Bitte um Beitragsstei-
gerung an die Parlamentarische Versammlung der 
OSZE, um beispielsweise eine Modernisierung der 
EDV-Anlage des Internationalen Sekretariates zu 
ermöglichen. Zudem rege er eine Gehaltserhöhung 
in Höhe von 3 Prozent für die Beschäftigten des Inter-
nationalen Sekretariates an, die in den letzten drei 
Jahren auf Gehaltssteigerungen verzichtet hätten. 
Die Reisekosten des Internationalen Sekretariates 
seien im Haushaltsjahr 1997/98 gleich geblieben, 
lediglich das Budget für die Jahresversammlung sei 
geringfügig angestiegen. Die Mitglieder des Ständi-
gen Ausschusses brachten keine Einwände gegen 
den von Sir Peter Emery vorgelegten Haushaltsent-
wurf 1998/99 vor, so daß dieser einstimmig angenom-
men wurde. 

Sodann berichtete das von Präsident Rupérez einge-
setzte Credential Committee, das sich mit der Frage 
befaßte, welche Delegation Weißrußland in der Inter-
parlamentarischen Versammlung der OSZE vertreten 
dürfe, über seine Arbeit. Hintergrund war die Grund-
satzentscheidung des Ständigen Ausschusses der 
Parlamentarischen Versammlung vom Januar 1997 in 

Wien, wonach die Mitglieder des alten weißrussi-
schen Parlaments legitime Vertreter in der Parlamen-
tarischen Versammlung der OSZE seien. Da das 
Mandat dieser Delegation angefochten wurde, wur-
den vom Credential Committee in Kopenhagen beide 
Seiten angehört. Einstimmig kam man zu dem Er-
gebnis, daß die Mitglieder des alten weißrussischen 
Parlaments (13. Oberste Sowjetdelegation) weiterhin 
legitime Vertreter in der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE seien. Die Verhältnisse in Weiß-
rußland hätten sich im Vergleich zur Situation im 
Jahre 1997 nicht verändert. Die internationale Mei-
nung erkenne den 13. Obersten Sowjet als legal ge-
wähltes Gremium an. Die Legalität des neuen Parla-
mentes hingegen werde durch alle demokratischen 
Staaten in Frage gestellt. Auch die von Sir Peter 
Emery vorgetragenen Eindrücke von seiner Mission 
nach Weißrußland untermauerten die nicht-demo-
kratischen Tendenzen der Politik von Präsident Lu-
kaschenka. Ein Parlament, das jedoch einer legalen 
Basis entbehre, könne nicht legal durch die Parla-
mentarische Versammlung der OSZE akzeptiert wer-
den. Das Credential Committee berücksichtigte 
ebenfalls Informationen der Botschafterin Audrey F. 
Glover vom OSZE-Büro für demokratische Institutio-
nen und Menschenrechte, die substantie lle Beden-
ken hinsichlich des Machtmißbrauchs in Weißruß-
land vortrug. Ferner nahm es die Versicherungen des 
13. Obersten Sowjet zur Kenntnis, wonach weiterhin 
regelmäßige Treffen stattfänden, auch wenn dies un-
ter erschwerten Bedingungen geschehe. Der Emp-
fehlung des Credential Committee folgend, ent-
schied sich auch der Ständige Ausschuß dafür, wei-
terhin die Mitglieder des alten weißrussischen Parla-
mentes als legitime Vertreter Weißrußlands anzuse-
hen (s. Anhang S. 35). Zusätzlich wurde erwogen, 
eine neue Arbeitsgruppe der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE für Weißrußland einzusetzen. 

Unter dem Punkt „Siebte Jahrestagung der Parla-
mentarischen Versammlung der OSZE in Kopenha-
gen" dankte Präsident Rupérez zunächst den däni-
schen Gastgebern für alle von ihnen getroffenen Vor-
kehrungen. Im Anschluß daran informierte das Inter-
nationale Sekretariat über die Modalitäten der Wahl 
von Ausschußvertretern und der für den Freitagnach-
mittag angesetzten Wahl eines neuen Präsidenten. 

Für die „Verhandlung zusätzlicher Beratungsgegen-
stände" lagen zwei Vorschläge vor. Zum einen be-
schäftigte sich ein Resolutionsentwurf des Präsiden-
ten Rupérez mit der Lage im Kosovo. 31 Abgeordnete 
aus 15 Staaten hatten diesen unterschrieben, so daß 
die Voraussetzungen des Artikel 18 der Geschäfts-
ordnung eindeutig erfüllt waren. Hierzu waren 13 
Änderungsanträge eingebracht worden. Aufgrund 
der umfassenden Tagesordnung des Plenums am 
letzten Sitzungstag, beschloß der Ständige Ausschuß 
mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit, den Koso-
vo-Entwurf an den ersten Ausschuß zu überweisen. 

Auf Initiative der dänischen Delegation wurde ein 
weiterer Resolutionsentwurf zu einem zusätzlichen 
Tagesordnungspunkt vorgelegt, der sich mit dem At-
tentat auf den Vorsitzenden der türkischen Men-
schenrechtsvereinigung, Herrn Akin Birdal, befaßte. 
Dieser Resolutionsentwurf war von 18 Abgeordneten 
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aus sieben Ländern unterschrieben worden, so daß 
die Formalien des Artikel 18 der Geschäftsordnung 
erfüllt waren. Änderungsanträge wurden zu diesem 
Resolutionsentwurf nicht vorgebracht. Ein Vertreter 
der türkischen Delegation kritisierte den vorgelegten 
Resolutionsentwurf als zu nuanciert und durch die 
zeitlichen Entwicklungen überholt, da die Beschul-
digten bereits vor Gericht gestanden hätten und Herr 
Birdal das Krankenhaus verlassen hätte. Der Vor-
schlag, diesen Resolutionsentwurf an den dritten 
Ausschuß zu überweisen, wurde abgewiesen, da der 
Resolutionsentwurf im Ständigen Ausschuß nicht die 
notwendige Zweidrittelmehrheit erhielt. 

Anschließend standen die „Termine zukünftiger 
Treffen" auf der Tagesordnung. Tagungsort der Ach-
ten Jahrestagung der Parlamentarischen Versamm-
lung der OSZE vom 6. bis 10. Juli 1999 wird nicht, 
wie ursprünglich vorgesehen, Moskau sondern St. 
Petersburg sein. Die nächste Sitzung des Präsidiums 
der Parlamentarischen Versammlung der OSZE wird 
am 2. Dezember 1998 in Oslo stattfinden. Aufgrund 
des großen Erfolges wird es zur Konferenz von Mona-
co über die subregionale wi rtschaftliche Zusammen-
arbeit ein Folgekolloquium geben, das vom 13. bis 
15. Oktober 1999 in Nantes stattfinden wird. Ein 
diesbezügliches Vorbereitungstreffen wird die The-
men der Konferenz im vorhinein abstimmen. Sodann 
nahmen die Mitglieder des Ständigen Ausschusses 
die Einladung des rumänischen Delegationsleiters 
Severin an, die Neunte Jahrestagung der Parlamen-
tarischen Versammlung der OSZE im Juli 2000 in Bu-
karest durchzuführen. Der Ständige Ausschuß werde 
sich wie in den Vorjahren im Januar oder Februar 
1999 in Wien treffen. Der genaue Termin werde früh-
zeitig bekanntgegeben. Erinnert wurde noch einmal 
daran, daß im Oktober 1998 ein Folgeseminar zum 
letztjährigen Kaukasus-Seminar in Tif lis in Georgien 
stattfinden werde. 

Als letzter Punkt wurden unter dem Tagesordnungs-
punkt „Sonstiges" zunächst die Berichte über die 
Wahlbeobachtungen besprochen. So habe die Parla-
mentarische Versammlung der OSZE in der Ukraine, 
Moldawien, Armenien sowie der Tschechischen Re-
publik im zurückliegenden Jahr ihr aktives Engage-
ment fortgesetzt. 

Die Frist für die Einreichung von Vorschlägen für den 
Preis für Journalismus und Demokratie wurde von 
Ende März auf Ende Februar für das jewei lige Jahr 
vorverlegt, um für das Preiskomitee mehr Beratungs-
zeit zu gewinnen. Eine dementsprechende Änderung 
von Regel 5 für die Vergabe des Preises wurde mehr-
heitlich angenommen. 

Ein finnischer Abgeordneter erinnerte an seinen Vor-
schlag, sogenannte Fernkonferenzen durchzuführen, 
um Geld und Zeit für die Anreise zu sparen und da-
durch häufigere Treffen beispielsweise des Ständi-
gen Ausschusses zu ermöglichen. Der Generalsekre-
tär der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 
entgegnete ihm, daß sein Vorschlag erwogen worden 
sei, jedoch seien bislang nicht alle 54 Mitglieder be-
reit und in der Lage, diese Technik anzuwenden. 
Dieser Vorschlag werde jedoch weiter verfolgt wer-
den. 

III. Eröffnungssitzung 

In der Eröffnungssitzung, die am Vormittag des 7. Juli 
1998 in den Räumlichkeiten des Falkoner Center in 
Kopenhagen stattfand, sprachen der Präsident der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE, Javier 
Rupérez, der Präsident des dänischen Parlaments, 
Ivar Hansen, der dänische Ministerpräsident, Poul 
Nyrup Rasmussen, sowie der amtierende Vorsitzende 
der OSZE, Bronislaw Geremek. 

In seiner Eröffnungsansprache wies der Präsident 
der Versammlung auf das im Oktober in Tif lis statt-
findende Seminar hin. Ferner legte er die Gründe 
dar, die ihn zur Einbringung des Zusatztagesord-
nungspunktes „Lage im Kosovo" bewogen hatten. Er 
zählte die Monaco-Konferenz zur subregionalen wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit, seine Reisen in die 
Mitgliedstaaten sowie seine Bemühungen um die 
Stärkung der Rolle der Parlamentarischen Versamm-
lung in der OSZE-Familie als wichtige Aktivitäten 
der Parlamentarischen Versammlung der OSZE auf. 
Er schloß seine Ausführungen mit einem ausdrückli-
chen Dank für die gute Unterstützung, die die Mitar-
beiter des Internationalen Sekretariates ihm hätten 
zukommen lassen sowie das Vertrauen, das seine 
Zusammenarbeit mit dem Generalsekretär Spencer 
Oliver gekennzeichnet habe. Nicht vergessen wolle 
er auch das spanische Parlament, das ihm in vielerlei 
Hinsicht seine Arbeit als Präsident der Versammlung 
erst ermöglicht habe. 

Im Anschluß daran überbrachte der dänische Parla-
mentspräsident Ivar Hansen den Konferenzteilneh-
mern einen herzlichen Willkommensgruß des däni-
schen Parlamentes. Sein Land habe sich von Beginn 
an der Förderung der OSZE gewidmet und wolle 
auch in Zukunft einen Beitrag zu deren Aktivitäten 
erbringen. Interparlamentarische Versammlungen 
seien wichtige Instrumente zur Erreichung von mehr 
Verständnis bei den Bürgern. Im Gegensatz zu Re-
gierungsvereinigungen müßten die Parlamentari-
schen Versammlungen sich gewissen Rücksichten 
und Verpflichtungen nicht beugen. Dadurch hätten 
sie eine größere Chance, zu internationaler Verstän-
digung und Konfliktvorbeugung beizutragen. 

Der dänische Ministerpräsident Poul Nyrup Ras-
mussen sah in der Parlamentarischen Versammlung 
der OSZE ebenfalls eine Brücke zwischen der exeku-
tiven OSZE und den Bürgern ihrer Mitgliedstaaten. 
Die OSZE sei das größte Forum, das alle Staaten in 
Europa zusammenfasse, darüber hinaus den Kauka-
sus, Zentralasien, die Vereinigten Staaten sowie Ka-
nada. Die hierdurch entstehenden Kooperationen 
brächten Staaten zusammen, und gerade jenes bür-
gernahe Vorgehen sei erforderlich, um die Vorausset-
zungen für ein ungeteiltes Europa zu schaffen. Jetzt 
sei die historische Gelegenheit, die Vision einer frei-
en und offenen Gesellschaft im gesamten OSZE

-

Raum Realität werden zu lassen. Aber es gebe natür-
lich Hindernisse und Herausforderungen. Einige Be-
drohungen der allgemeinen Sicherheit hätten auch 
jetzt noch tragische Auswirkungen, so z. B. der Kon-
flikt im Kosovo. Nun gelte es, alle Anstrengungen zu 
bündeln, um eine weitere Eskalation der Situation zu 
verhindern. Prävention sei in jedem Fall besser als 
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Heilung. Die Charta über die Europäische Sicherheit 
setze die Erarbeitung einer Plattform für kooperative 
Sicherheit voraus, ein gemeinsam entwickeltes Kon-
zept der Kooperation zwischen sich gegenseitig un-
terstützenden und verstärkenden Institutionen. Die 
Sicherheit aller Bürger Europas setze Demokratie 
voraus. Demokratie basiere wiederum auf einem par-
lamentarischen System. Deshalb solle auch die Platt-
form für kooperative Sicherheit eine parlamentari-
sche Dimension besitzen. 

Der amtierende Vorsitzende der OSZE, der polni-
sche Außenminister Bronislaw Geremek, würdigte 
die Arbeit der Männer und Frauen, die sich in 17 
Langzeitmissionen engagierten und kostengünstige 
sowie effektive Arbeit leisteten. Zum Teil würde es 
natürlich manchmal einigen Wahlbeobachtungsmis-
sionen der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE an Geld mangeln. Deshalb richte er an die in 
Kopenhagen anwesenden Parlamentarier den Ap-
pell, sich für eine gute finanzielle Ausstattung der 
OSZE stark zu machen, wenn die nationalen Haus-
halte verabschiedet würden. Die von der OSZE 
geleistete Unterstützung in Krisensituationen könne 
Leben retten, menschliches Leid verringern, Gewalt 
reduzieren und Hoffnung verbreiten. In den letzten 
fünf Jahren habe die Parlamentarische Versamm-
lung der OSZE fast 700 Abgeordnete zur Beobach-
tung von mehr als 30 Wahlen entsandt. Dies sei ein 
Beweis für den wertvollen Beitrag zur Errichtung 
von demokratischen Institutionen und demokrati-
schen Parlamenten in der ganzen OSZE-Region. Er 
wolle alle Parlamentarier ermutigen, auch zukünftig 
auf diesem Gebiet tätig zu sein. 

Er sei sich aller Argumente, die gegen die Konsens

-

regel der OSZE sprächen, bewußt. Dennoch sei er 
der Auffassung, daß die Konsensregel die demokrati-
sche Natur der OSZE dadurch sichere, daß sie auch 
kleine und mittelgroße Länder aufwerte. Wenn die 
mehr als 50 Regierungen, die in der OSZE repräsen-
tiert seien, gemeinsam eine Entscheidung fällten, sei 
diese machtvoll und effektiv und könne vollständig 
umgesetzt werden. Bei der OSZE handele es sich um 
einen Zusammenschluß gleichberechtigter Staaten, 
so daß Entscheidungen auch der Diskussion und der 
Auseinandersetzung mit Argumenten anderer be-
dürften. Er sage aber nicht, daß der formale Konsens 
der einzig gangbare Weg sei. Es bestünden auch Me-
chanismen, um flexibel und außerhalb der OSZE-
Konsensregeln tätig zu werden. So könne beispiels-
weise, falls notwendig, in Fällen einer eindeutigen 
Verletzung von OSZE-Prinzipien eine Entscheidung 
in Abwesenheit des betroffenen Staates getroffen 
werden so wie dies beim Ratstreffen in Prag im Jahre 
1992 beschlossen worden sei. Zudem gäbe es den so-
genannten „Moskauer Mechanismus", der es einer 
kleineren Anzahl von Staaten erlaube zu agieren, um 
einen Einzelstaat für die Nichtbeachtung von OSZE-
Missionen zur Verantwortung zu ziehen. Dieser Me-
chanismus sei jedoch noch nie zum Tragen gekom-
men. Natürlich gäbe es auch OSZE-Aktionen, die 
mit einem bestimmten Mandat ausgestattet seien. 
Er wolle hier besonders die Arbeit des Hohen Kom-
missars der OSZE für nationale Minderheiten, Max 
van  der Stoel, hervorheben und habe auch die zu

-

künftige Arbeit des Medienkoordinators, Freimut 
Duve, diesbezüglich im Blick. 

Die subregionale Kooperation zwischen Staaten sei 
von zwei Seiten her zu betrachten. Zum einen werde 
die europäische Sicherheit immer unteilbarer. Eine 
einzelne Sicherheitsfrage sei immer in Verbindung 
mit der Sicherheit aller zu sehen. Auf der anderen 
Seite bildeten die neu entstehenden subregionalen 
Kooperationsstrukturen einen Beitrag zur gesamten 
europäischen Sicherheit. Die subregionale Zusam-
menarbeit trage deshalb dazu bei, gemeinsame Ver-
antwortung zu erkennen. Dies setze zusätzliche poli-
tische Energie im Dienste lokaler Bedürfnisse frei. 
Auch sei nicht auszuschließen, daß subregionale 
Zusammenarbeit durch ihre unmittelbare Nähe zu 
Problemen effektive Frühwarnsysteme sowie Kon-
fliktverhütungs- und Nachsorgemechanismen her-
vorbringen könne. Auch die „Partnerschaft für den 
Frieden"-Projekte der NATO seien eingebettet in 
subregionale Kooperationen. Zum Ende seiner Rede 
würdigte Herr Geremek den Einsatz des Präsidenten 
Rupérez und beglückwünschte ihn zu seiner Arbeit 
in den zurückliegenden Jahren. 

In der anschließenden Fragerunde wurde ein breites 
Spektrum von Themen angesprochen. Ein georgi-
scher Abgeordneter berichtete, daß es eine neue Wo-
ge ethnischer Säuberung in Abchasien gebe. Er frage 
sich, was der Sinn der Resolutionen sei, wenn sie 
nicht zu einer konkreten Lösung beitragen könnten. 
Der amtierende Vorsitzende entgegnete, daß die 
konkrete Umsetzung von Resolutionsinhalten tat-
sächlich oftmals schwierig sei. Er plädiere jedoch 
auch dafür, daß die Entschließungen der Parlamen-
tarischen Versammlung der OSZE zumindest von 
den eigenen Organisationen noch besser berücksich-
tigt werden müßten. Die schwedische Abgeordnete 
Viola Furubjelke wollte wissen, welche Rolle die 
NATO und die OSZE bei der Lösung des Kosovo

-

Konflikts spielen könnten und wie die persönliche 
Auffassung des amtierenden Vorsitzenden zu Ver-
handlungsmöglichkeiten in dieser Sache aussehe. 
Herr Geremek antwortete, daß die OSZE eine Orga-
nisation sei, die im Kosovo-Konflikt reagie rt  habe. Sie 
habe die Gewalt verurteilt und die Forderung ge-
stellt, eine Beobachtermission einzusetzen. Des wei-
teren halte sie ständigen Kontakt zu allen beteiligten 
Stellen. Er persönlich sei der Auffassung, daß eine di-
plomatische Sprachregelung angesichts des Blutver-
gießens nicht als Errungenschaft angesehen werden 
könne. Deshalb werde die OSZE auch den ständigen 
Kontakt zur Kosovo-Kontaktgruppe und den Regie-
rungsvertretern aufrechterhalten. Er hege die Hoff-
nung, daß die Gonzalez-Mission letztendlich akzep-
tiert werde und die Vereinbarungen zwischen Jelzin 
und Milosevic eingehalten würden. Ferner wünsche 
er sich, daß die nächsten Entscheidungen der Kon-
taktgruppe sowie der NATO den Friedensprozeß im 
Kosovo anstoßen würden. Der amtierende Vorsitzen-
de fügte hinzu, daß der Vorschlag erörtert werde, 
dem Kosovo einen Sonderstatus innerhalb der Bun-
desrepublik Jugoslawien einzuräumen. 

Ein Vertreter Großbritanniens erkundigte sich da

-

nach, wo die OSZE im Sinne der Empfehlungen der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE tätig ge- 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/11466  

worden sei. Herr Geremek versicherte, a lles in seiner 
Macht Stehende zu tun, um die Empfehlungen der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE in der 
täglichen Arbeit umzusetzen. Er sei jederzeit bereit, 
Fragen der Parlamentarier zu beantworten. Zudem 
sei Präsident Rupérez bei allen Troika-Sitzungen an-
wesend gewesen. Umgekehrt sei er als amtierender 
Vorsitzender sowohl in der Jahresversammlung als 
auch im Ständigen Ausschuß präsent. Die Dele-
gation der Russischen Föderation erinnerte Herrn 
Geremek an sein beim Treffen des Ständigen Aus-
schusses in Wien gegebenes Versprechen, die Situa-
tion in Weißrußland aufzuklären. Der amtierende 
Vorsitzende äußerte Bedauern darüber, daß seit der 
Wiener Tagung keine Fortschritte zu verzeichnen sei-
en und kein guter Wille anzutreffen sei. Im Gegen-
satz zu einem Vertreter Armeniens war der amtie-
rende Vorsitzende der Auffassung, daß die OSZE 
durchaus Instrumente der präventiven Diplomatie 
besitze. Zu deren Umsetzung bedürfe es jedoch eines 
Minimums an gutem Wi llen. Nach den Wahlen in 
Aserbaidschan werde er Nagorni-Karabach bereisen. 
Es müsse gemeinsam nachgedacht werden, wie die 
parlamentarische Präsenz in Konfliktgebieten gesi-
chert werden könne, um den Dialogprozeß voranzu-
treiben. Dies sei im übrigen eine der schwierigsten 
Aufgaben überhaupt in der Arbeit der OSZE. Er hof-
fe darüber hinaus, daß die Parlamentarische Ver-
sammlung der OSZE in Zukunft eine aktivere Rolle 
bei der Ausarbeitung der Europäischen Sicherheits-
charta spielen könne. Es gelte neue Kooperationen 
für neue Herausforderungen zu finden. Andererseits 
gebe es sehr viele Konflikte, und die OSZE könne 
nicht alle aufgreifen. Wenn, wie im Zypern-Konflikt, 
beispielsweise die Vereinten Nationen schon aktiv 
seien, sei es nicht unbedingt erforderlich, daß sich 
die OSZE der gleichen Sache annehme. Die OSZE 
könne die Bedrohung eines OSZE-Mitgliedes durch 
ein anderes aber nicht dulden. 

Der deutsche Abgeordnete Heistermann sprach die 
Frage ethnischer Minderheiten im OSZE-Gebiet an. 
Er frage sich, ob man dieses Problem durch Einräu-
mung eines Sonderstatus lösen könne oder ob nicht 
ein Umdenken stattfinden müsse. Ost und West wür-
den im nächsten Jahrhundert näher denn je zusam-
menleben. Deshalb sei für ihn die Frage ethnischer 
Minderheiten eine Frage, die auch auf ,die Tagesord-
nung der OSZE gesetzt werden müsse. Der amtieren-
de Vorsitzende antwortete, daß die Frage der Be-
handlung von Minderheiten schon immer sehr wich-
tig gewesen sei. Es sei jedoch schwierig, die Rechte 
von Minderheiten, wie Identität und Selbstbestim-
mung, zu definieren. Eventuell könne sich ein spe-
zielles Seminar mit diesem Thema in Zukunft befas-
sen. 

IV. OSZE -Diskussionsrunde und Seminar 

Im Anschluß an die Rede des amtierenden Vorsitzen-
den der OSZE fand eine OSZE-Diskussionsrunde mit 
Beiträgen von hochrangigen Vertretern der OSZE

-

Exekutive, nämlich OSZE-Generalsekretär Gian
-carlo Aragona, dem Hohen Kommissar der OSZE für 

nationale Minderheiten, Max van  der Stoel, dem Be- 

auftragten für Medienfreiheit der OSZE, Freimut 
Duve, dem Direktor des Büros für demokratische In-
stitutionen und Menschenrechte, Gérard Stoudmann 
sowie dem Koordinator für ökologische und ökono-
mische Aktivitäten, Thomas Price, statt. 

OSZE-Generalsekretär Aragona ging zunächst auf 
die immer wieder vorgebrachte Forderung der 
Mitgliedstaaten ein, daß die OSZE flexibel und unbü-
rokratisch arbeiten solle. Die Grenze zwischen Flexi-
bilität auf der einen und institutioneller Schwäche 
auf der anderen Seite sei sehr dünn. Nach den Be-
schlüssen des Kopenhagener Ministerratstreffens sei 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt worden, die sich mit 
Empfehlungen zur möglichen Umstrukturierung des 
OSZE-Sekretariates befaßt habe. Vorgeschlagen 
worden sei, das Sekretariat in zwei Bereiche zu un-
terteilen. Der eine Bereich umfasse administrativ

-

operative Tätigkeiten. Der andere Bereich solle für 
die Zusammenarbeit mit anderen Organisationen zu-
ständig sein. Diese klare Aufteilung der Aufgaben 
stelle seines Erachtens eine signifikante Verbesse-
rung sowie eine Ermutigung zu einem projektorien-
tierten Ansatz dar. Ein anderer Aspekt, der in den 
Resolutionen der Parlamentarischen Versammlung 
der OSZE aufgegriffen werde, sei das Bedürfnis einer 
verstärkten Kooperation mit anderen internationalen 
Organisationen. Dies sei eine Initiative, die auch die 
exekutive OSZE voll unterstütze. Die Idee der Ent-
wicklung einer OSZE-Akademie bzw. eines Institutes 
für kooperative Sicherheit finde er sehr interessant. 
Zur Zeit versuche die exekutive OSZE Wege zu ent-
decken, das Internet zur Entwicklung eines OSZE-
Akademiker-Netzwerkes zu nutzen. Die Ergebnisse 
dieser Jahresversammlung würden im Ständigen Rat 
der OSZE diskutiert werden. Entweder werde es eine 
Sondersitzung geben oder aber ein wichtiger Teil ei-
ner Sitzung den Ergebnissen gewidmet werden. Man 
werde die hier angesprochenen Themen aufgreifen 
und weiterverfolgen. Am 16. Juli 1998 finde in Wien 
auf Ebene der politischen Direktoren der Troika eine 
Sitzung statt. Hierzu seien auch der Generalsekretär 
der Parlamentarischen Versammlung der OSZE so-
wie Herr van der Stoel, Herr Duve und Herr Stoud-
mann eingeladen. 

Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten 
(HKNM), Max van der Stoel, berichtete von seinen 
Aktivitäten seit der Sechsten Jahrestagung der Parla-
mentarischen Versammlung der OSZE. Er habe sich 
beispielsweise mit ethnischen Minderheiten in Kroa-
tien und Lettland befaßt, versucht, Konflikte abzu-
bauen und zur Lösung von Problemen beizutragen. 
Der Dialog werde in einzelnen Staaten leider nicht 
immer voll ausgeschöpft. Es zeige sich immer wieder, 
daß die ethnische Verständigung der Durchsetzung 
praktischer Vorschläge bedürfe. Hierbei sei der 
Grundsatz der Gleichberechtigung von ausschlagge-
bender Bedeutung. Leider gebe es jedoch immer 
wieder extreme Elemente, die sich der Umsetzung 
praktikabler Vorschläge widersetzten. Dies führe zu 
weiteren Spannungen und Schwierigkeiten. Deshalb 
gelte es, diesen ultranationalen Kräften entgegenzu-
wirken. 

Der Anfang 1989 neu ernannte Beauftrage für 
Medienfreiheit der OSZE, Freimut Duve, stellte sein 
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neues Amt vor. Bislang arbeite er mit drei Personen 
zusammen, das Personal werde aber letztendlich 4-6 
Personen umfassen. Er fügte hinzu, daß ohne not-
wendige finanzielle Mittel keine Handlungsmöglich-
keit bestehe. Deshalb hoffe er auf weitere Unterstüt-
zung. Es sei sein Wunsch, daß eine Verständigung 
über die Begriffe „Verantwortung" und „Freiheit" 
stattfinde. Auch die Entwicklung der Medien in der 
westlichen Hemisphäre dürfe hierbei nicht aus-
geschlossen werden. Er berichtete von den vier 
Aspekten seiner Arbeit. Zum einen nannte er den 
Beispielsfall eines ermordeten Fotografen in Istanbul. 
Er versuche immer, die Angehörigen getöteter Jour-
nalisten persönlich aufzusuchen. Erschreckender

-

weise zeichne sich eine zunehmende Tendenz einer 
Zensur durch Tötung ab. Der zweite Aspekt, mit dem 
er sich beschäftige, sei die indirekte Unterdrückung 
der freien Medien beispielsweise in Weißrußland 
oder Kroatien. Ferner gäbe es eine Instrumentalisie-
rung der Medien in der Politik beispielsweise durch 
sogenannte „Haßreden" zu beobachten. Als letzten 
Punkt seiner Ausführungen nannte er das Problem 
der direkten Zensurmaßnahmen beispielsweise 
durch das Parlament eines Staates. 

Der Koordinator für ökologische und wirtschaftli-
che Aktivitäten der OSZE, Thomas Price, rief in das 
Bewußtsein, daß es einen Zusammenhang zwischen 
ökologischen, wirtschaftlichen und sicherheitsrele-
vanten Fragen in der OSZE-Region gebe. 

V. Verleihung des „OSZE-Preises für 
Journalismus und Demokratie" 

Einleitend erinnerte der Präsident der Parlamentari-
schen Versammlung der OSZE daran, daß der 
„OSZE-Preis für Journalismus und Demokratie" im 
Rahmen der Fünften Jahrestagung der Versammlung 
im Jahre 1996 in Stockholm erstmalig verliehen wor-
den sei, und zwar an den polnischen Journalisten 
und Schriftsteller Adam Michnik. Im Jahre 1997 
seien die „Reporter ohne Grenzen" Preisträger ge-
wesen. Das frühere Mitglied der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE, Freimut Duve, sei zum 
Zeitpunkt der Schaffung des Preises im Vorsitz des 
Preisverleihungskomitees gewesen und habe zwei 
Geldgeber finden können. Dies seien der Bertels-
mann-Verlag auf deutscher Seite sowie eine norwe-
gische und kanadische Verlagsgruppe. Diesen wolle 
er an dieser Stelle herzlich danken. Sie seien es, die 
auch in diesem Jahr die Vergabe des Preises ermög-
licht hätten. 

Der deutsche Abgeordnete Prof. Gert Weisskirchen 
stellte das Werk des diesjährigen Preisträgers, des 
britischen Historikers Timothy Garton Ash, zusam-
menfassend dar. Herr Ash habe die politische Situati-
on in Ost-Berlin, Warschau, Prag und Moskau behan-
delt. Er sei sozusagen eingetaucht in die Sinfonien 
des Umbruchs. Die Leidenschaft der Ausgeschlosse-
nen habe ihn ins Herz getroffen. Timothy Garton Ash 
habe in seinen Werken die Verantwortung der Histo-
riker und Journalisten, sich mit der eigenen Vergan-
genheit auseinanderzusetzen, dargestellt. Nur weni-
ge westeuropäische Journalisten hätten so verant

-

wortungsbewußt wie er den Begriff der Verantwor-
tung beschrieben. 

Im Anschluß daran richtete der dänische Parlaments-
präsident Ivar Hansen das Wort  an die Parlamentari-
sche Versammung der OSZE. In der heutigen Zeit 
hingen Journalismus und Demokratie mehr denn je 
voneinander ab. Der kritische Journalismus wirke 
aufhellend. Guter Journalismus, wie der, den der ak-
tuelle Preisträger repräsentiere, vertrete nicht irgend-
welche Obrigkeiten, sondern die Bürger. 

Nach Übergabe des Preises an Timothy Garton Ash 
bedankte sich dieser insbesondere bei der polni-
schen Delegation, die ihn als Preisträger vorgeschla-
gen habe. Des weiteren wolle er ganz ausdrücklich 
Prof. Weisskirchen und Freimut Duve danken. Polen 
sei sein zweites Heimatland geworden, und auch 
Deutschland habe eine entscheidende Rolle in sei-
nem Werk gespielt. Gerade über den OSZE-Preis 
freue er sich sehr, da die KSZE bzw. OSZE diejenige 
Organisation gewesen sei, die Menschenrechte als 
eine der ersten Institutionen auf die Tagesordnung 
gesetzt habe. Der polnische Journalist Adam Mich-
nik sei zu Recht derjenige gewesen, der als erster 
diese Auszeichnung erhalten habe. Er erinnerte dar-
an, welche Bedeutung der Prager Zeitung „Das freie 
Wort " im Jahr 1998 zugekommen sei. Zeitungen sei-
en oft ebenso wichtig wie politische Parteien und 
manchmal langlebiger als diese. Das serbische Fern-
sehen sei ein Beleg dafür, daß nicht nur Journalismus 
und Demokratie oftmals in Verbindung stünden, son-
dern daß es auch geschehen könne, daß Journalis-
mus und Diktatur eine Symbiose eingingen. Er wolle 
jedoch noch einmal hervorheben, wie wichtig a ll  die-
jenigen seien, die aus Schützengräben und Konflik-
therden berichteten. Deshalb wolle er den Preis als 
Aufforderung und Ermutigung für alle kritischen 
Journalisten entgegennehmen. 

VI. Ausschuß für politische Angelegenheiten 
und Sicherheit 

Der Ausschuß für politische Angelegenheiten und Si-
cherheit tagte am 8. und 9. Juli 1998 unter Vorsitz des 
britischen Abgeordneten Bruce George. Er befaßte 
sich bei seinen Beratungen eingehend mit dem vom 
amerikanischen Abgeordneten Alcee Hastings vor-
gelegten Bericht zum Thema „Die Entwicklung der 
Strukturen, Institutionen und Perspektiven der 
OSZE". Dieser Bericht geht davon aus, daß die Um-
setzung der OSZE-Prinzipien und -Verpflichtungen 
zu den Daueraufgaben der OSZE gehören müsse. Zu 
diesem Zweck sei es weniger erforderlich, neue Insti-
tutionen und Strukturen zu schaffen, als vielmehr die 
bestehenden OSZE-Instrumente und -Ressourcen im 
Sinne größerer Effizienz weiterzuentwickeln. Hierzu 
werden eine ganze Reihe von Vorschlägen unterbrei-
tet. Zum einen sei eine Stärkung der Koordinierungs-
funktion der OSZE in Krisensituationen in Zusam-
menarbeit mit anderen internationalen Organisatio-
nen erforderlich. Darüber hinaus sollten Gipfeltreffen 
der Staats- und Regierungschefs der OSZE nur noch 
dann, wenn solche Treffen erforderlich und Be-
schlüsse auf höchster politischer Ebene wirklich 
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nötig seien, stattfinden. Überprüfungskonferenzen 
sollten nur noch dann anberaumt werden, wenn aus-
führliche Implementierungsdebatten möglich seien. 
Ferner solle das Sekretariat der OSZE wirksamer 
ausgestaltet werden. Ein weiterer Punkt solle die 
Einbeziehung des Sachverstands von OSZE-Parla-
mentariern für Schulungsprogramme in Zentralasien 
sowie bei der Durchführung von Seminaren und 
Aktivitäten im Zusammenhang mit der Umsetzung 
des Programms für koordinierte Unterstützung sein. 
Des weiteren sollten Regeln für die Einstellung von 
Missionspersonal für OSZE-Missionen eingeführt 
werden. Genauso wichtig sei die Erarbeitung von 
Richtlinien für die Beendigung von OSZE-Missionen. 
Überprüft werden sollten auch die bestehenden 
vertrauens- und sicherheitsbildenden Maßnahmen 
(VSBM), um sie dem heutigen Sicherheitsumfeld in 
Europa besser anzupassen. Eine Vertiefung der Kon-
takte zwischen den OSZE-Institutionen und Nichtre-
gierungsorganisationen wird ebenfalls empfohlen. 
Schließlich wird die Schaffung eines Netzes von For-
schungseinrichtungen in Form einer OSZE-Akade-
mie oder eines OSZE-Instituts für kooperative Sicher-
heit erwogen. 

Der Berichterstatter Hastings griff in einer kurzen 
Präsentation einige Punkte seines Berichtes und des 
ebenfalls von ihm erstellten Resolutionsentwurfes 
heraus. Angesichts der Themengebung für die dies-
jährige Jahresversammlung der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE gelte es zunächst, sich einen 
Überblick über die Entwicklung und Funktionen der 
einzelnen Institutionen zu verschaffen. Die OSZE nä-
here sich dem 30. Jahrestag ihrer Gründung. Deshalb 
empfehle es sich, über ihre Arbeit nachzudenken 
und einige Werkzeuge gegebenenfalls zu verfeinern. 
Er sei besorgt über diejenigen Teilnehmerstaaten, 
die versuchten, die Überwachung der Implementie-
rung von OSZE-Resolutionen auf OSZE-Institutionen 
abzuwälzen. Es sei wichtig, daß die Verletzung von 
OSZE-Prinzipien vor Ort verfolgt werde. Zudem sei 
es erforderlich, die vorhandenen Institutionen und 
Strukturen noch sorgfältiger aufeinander abzustim-
men. 

In der anschließenden allgemeinen Aussprache äu-
ßerte Vizepräsident Willy Wimmer seine Freude 
über die Teilnahme einer besonders großen amerika-
nischen Delegation an der Siebten Jahrestagung der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE. Jeder 
habe sich schon darüber beklagt, daß der OSZE ne-
ben den anderen Organisationen nicht das Gewicht 
zukomme, daß sich die Parlamentarische Versamm-
lung der OSZE wünsche. Oftmals beschäftige sich 
die OSZE nicht mit neuen Entwicklungen, sondern 
richte nur den Blick Richtung Osten. Sie habe Scheu, 
sich der transkontinentalen Sicherheit anzunehmen. 
Dies gehe leider auf Kosten der asiatischen Mitglied-
staaten. Deshalb solle man nicht nur die Aktivitäten 
anderer Organisationen loben, sondern auch selbst 
tätig werden. Schließlich sei die gemeinsame Sicher-
heit aller OSZE-Mitgliedsländer das anzustrebende 
Ziel. 

Ein französischer Delegierter erklärte, daß die OSZE 
es manchmal schwer habe, sich in der internationa

-

len Gemeinschaft Gehör zu verschaffen. Dennoch 

bleibe es weiterhin ihre Aufgabe, sich in den ver-
schiedenen aktuellen Konflikten für die Wiederher-
stellung des Friedens einzusetzen. Auch wenn die 
NATO-Osterweiterung unausweichlich sei, habe die 
OSZE ihre eigene Rolle als Wiederaufbaunetz durch 
ihre friedensstiftenden Missionen. Sie könne mate-
rielle, technische und menschliche Hilfe zur Verfü-
gung stellen. Die von der OSZE wahrgenommenen 
Aufgaben seien oft  wenig spektakulär und dankbar. 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE solle 
deshalb dazu beitragen, daß die Arbeit der OSZE ei-
ner breiteren Öffentlichkeit bekannt werde. Der 
zypriotische Abgeordnete Lillikas äußerte die An-
sicht, daß die OSZE nur dann glaubwürdig sei, wenn 
sie ihr eigenes Instrumentarium ständig überprüfe. 
Die OSZE sei ein wichtiger Teil der europäischen 
Sicherheitsarchitektur. Wenn die OSZE sage, sie 
könne im Zypern-Konflikt nicht handeln, weil die 
Vereinten Nationen dafür zuständig seien, so sei dies 
ein Beweis dafür, daß die Organisation ihre eigenen 
Prinzipien nicht beachte. Das Verhalten der Türkei 
sei nicht zu akzeptieren, so daß er die OSZE auffor-
dere, ihre Motive zu überprüfen. Der italienische 
Abgeordnete Duva war der Auffassung, daß der 
Tendenz entgegengewirkt werden müsse, die OSZE 
als bloßen Debattierclub zu nutzen. Er teile einige 
Überlegungen des Berichterstatters nicht, beispiels-
weise diejenigen, die den Schiedsgerichtshof beträ-
fen. Seiner Ansicht nach sei es besser, dazu aufzuru-
fen, den Schiedsgerichtshof mehr zu nutzen als dies 
in der Vergangenheit der Fall gewesen sei. Die Wahl-
beobachtungen seien zudem ein wichtiges Instru-
ment der Versammlung, das weiter ausgebaut 
werden sollte. Der französische Abgeordnete De la 
Malene stimmte den italienischen Ausführungen 
zum Gerichtshof zu. Den Gerichtshof könnten nur 
diejenigen Staaten anrufen, die das Abkommen auch 
ratifiziert hätten. Deshalb rufe er diejenigen Staaten, 
die dies bislang nicht getan hätten, dazu auf, dies in 
Kürze nachzuholen. Auch andere Gerichtshöfe hät-
ten eine lange Anlaufzeit gebraucht. Er schlage vor, 
Aufklärungsarbeit dahingehend zu leisten, daß über 
die Modalitäten der Anrufung und Zuständigkeiten 
des Schiedsgerichtshofes besser unterrichtet werde. 
Der armenische Abgeordnete Igityan kritisierte, daß 
die OSZE verschiedene Konflikte unterschiedlich 
handhabe. So werde beispielsweise der Konflikt in 
Nagomi-Karabach im Gegensatz zum Kosovo-Kon-
flikt oftmals außen vor gelassen. Wenn man sich je-
doch schon auf OSZE-Kriterien verständigt habe, 
solle man diese auch einheitlich anwenden. Diejeni-
gen, die die Prinzipien verletzten, müßten wissen, 
welche Konsequenzen ihr Verhalten nach sich zöge. 
Ein Mitglied der spanischen Delegation äußerte, daß 
die Welt entmilitarisiert werden müsse. Es gelte stär-
ker am Sicherheitskonzept für die heutige Zeit zu ar-
beiten. Er schlage vor, eine kleine, gut funktionieren-
de Polizeieingreiftruppe zu schaffen. Manchmal 
müsse man sich in der heutigen Zeit die Frage stel-
len, wie vehement Menschenrechte verletzt werden 
müßten, um ein Eingreifen notwendig zu machen. 
Weshalb beispielsweise greife man im Kosovo ein 
und nicht in Algerien? Es müsse ein Ende der Unauf-
richtigkeit geben. Auch in der Türkei gelte es, die 
Menschenrechte besser zu beachten. Wenn man eine 
Intervention beschließe, müsse es in den Vereinten 
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Nationen geschehen. Dies sei im Gegensatz zur 
NATO der diplomatische Weg. Wenn man die Effizi-
enz der OSZE steigern wolle, so müsse man ein inter-
kontinentales Sicherheitssystem schaffen. Ein Vertre-
ter des Vereinigten Königreiches sah beim Einschla-
gen extremer Richtungen die Gefahr, sich selbst ins 
Aus zu manövrieren. Genauso würden widersprüch-
liche Änderungsanträge die Gefahr in sich bergen, 
daß die letztendlich verabschiedeten Resolutionen 
nicht durchgehend konsequent seien. Die OSZE 
könne nicht alle Probleme lösen. Sie könne auch 
nicht andere Organisationen ersetzen. Daher gelte es, 
„das richtige Pferd für die richtige Aufgabe auszu-
wählen" . Der weißrussische Abgeordnete Lyabedzka 
berichtete, daß die Situation in Weißrußland zur Zeit 
so sei wie früher in der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten, d. h. das tägliche Leben werde beherrscht 
von Geheimdienst, Polizei und Militär. Sein Volk sei 
dem Genozid unterworfen. Er befürchte zudem, daß 
Lukaschenkas Politik sozusagen ein Exportartikel im 
postsowjetischen Raum sei, auch wenn nur fünf Pro-
zent der Bevölkerung ihn befürworteten. Dies würde 
eine Gefahr für ganz Europa darstellen. Deshalb be-
grüße er ganz ausdrücklich die geplante neue OSZE

-

Mission in Weißrußland. Die schwedische Abge-
ordnete Wegestal verwies auf die beim Parlamen-
tarierinnentreffen verabschiedete Resolution zur 
Stärkung der Rolle der Frau in der OSZE. Die schwe-
dische Delegation werde sich gemäß der OSZE

-

Initiative für die Einrichtung einer Anlaufstelle für 
Frauenfragen stark machen. Außerdem solle man die 
Empfehlungen des Parlamentarierinnentreffens bei 
der Zusammensetzung von Teams und der Rekrutie-
rung des Missionspersonals beachten. 

Präsident Rupérez legte als Berichterstatter der Ko-
sovo-Resolution diejenigen Gründe dar, die ihn zum 
Entwurf dieser Resolution veranlaßt hätten. Die Ach-
tung der Menschenrechte sei die beste Vorausset-
zung für die Erhaltung oder Wiedererlangung des 
Friedens. Dementsprechend solle auch der Kosovo 
seine Autonomie wieder erhalten. Der Verzicht auf 
Gewalt sei ein Grundprinzip der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE. Es gehe nicht darum, Jugo-
slawien aufzuteilen, sondern einen autonomen Status 
für den Kosovo innerhalb der Grenzen Jugoslawiens 
zu schaffen. Im Gegensatz zum früheren Konflikt im 
ehemaligen Jugoslawien gelte es jetzt rechtzeitig 
Präsenz zu zeigen. Neben einer fünfköpfigen Abge-
ordnetendelegation aus der Bundesrepublik Jugosla-
wien, die die Debatte beobachtete, war auch ein Ver-
treter des Infozentrums Kosovo anwesend, da Präsi-
dent Rugova selbst nicht in der Lage war, teilzuneh-
men. 

Der Vorsitzende verlas die Erklärung der Kontakt-
gruppe vom 8. Juli 1998. Er fügte hinzu, daß die Si-
tuation sich seitdem weiter verschlechtert habe. Die 
Hauptverantwortung dafür liege bei der Regierung 
in Belgrad, aber auch die bewaffneten Kosovo-Alba-
ner seien verantwortlich für die Gewaltanwendung. 
Der Einsatz von Gewalt zur Erreichung politischer 
Ziele sei zu verurteilen. Der Vertreter des Infozen-
trums Kosovo, Herr Riza Nikqi, überbrachte Grüße 
von Herrn Rugova, dem es leider persönlich nicht 
möglich gewesen sei, an der Jahresversammlung der 

Parlamentarischen Versammlung der OSZE teilzu-
nehmen. Er erinnerte an die geschichtliche Entwick-
lung, daß der Kosovo seit 1989 achte Provinz Jugosla-
wiens gewesen sei. 1991 hätten über 80 Prozent der 
Bewohner des Kosovo für dessen Unabhängigkeit 
gestimmt. Aus den ersten freien Wahlen sei dann 
Herr Rugova als Präsident hervorgegangen. Nun ge-
be es einen gewaltsamen Konflikt im Kosovo, der zu 
einer Vielzahl von Todesopfern geführt habe. Die 
Hälfte der Getöteten seien Frauen, Kinder und alte 
Menschen. Zudem seien viele andere auf der Flucht. 
Es sei der Wunsch von Präsident Rugova, eine inter-
nationale Präsenz bei Dialogen mit Belgrad zu ge-
währleisten. Ein Eingreifen der internationalen Staa-
tengemeinschaft sei erforderlich, um der menschli-
chen Tragödie ein Ende zu bereiten. Er fordere alle 
auf, sich für eine f riedliche Lösung einzusetzen. Der 
russische Abgeordnete Zhirinovski fragte seinen 
Vorredner, wen er denn tatsächlich vertrete. Soweit 
er wisse, besitze er nicht einmal die Staatsangehörig

-

keit Jugoslawiens, sondern sei dänischer Staatsbür-
ger. Der Vorsitzende entgegnete, daß Präsident Ru-
gova den Vertreter des Informationszentrums Kosovo 
entsandt habe, ihm sei es deshalb egal, welche 
Staatsbürgerschaft der Redner besitze. Herr Nikqi 
versicherte daraufhin, er repräsentiere den Präsiden-
ten der Republik Kosovo. Auf Nachfrage eines bulga-
rischen Abgeordneten antwortete er, daß die Inaus-
sichtstellung eines Einsatzes der NATO durchaus er-
wünscht sei. Auf Nachfrage eines kanadischen Ab-
geordneten antwortete der Vertreter Rugovas, der 
Kosovo sei schon immer unabhängig gewesen, des-
halb sei es auch die Forderung seiner Gruppe, daß 
der Kosovo ein unabhängiger Staat werde. Auf Nach-
frage eines französischen Abgeordneten erklärte er, 
daß die Befreiungsorganisation UCK als Reaktion auf 
die serbische Gewalt entstanden sei. Präsident Rugo-
va bevorzuge hingegen eine f riedliche Lösung. Ein 
ungarischer Abgeordneter kritisierte, daß nur einige 
Parteien im Verhandlungsteam des Präsidenten Ru-
gova vertreten seien, andere hingegen nicht. Des-
halb gebe es keine einheitliche albanische Stimme, 
die mit Belgrad verhandeln könne. Er rief dazu auf, 
daß die OSZE eine entscheidende Rolle in diesem 
Konflikt spielen solle. Der Berichterstatter des Euro-
parates informierte die Anwesenden darüber, daß er 
Kontakte mit allen Konfliktparteien gehabt habe. Es 
bedürfe einer Geschlossenheit der internationalen 
Staatengemeinschaft, um den Konflikt zu lösen, und 
die OSZE-Erklärung müsse dies zum Ausdruck brin-
gen. Eine langfristige Lösung des Kosovo-Konflikts 
könne nur durch eine Förderung der Menschenrech-
te und des Minderheitenschutzes gewährleistet wer-
den. Der belgische Abgeordnete Swaelen brachte 
seine Unterstützung für die von Präsident Rupérez 
vorgelegte Resolution zum Ausdruck. Seines Erach-
tens komme die Erklärung der Kontaktgruppe zu 
spät. Der Kosovo-Konflikt stelle eine Gefahr für den 
Frieden und die Sicherheit in ganz Europa dar. Des-
halb müsse die Durchsetzung eines Waffenstillstan-
des in der internationalen Völkergemeinschaft höch-
ste Priorität genießen. Ein griechischer Abgeordne-
ter betonte, daß sein Land an den Konfliktherd Koso-
vo angrenze. Auch sei Griechenland ein früheres 
Mitglied der Ministergruppe gewesen, die sich mit 
Bosnien-Herzegowina befaßt habe. Die Pflicht der 
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Parlamentarischen Versammlung der OSZE sei es zu 
verhindern, daß Konflikte sich ausbreiten. Wenn man 
jedoch beginne, Grenzen auf dem Balkan in Frage zu 
stellen, so wisse man nicht, wohin dies führe. Der 
französische Abgeordnete Voisin merkte an, daß sich 
alle bewußt seien, wie ernsthaft die Lage im Kosovo 
sei. Es bestehe die Gefahr, daß eine ganze Region in 
Flammen aufgehe. Ein Großalbanien stehe nicht zur 
Diskussion. Diesbezüglich sei der vorliegende Ent

-

wurf der Kosovo-Resolution diplomatisch ausgewo-
gen. Er befürworte ein Tätigwerden nur auf der 
Grundlage eines UN-Beschlusses. Ein Vertreter der 
Russischen Föderation meinte, daß es kein Zufall sei, 
daß es 22 Änderungsanträge zur Kosovo-Entschlie-
ßung gebe. Sie entspreche nicht der Erklärung der 
Kontaktgruppe und .auch nicht mehr der aktuellen 
Lage. Die OSZE sei eine Organisation der Zusam-
menarbeit, die die Nichtanwendung von Gewalt be-
fürworte. Die Befreiungsarmee UCK sei jedoch terro-
ristisch und gefährlich. Er forde rte schließlich auf, 
Vernunft an den Tag zu legen und die Resolution ein-
gehend zu überarbeiten. Vizepräsident Wimmer war 
hingegen der Auffassung, daß die Parlamentarische 
Versammlung der OSZE gut beraten sei, eine Resolu-
tion zur Abstimmung zu stellen, die die Ergebnisse 
der Kontaktgruppe berücksichtige. Es gelte keine 
Extrempositionen zu vertreten. Dies seien zum einen 
die Forderung des Kosovo nach Schaffung eines un-
abhängigen Staates und zum anderen die Haltung 
der Belgrader Behörden, alles so zu belassen, wie es 
sei. Schon während der Sitzung des Präsidiums der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE im April 
diesen Jahres in Madrid habe er vehement auf die 
Notwendigkeit der Verabschiedung einer Resolution 
zum Kosovo hingewiesen. Seines Erachtens hätte die 
Parlamentarische Versammlung der OSZE sich frü-
her zu einer dera rtigen Resolution durchringen müs-
sen. Sachlich sei er der Auffassung, daß die Anbin-
dung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 
an die NATO nicht zu eng sein dürfe. Es sei erforder-
lich, daß auch die NATO warte, bis die Vereinten Na-
tionen eine Entscheidung gefällt hätten. 

Im Anschluß an die Debatte befaßten sich die Aus-
schußmitglieder mit 66 vorgelegten Änderungsanträ-
gen zum Entschließungsentwurf des Berichterstat-
ters. Dabei fanden die meisten der von den Mitglie-
dern der deutschen Delegation eingebrachten Ände-
rungsanträge die Zustimmung der Mehrheit der Aus-
schußmitglieder. Abgeordnete Katrin Fuchs vertrat 
die von ihr initiierten Änderungsanträge, die den ur-
sprünglichen Resolutionsentwurf in mehrfacher Hin-
sicht ergänzten, so z. B. um den Appell an alle Mit-
gliedsländer, aktiv an der Entwicklung der Organsa-
tion im ganzen OSZE-Gebiet mitzuwirken. Ferner 
wurde auf deutsche Initiative der Aufruf an alle Si-
cherheitsorganisationen zur Ausdehnung und Inten-
sivierung ihrer Zusammenarbeit aufgenommen so-
wie der Aufruf an die Mitgliedstaaten zur Verstär-
kung einer konstruktiven und ergebnisorientierten 
Verständigung über die Sicherheitscharta. Auf Vor-
schlag des Abgeordneten Prof. Gert Weisskirchen 
wurde der Resolutionsentwurf um einen Paragra-
phen ergänzt, in dem die OSZE aufgefordert wird, 
das Mandat ihrer OSZE-Mission in Grosny auszuwei-
ten, einschließlich humanitärer Hilfsleistungen, um 

eine zivile Infrastruktur und Antipersonenminen

-

Suchprogramme aufzubauen. Der von den Aus-
schußmitgliedern letztlich verabschiedete Entschlie-
ßungstext, der verglichen mit dem Entwurf des Be-
richterstatters zahlreiche Ergänzungen und Ände-
rungen beinhaltet, hat als Kapitel 1 Eingang in die 
Erklärung von Kopenhagen gefunden (siehe Anhang 
S. 22). 

Am Ende der Sitzung bestätigten die Mitglieder des 
Ausschusses den bisherigen Vorsitzenden Bruce Ge-
orge (Vereinigtes Königreich) für ein weiteres Jahr in 
seinem Amt. Als stellvertretender Vorsitzender wur-
de der finnische Abgeordnete Kinno Kiljunen sowie 
der amerikanische Abgeordnete Alcee Hastings als 
Berichterstatter wiedergewählt. 

VII. Ausschuß für wi rtschaftliche Angelegenhei-
ten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt 

Die Sitzungen des allgemeinen Ausschusses für wirt-
schaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, Techno-
logie und Umwelt fanden am 8. und 9. Juli 1998 unter 
Vorsitz des französischen Abgeordneten Jacques 
Floch statt. Auf der Tagesordnung des Ausschusses 
standen der Bericht und Resolutionsentwurf von Frau 
Tana De Zulueta (Italien) über „die Entwicklung der 
Strukturen, Institutionen und Perspektiven der 
OSZE", der Bericht und Resolutionsentwurf von Frau 
Prof. Dr. Rita Süssmuth (Deutschland) über eine 
„OSZE-Wirtschaftscharta" sowie die Wahl des Vor-
standes des Ausschusses. 

Zunächst stellte Frau De Zulueta ihren Bericht und 
ihren Resolutionsentwurf vor, der sich schwerpunkt-
mäßig mit der Zusammenarbeit der exekutiven und 
parlamentarischen OSZE im Bereich der wirtschaftli-
chen Dimension, der Stellung und den Aufgaben des 
Koordinators für ökonomische und ökologische Akti-
vitäten der OSZE, mit der organisierten Kriminalität 
und der Arbeitslosigkeit befaßte. Sie forde rte die 
OSZE-Institutionen auf, die Sicherheitsrisiken aufzu-
zeigen, die aus wirtschaftlichen, sozialen und ökolo-
gischen Problemen entstehen und deren Ursachen 
und mögliche Auswirkungen auf die Sicherheit zu 
erörtern. Im Zusammenhang damit empfahl sie kon-
krete Maßnahmen zur Einführung eines Frühwarnsy-
stems sozialer und wirtschaftlicher Indikatoren mit 
unmittelbarem Sicherheitsbezug. 

Ausführlich befaßte sie sich mit der neu geschaffe-
nen Institution des Koordinators für ökonomische 
und ökologische Angelegenheiten der OSZE, dem 
sie eine Berichtspflicht dem Wirtschaftsausschuß der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE gegen-
über auferlegen möchte. Sie forde rte von allen 
OSZE-Institutionen eine stärkere Berücksichtigung 
der Aktivitäten der Parlamentarischen Versammlung, 
welche diese im Bereich der wirtschaftlichen Dimen-
sion entfaltet hat, z. B. durch das Projekt einer OSZE

-

Wirtschaftscharta. In diesem Sinne empfahl sie den 
OSZE-Institutionen und der Parlamentarischen Ver-
sammlung eine Diskussion über die Arbeitslosigkeit 
und ihre Auswirkungen auf die gesamte Sicherheit. 
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Das Thema „International organisierte Kriminalität" 
nahm in Bericht und Resolutionsentwürfen einen 
breiten Raum ein. Die von der organisierten Krimina-
lität ausgehenden speziellen Risiken und Gefahren 
wurden von Frau De Zulueta als Indikatoren für aus 
ökonomischen und ökologischen Gegebenheiten 
entstehende Gefahren mit Sicherheitsbezug gewer-
tet. In diesem Zusammenhang forde rte sie eine enge-
re Zusammenarbeit der einschlägigen OSZE-Institu-
tionen mit anderen internationalen und subregiona-
len Organisationen. 

Im einzelnen gliederte sich ihr Bericht in vier Teile: 
Im ersten Kapitel gab sie einen Überblick über die In-
stitutionen, Strukturen und Mechanismen der OSZE, 
wie das OSZE-Wirtschaftsforum, den Koordinator für 
ökonomische und ökologische Aktivitäten der OSZE, 
OSZE-Missionen sowie Seminare und Konferenzen. 

Im zweiten Kapitel widmete sie sich den Fragen 
der Implementierung der Grundsatzdokumente der 
OSZE sowie den Treffen des Wirtschaftsforums und 
den Resolutionen der Parlamentarischen Versamm-
lung. 

Im dritten Kapitel zog sie Schlußfolgerungen aus den 
vorangegangenen Einsichten. Sie sah insbesondere 
das Lissaboner Dokument der Staats- und Regie-
rungschefs aus dem Jahre 1996 als Rahmen für alle 
OSZE-Aktivitäten auch und gerade im wirtschaftli-
chen Bereich an. Sie sprach sich für die Entwicklung 
eines regionalen Lösungsansatzes auch im Bereich 
der wirtschaftlichen Dimension aus, der insbesonde-
re auch Umweltbelange zu berücksichtigen habe. 

Im vierten Kapitel schließlich schlug sie als konkrete 
Schwerpunktthemen im Bereich der wi rtschaftlichen 
Dimension in der OSZE den Bereich Arbeitsplätze 
und die Entwicklung der Marktwirtschaft, den Be-
reich Kriminalität und Sicherheit sowie den Problem-
bereich der Energie vor. 

Die Diskussion bestätigte zunächst die Schwer-
punkte in Bericht und Resolutionsentwurf und 
brachte darüber hinaus Vertiefungen und Erweite-
rungen in mehreren Bereichen. 

So thematisierte ein Mitglied der türkischen Delega-
tion den Zusammenhang zwischen Energie und Si-
cherheit. Nach seiner Auffassung habe die Energie-
politik erhebliche Implikationen für die sicherheits-
politische Lage. Er hob besonders die Brückenfunkti-
on der Türkei für den Energietransport im Rahmen 
der OSZE hervor. Die finnische Parlamentspräsiden-
tin Uosukainen stellte insbesondere auf den Zusam-
menhang zwischen Umweltfragen und der OSZE ab. 
Sie sah in dem subregionalen Ansatz der OSZE, den 
die Berichterstatterin auch für ihre konkreten Vor-
schläge gewählt habe, eine sinnvolle Vorgehenswei-
se für die Berücksichtigung von Umweltfragen im si-
cherheitspolitischen Bereich. Ein weiteres Mitglied 
der finnischen Delegation hob auf die Bedeutung 
des Bildungswesens, der Wissenschaft und Technolo-
gie für eine positive wirtschaftliche Entwicklung ab. 
Ein Mitglied der zypriotischen Delegation unter-
strich die Bedeutung der wirtschaftlichen Dimension 
für das Konfliktpräventions-Instrumentarium der 
OSZE und stellte insbesondere die Berücksichtigung 

ökologischer Interessen in den Vordergrund. In die-
sem Zusammenhang wurde besonders auf die von 
zwei geplanten türkischen Kernreaktoren ausgehen-
den Gefahren für die Region hingewiesen. 

Ein Mitglied der amerikanischen Delegation befaßte 
sich vor allem mit der Wirtschafts- und Finanzkrise 
im südostasiatischen Raum. Daraus wurde die Konse-
quenz abgeleitet, aus dem in Südostasien abgelaufe

-

nen Krisenszenario Empfehlungen zu erarbeiten, die 
es künftig erlauben, derartige Krisen präventiv zu 
vermeiden. Ein Mitglied der britischen Delegation 
hob deutlich hervor, daß sich die wi rtschaftliche Di-
mension der OSZE darauf konzentrieren solle, auf 
Gefahren und Risiken aufmerksam zu machen, die 
die Sicherheit bedrohten. Themen wie die Auswir-
kungen der Energiepolitik auf das wirtschaftliche 
Geschehen sollten wegen ihrer Bedeutung von ei-
nem Ad hoc-Ausschuß des Wirtschaftsausschusses 
untersucht werden. Das Mitglied des Schweizer 
Ständerates Dr. Onken hob vor allem auf die früh-
warnende Funktion der wirtschaftlichen Dimension 
ab. Wenn die wirtschaftliche Dimension im Bereich 
der OSZE eine sinnvolle Aufgabe erfüllen könne, 
dann sei es die, frühzeitig auf im wirtschaftlichen, so-
zialen und ökologischen Bereich verwurzelte Ursa-
chen hinzuweisen, die sicherheitsrelevante Auswir-
kungen haben könnten. Die Parlamentarische Ver-
sammlung und ihr Wirtschaftsausschuß könnten sich 
insofern durch das Lissaboner Dokument aus dem 
Jahre 1996 voll bestätigt sehen. Ein Mitglied der 
kanadischen Delegation wies auf die besondere Ab-
hängigkeit der Arbeitsplätze von Exporten hin.. Im 
Zeitalter der Globalisierung habe jede wi rtschaftliche 
Störung in einem Staat unweigerlich Auswirkungen 
auch auf andere Staaten. Ein Mitglied der russischen 
Delegation sprach sich vor allem für eine gleichbe-
rechtigte nichtdiskriminierende wi rtschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen den westlichen Ländern und 
den Transformationsländern aus. Dies sei für die wirt-
schaftliche Entwicklung in diesen Ländern von unge-
heurer Bedeutung. Hohe Priorität komme in den 
Transformationsländern auch der Wirtschaftsbera-
tung zu, weswegen der Bericht und Resolutionsent-
wurf des Wirtschaftsausschusses der Parlamentari-
schen Versammlung der OSZE darauf besonders ein-
gehen sollte. 

Am Ende der Beratungen des Berichts und des Reso-
lutionsentwurfs von Frau De Zulueta wurde der Re-
solutionsentwurf am 9. Juli 1998 einstimmig in der 
geänderten Fassung angenommen. 

Erstmals nahm an einer Sitzung des Ausschusses 
für wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, 
Technologie und Umwelt der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE auch der neu ernannte Koordi-
nator für ökonomische und ökologische Aktivitäten 
der OSZE, der ehemalige amerikanische Botschafter 
Thomas Price, teil. 

Die Einrichtung des Amtes des OSZE-Wirtschaftsko-
ordinators geht zurück auf einen entsprechenden Be-
schluß des 6. Treffens des Rates der Außenminister 
der OSZE-Teilnehmerstaaten am 18. und 19. Dezem-
ber 1997 in Kopenhagen. Die Schaffung dieser Insti-
tution ist in der Vergangenheit von der Parlamentari- 
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schen Versammlung der OSZE und ihrem Wi rt
-schaftsausschuß immer wieder gefordert und nach-

drücklich unterstützt worden. 

Hauptaufgaben des Koordinators für ökonomische 
und ökologische Aktivitäten der OSZE sind: 

- Verbindungen zu wichtigen internationalen Wi rt
-schafts- und Finanzorganisationen sowie auf dem 

Gebiet der Umweltpolitik tätigen Organisationen 
und zu wichtigen regionalen, subregionalen und 
grenzüberschreitenden Organisationen zu knüp-
fen, 

- regelmäßige Konsultationen mit diesen Institutio-
nen zu pflegen, 

- Erfahrungen und know-how dieser Institutionen 
zu nutzen, 

diesen umgekehrt die einzigartige politische und 
Sicherheitsperspektive der OSZE anzubieten, 

- mit diesen Institutionen vor allem unter dem 
Aspekt der Konfliktnachsorge zusammenzuarbei-
ten, 

- die wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Komponenten der OSZE-Missionen zu stärken, 

- die Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE in den Bereichen zu ver-
tiefen, die in seine Kompetenz fallen, 

- die OSZE-Zusammenarbeit mit der Privatwirt-
schaft sowie Berufsvereinigungen und wichtigen 
Nichtregierungsorganisationen zu erweitern und 

- ein Arbeitsprogramm zu entwickeln, welches Pla-
nung und follow-up der Treffen des OSZE-Wirt-
schaftsforums und den Beitrag der wirtschaftli-
chen Dimension zum europäischen Sicherheitsmo-
dell beinhalten. 

Der OSZE-Wirtschaftskoordinator wies zunächst auf 
Kommunikationsprobleme hin, die sowohl innerhalb 
der OSZE, als auch zwischen der OSZE und der Par-
lamentarischen Versammlung und den anderen in-
ternationalen, auf dem Gebiet der Wi rtschaft und Fi-
nanzen tätigen Organisationen bestünden. Hier 
wünsche er sich mit Hilfe des Wi rtschaftsausschusses 
der Parlamentarischen Versammlung der OSZE eine 
Änderung. Zum zweiten warnte er davor, von ihm 
und seiner Institution zu viel zu erwarten. Trotz der 
gewaltigen Bedeutung des zweiten Korbs der OSZE 
verfüge er derzeit nur über einen kleinen Mitarbei-
terstab, der aus einem irischen Diplomaten und einer 
österreichischen Sekretärin bestehe. In diesem Zu-
sammenhang wies er darauf hin, daß die OSZE bei 
und mit der Umsetzung ihrer Entscheidungen nicht 
immer konsequent gewesen sei, weder auf der Ebene 
der Regierungen noch auf der Ebene der Parlamente. 
Nach seiner Auffassung gehe es nicht darum, neue 
Texte zu entwerfen, sondern zunächst darum, die 
alten und vorhandenen Texte zu implementieren. 
Dabei sei es wichtig, die entsprechenden Instru-
mente sicherzustellen, damit die Umsetzung sinnvoll 
erreicht werden könne. Zum dritten wies er auf ein 
bedeutendes Dokument der gerade zu Ende gegan-
genen Ministerkonferenz in Aarhus (Dänemark) hin, 
zu deren Hauptergebnissen eine Konvention zur Ver

-

ankerung der Rechte der Bürger auf Information über 
die Umwelt gehörte, in der sie lebten. Die Konventi-
on sei nicht beschränkt auf die Mitgliedsländer der 
OSZE und stehe auch anderen Ländern offen. 

Bezüglich der Diskussion im Wirtschaftsausschuß der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE über den 
Bericht von Frau De Zulueta machte er darauf auf-
merksam, daß es ihm hinsichtlich des Frühwarnsy-
stems ganz konkret darauf ankomme, wie man die 
früh warnenden Stimmen und Signale aufnehmen" 
und in Diplomatie umsetzen könne. Abschließend 
äußerte er den Wunsch, daß sich die Mitglieder der 
Parlamentarischen Versammlung und des Wi rt

-schaftsausschusses mehr und besser in die Arbeit der 
OSZE einbringen mögen. 

Einer Vereinbarung zwischen dem Präsidenten der 
Parlamentarischen Versammlung, Javier Rupérez, 
dem Vorsitzenden des Wi rtschaftsausschusses, Herrn 
Jacques Floch, und der Sonderberichterstatterin für 
das Projekt der OSZE-Wirtschaftscharta, Frau Prof. 
Dr. Rita Süssmuth, entsprechend, wurden die Ände-
rungsanträge zum Resolutionsentwurf zur OSZE-
Wirtschaftscharta ebenfalls im Wirtschaftsausschuß 
beraten. 

In der Sitzung am 9. Juli 1998 stellte Frau Prof. Dr. 
Rita Süssmuth das Projekt und seinen Werdegang 
noch einmal kurz vor. 

Die Bundestagspräsidentin hatte dieses Projekt erst-
mals in der Sitzung des Ständigen Ausschusses am 
12. und 13. Januar 1995 in Wien vorgeschlagen. Seit-
her war dieses Projekt in der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE anhängig: In allen Sitzungen 
des Ständigen Ausschusses und in allen Sitzungen 
des Erweiterten Präsidiums wurde über den Fo rt

-gang an diesem Projekt berichtet. Der Wirtschafts-
ausschuß der Parlamentarischen Versammlung hatte 
sich im Jahr 1996 in Stockholm und im Jahr 1997 in 
Warschau mit dem Projekt befaßt. 

Eine Bestätigung hatte die Idee einer „OSZE-Wirt-
schaftscharta" durch den Lissaboner Gipfel der 
Staats- und Regierungschefs vom 2. und 3. Dezember 
1996 erfahren, der sich ausdrücklich und eindeutig 
für eine gebührende Entwicklung der OSZE-Aktivi-
täten im Zusammenhang mit sicherheitsrelevanten 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Fragen 
ausgesprochen hatte. Die OSZE solle sich verstärkt 
damit befassen, so die Staats- und Regierungschefs 
wörtlich, „Sicherheitsrisiken aufzuzeigen, die aus 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Proble-
men entstehen, und deren Ursachen und mögliche 
Auswirkungen zu erörtern; sie sollte die einschlägi-
gen internationalen Institutionen auf die Notwendig-
keit aufmerksam machen, geeignete Maßnahmen zu 
treffen, um die von diesen • Risiken herrührenden 
Schwierigkeiten zu beseitigen. Mit diesem Ziel vor 
Augen sollte die OSZE eine engere Verbindung zu 
einander verstärkenden internationalen Wirtschafts-
und Finanzinstitutionen eingehen, unter anderem 
durch regelmäßige Konsultationen auf geeigneter 
Ebene, die der Verbesserung der Fähigkeit dienen 
sollen, sicherheitsrelevante Auswirkungen wirt-
schaftlicher, sozialer und ökologischer Entwicklun- 
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gen in einem frühen Stadium zu erkennen und abzu-
schätzen. " 

Als Instrumentarium dafür, Sicherheitsrisiken „auf-
zuspüren", bietet sich die Charta geradezu an. Die 
präventive Vermeidung von Spannungsursachen auf 
wirtschaftlichem Gebiet und „Sicherheit durch wirt-
schaftliche Zusammenarbeit" waren von Anfang an 
eines der Hauptanliegen der „OSZE-Wirtschafts-
charta". 

Die Bundestagspräsidentin erläuterte anschließend 
den Aufbau der OSZE-Wirtschaftscharta, die in ei-
nem ersten Kapitel eine Übereinkunft über an ge-
meinsamen Prinzipien orientierte Wi rtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten der OSZE enthalte. Ein zweites 
Kapitel liefere Elemente für die Entwicklung starker 
und nach vorne gerichteter Wi rtschaften. Ein drittes 
Kapitel sei der Verstärkung der regionalen Koopera-
tion gewidmet, einem Anliegen, welches insbesonde-
re der Vorsitzende des Wi rtschaftsausschusses, 
Jacques Floch, durch die Veranstaltung eines Semi-
nars in Monaco im Jahre 1997, welches im Jahre 
1999 in Nantes eine Fortsetzung finden werde, 
initiiert habe. Das abschließende Kapitel vier 
beschreibe die Instrumente der wi rtschaftlichen 
Dimension der OSZE. 

Die Bundestagspräsidentin unterstrich ausdrücklich, 
daß es mit dem Projekt nicht darum gehe, der OSZE 
eine Wirtschaftskompetenz zuzuschreiben, über die 
andere Organisationen und Institutionen in weitaus 
größerem Maße verfügten. 

Zusammen mit dem sogenannten Monaco-Prozeß ha-
be der Wirtschaftsausschuß der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE mit der OSZE-Wirtschafts-
charta wichtige und wesentliche Bausteine zur euro-
päischen Sicherheitscharta beigesteuert. 

In der anschließenden Diskussion, an deren Ende die 
OSZE-Wirtschaftscharta bei einigen Enthaltungen 
von Delegierten der US-amerikanischen und kanadi-
schen Delegation angenommen wurde, spielten ins-
besondere die Inländerbehandlung von Auslandsin
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vestitionen, die Betonung von Umweltgesichtspunk-
ten und der ausgeprägte Wunsch nach einer eigenen 
Frühwarnkapazität der OSZE für den Fall wirtschaft-
licher Krisen eine Rolle. 

Am Ende der Sitzung wurde der Abg. Jacques Floch 
(Frankreich) wieder zum Vorsitzenden des Ausschus-
ses gewählt. Zum neuen stellvertretenden Vorsitzen-
den wurde Abg. Jerahmiel Grafstein (Kanada) und 
Dr. Thomas Onken (Schweiz) zum neuen Berichter-
statter gewählt. 

VIII. Ausschuß für Demokratie, Menschenrechte 
und humanitäre Fragen 

Die Sitzungen des Ausschusses für Demokratie, 
Menschenrechte und humanitäre Fragen fanden am 
8. und 9. Juli 1998 unter dem Vorsitz des Abgeordne-

ten Prof. Gert Weisskirchen statt. Auf der Tagesord-
nung des Ausschusses standen Bericht und Resoluti-
onsentwurf der Berichterstatterin Guikje Roethof 
(Niederlande) über die Entwicklung der Strukturen, 

Institutionen und Perspektiven der OSZE. Als Gast-
redner waren der ehemalige Ausschußvorsitzende 
und jetzige Medienbeauftragte der OSZE, Freimut 
Duve, sowie die Ombudsfrau für Menschenrechte in 
Bosnien und Herzegowina, Gret Haller, eingeladen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung erkundigte sich der 
britische Abgeordnete Tom Cox, ob trotz Ablehnung 
des Entschließungsantrags zu Akin Birdal durch den 
Ständigen Ausschuß Stellungnahmen zur Lage in 
der Türkei in der Beratung des Menschenrechtsaus-
schusses zulässig seien. Der Ausschußvorsitzende er-
klärte, dies sei zulässig. 

Bevor Abgeordnete Guikje Roethof ihren Bericht vor-
stellte, erinnerte sie daran, daß sie im letzten Jahr ei-
nen Bericht zur Rolle der Medien vorgelegt habe und 
dieser Bericht dazu geführt habe, daß der damalige 
Ausschußvorsitzende, Freimut Duve, seinen Aus-
schußvorsitz abgegeben habe, um das neugeschaf-
fene Amt des OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit, 
in das er gewählt worden sei, zu übernehmen. Die Be-
richterstatterin nahm die Gelegenheit wahr, Freimut 
Duve zu seinem neuen Amt zu gratulieren. 

Abgeordnete Roethof erklärte, daß auf Initiative des 
Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung, 
Javier Rupérez, die Berichterstatter a ller allgemei-
nen Ausschüsse für diese Jahrestagung Berichte 
über die Strukturen, Institutionen und möglichen Re-
formen der OSZE vorgelegt hätten und sie diese Initia-
tive, die darauf abziele, Doppelarbeit innerhalb der 
OSZE zu vermeiden, ausdrücklich begrüße. Ihrer 
Auffassung nach durchlaufe die OSZE zur Zeit einen 
Veränderungsprozeß und strebe nach einer neuen 
Identität. Die OSZE habe bei ihren Bemühungen um 
die Lösung innerstaatlicher Konflikte neue Wege in 
der Diplomatie aufgezeigt und beschritten. Die Ver-
antwortung, die die Organisation trage, dürfe nicht 
an Landesgrenzen haltmachen. Sie habe in ihrem Be-
richt vorrangig die Aktivitäten der OSZE im Bereich 
des Menschenrechtsschutzes analysiert und dazu ei-
nen detaillie rten Überblick über die Entwicklung des 
Menschenrechtsschutzes innerhalb der OSZE gege-
ben, angefangen bei ihrer Gründung als KSZE im 
Jahre 1975 und der Prägung des Begriffes der 
„menschlichen Dimension", unter dem die Aktivitä-
ten zusammengefaßt worden seien, die die KSZE im 
Rahmen der „Achtung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, der menschlichen Kontakte und an-
derer Fragen humanitärer A rt " durchführe, bis hin 
zur verstärkten Umsetzung dieser menschlichen Di-
mension, die in der Gipfelerklärung von Budapest im 
Jahre 1994 festgelegt worden sei. Die auf diesem We-
ge geschaffenen Rahmenbedingungen hätten zur 
Einrichtung entsprechender Strukturen, Institutionen 
und Mechanismen der OSZE geführt. Die Berichter-
statterin wies vor allem auf die Bedeutung der OSZE
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Missionen hin und erläuterte die Strukturen, die Ent-
wicklung und die Aufgaben des Büros für Demokra-
tische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) 
und des Büros des Hohen Kommissars für nationale 
Minderheiten (HKNM). Der Schutz der Menschen-
rechte spiele eine entscheidende Rolle für Frieden 
und Stabilität, wodurch die enge Verbindung zwi-
schen dem ersten und dem dritten Korb der OSZE, 
d. h. zwischen der Konfliktlösung und dem Schutz 
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von Minderheiten deutlich würde. Abgeordnete 
Roethof unterstrich, daß die Exekutive der OSZE die 
Parlamentarische Versammlung nicht ignorieren 
könne. Sie verglich die OSZE in diesem Zusammen-
hang mit einem Tier, das zwei Köpfe, aber zu viele 
Beine hätte, um schnell laufen zu können. Die OSZE 
spiele aufgrund des Umstandes, daß sie sich über ein 
solch ausgedehntes Territorium erstrecke, eine be-
sondere Rolle, und die Art  der Unterstützung, die sie 
zu leisten in der Lage sei, sei dringend erforderlich - 
vor allem, wenn sie schnell geleistet werden könne. 
Vor diesem Hintergrund müsse man sich bemühen, 
die Regierungen davon zu überzeugen, ihren Worten 
mehr Taten folgen zu lassen, d. h. mehr Mittel für die 
Aktivitäten der OSZE bereitzustellen. 

Nach dieser Einführung in den vorliegenden Bericht 
eröffnete Abgeordneter Ulrich Irmer die Aussprache 
mit dem Hinweis, daß man bei einer Analyse der 
Strukturen der OSZE damit beginnen müsse, die ei-
gene Rolle, d. h. die der Parlamentarischen Ver-
sammlung, kritisch zu betrachten. Sowohl der Rhyth-
mus von Jahrestagungen als auch anderweitige Ver-
pflichtungen, durch die die Parlamentarier an der 
Teilnahme an einer Jahrestagung gehindert sein 
könnten, führten dazu, daß man den Kontakt zur Or-
ganisation verliere. Er führte an, daß es einer Organi-
sation, die lediglich einmal jährlich zusammentrete, 
an Effizienz mangeln könnte. Die Beziehungen zwi-
schen dem Ständigen Ausschuß und der Parlamenta-
rischen Versammlung seien ebenfalls problematisch, 
da ersterer darüber entscheiden könne, ob die Ver-
sammlung ein Thema behandle oder nicht. Es stelle 
sich nun die Frage, wie man die Effizienz der Parla-
mentarischen Versammlung stärken könne? Positiv 
sei auf jeden Fall zu bewerten, daß die OSZE in den 
nationalen Parlamenten eine wichtige Rolle spiele - 
im Deutschen Bundestag fänden z. B. zwischen vier 
und sechs Debatten jährlich über die OSZE statt. 
Man müsse darauf hinwirken, den Unterschied zur 
NATO klar herauszustellen. Die OSZE sei eine regio-
nale Abmachung im Sinne von Kapitel VIII der Char-
ta der Vereinten Nationen, und man könne in Erwä-
gung ziehen, die Entscheidungen des Sicherheitsra-
tes der Vereinten Nationen auf die OSZE zu über-
tragen, wobei Beschlüsse betreffend Zwangsmaß-
nahmen weiterhin im Zuständigkeitsbereich des 
Sicherheitsrates bleiben sollten. Sollte die OSZE der 
Auffassung sein, daß ein regionaler Konflikt nur mit 
militärischen Mitteln gelöst werden könne, sollte sie 
auch in Zukunft den Sicherheitsrat benachrichtigen. 
Seiner Ansicht nach müsse der regionale Aspekt der 
OSZE hervorgehoben und ihre Rolle als Nichtvertei-
digungsorganisation gestärkt werden. Die Berichter-
statterin stimmte Herrn Irmer dahin gehend zu, daß 
die jährlichen Tagungen möglicherweise nicht allzu 
effektiv seien; die Feldmissionen und die Kontakte 
zu den nationalen Parlamenten seien es jedoch um so 
mehr. Der zypriotische Abgeordnete Kyprianou er-
klärte zum Aspekt des Menschenrechtsschutzes 
durch die OSZE, daß er der von der Berichterstatterin 
in ihrem Bericht hergestellten Verbindung zwischen 
dem Schutz der Menschenrechte und der Stabilität in 
einer Region zustimme. Er wies jedoch darauf hin, 
wie schwierig es sei, den Schutz der Menschenrechte 
mit der Achtung der territorialen Integ rität und der 

Unverletzbarkeit von Grenzen in Einklang zu brin-
gen, d. h. oftmals stünden die Menschenrechte ge-
gen eine separatistische Bewegung. Darüber hinaus 
reiche es nicht aus, lediglich die Menschenrechte zu 
garantieren. Man müsse ebenso das kulturelle Erbe 
schützen. Das Recht auf die eigene Geschichte, die 
sich z. B. in der Sprache und in historischen Bauwer-
ken wiederfinde, sei ebenso bedeutsam. Es sei falsch, 
neue und künstliche Identitäten schaffen zu wollen, 
wie man es am Beispiel von Jugoslawien hätte sehen 
können. Gleiches gelte auch für die Schaffung einer 
zypriotischen Identität. Der Abgeordnete ergänzte in 
bezug auf die von der OSZE durchgeführten Wahlbe-
obachtungen, daß die Tatsache, daß das BDIMR mit 
den Regierungen zusammenarbeite, die Gefahr der 
Parteilichkeit berge. Wahlbeobachter müßten unpar-
teiisch sein und dies sei ein Bereich, in dem die Parla-
mentarische Versammlung stärker aktiv werden 
sollte. Er sprach sich ferner dafür aus, den Moskauer 
Mechanismus anzuwenden, und zwar nicht nur bei 
internen, sondern auch bei Konflikten zwischen Mit-
gliedstaaten. Er schlug ebenfalls vor, daß das Präsi-
dium sich an der Überprüfung der bestehenden 
Systeme beteiligen solle. Der Vertreter des Heiligen 
Stuhls, Turkovic, erklärte in diesem Zusammenhang, 
daß er den in dem Bericht enthaltenen Hinweis auf 
die Bedeutung der Menschenrechte für die Stabilität 
unterstütze, jedoch darauf hinweise, daß man nicht 
nur die Freiheit des einzelnen schützen müsse, son-
dern auch kollektive Freiheiten, wie z. B. die Freiheit 
religiöser Gruppen. Abgeordneter Korkmaz (Türkei) 
verwies auf die Bedeutung des Schutzes von Wander-
arbeitnehmern und deren Integration in die westeu-
ropäischen Gesellschaften. Er begrüßte es, daß Däne-
mark, Schweden und die Niederlande Wanderarbeit-
nehmern umfassendere Partizipationsrechte zuge-
standen hätten. Die Türkei habe bereits vor vielen 
Jahren ihre Verfassung dahingehend geändert, daß 
Wanderarbeitnehmer die türkische Staatsbürger-
schaft erwerben können. Er forde rte die Einsetzung 
eines neuen Ausschusses für die Rechte von Wander-
arbeitnehmern. Der Vorsitzende, Abgeordneter Prof. 
Gert Weisskirchen, stimmte zu, daß das Thema der 
Wanderarbeitnehmer auch in bezug auf die Bundes-
republik Deutschland sehr wichtig sei. Die Berichter-
statterin ergänzte, daß dieses Thema bereits in dem 
Bericht über Minderheitenfragen behandelt worden 
sei. Man müsse jedoch unterscheiden, ob Wanderar-
beitnehmer im p rivaten Sektor oder gesetzlich diskri-
miniert würden. 

Der britische Abgeordnete Tom Cox leitete über auf 
die seines Erachtens sehr wichtige Frage der Men-
schenrechte in der Türkei. Man habe versucht, auf 
eine Pressefreiheit hinzuarbeiten, da es in der Türkei 
deutliche Anzeichen dafür gebe, daß der Presse Be-
schränkungen auferlegt würden, wenn sie Kritik an 
der Türkei übe. Es stelle sich die Frage, ob dies nicht 
in den Verantwortungsbereich des Medienbeauftrag-
ten Duve falle? Er verwies auf die Debatte über 
kurdische Flüchtlinge, die vor zwei Wochen in der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
stattgefunden habe. Darüber hinaus befänden sich 
auch weiterhin vier türkische Parlamentarier in Haft 
und es seien keine Fortschritte in bezug auf ihre 
Freilassung erzielt worden. Abgeordneter Tom Cox 
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erkundigte sich, ob ein Vertreter der OSZE die Ge-
fangenen besucht habe. Der Vorsitzende erklärte in 
bezug auf die Pressefreiheit, daß man auch sehen 
müsse, daß die Türkei ein sehr großes Land mit einer 
sehr großen Medienvielfalt sei. Generell sei die Pres-
sefreiheit gewährleistet - außer in der Kurdenfrage. 
Die Pressefreiheit sei sogar so groß, daß es auch na-
tionalistische Medien gebe. Er sei zweimal in die Tür-
kei gereist, habe die Gefangenen zweimal besucht 
und bedauere ausdrücklich, daß sie immer noch 
inhaftiert seien. Freimut Duve schloß sich mit der Be-
merkung an, daß er seine und die Aufgabe seiner 
Mitarbeiter darin sehe, dem Amt des OSZE-Beauf-
tragten für Medienfreiheit eine klare Definition zu 
geben. Es gebe allerdings nur einen Bereich, in dem 
er in seiner Funktion inhaltlich nachfragen könne, 
d. h. er könne sich z. B. erkundigen, warum ein Jour-
nalist inhaftiert worden sei. Ansonsten befasse er sich 
mit der strukturellen Unterdrückung, die z. B. in der 
Form auftreten könne, daß eine Regierung zwar die 
Medien inhaltlich nicht zensiere, aber ihre Verbrei-
tung limitiere. Einige Staaten bzw. Minister hätten 
sich gegen sein Mandat als Beauftragter für Medien-
freiheit ausgesprochen. Er habe im Moment seiner 
Amtsübernahme damit begonnen, Fragen zu stellen. 
Auch Informationen von Nichtregierungsorganisatio-
nen würden gesammelt und flössen in die Entschei-
dung darüber ein, ob man sich z. B. an einen Premier-
minister wende. So habe er sich schriftlich an die 
Türkei und an Weißrußland gewandt, wobei die 
zuständigen Stellen in der Türkei sehr schnell geant-
wortet hätten. Die Antworten des weißrussischen Au-
ßenministers, den er scharf kritisiert habe, seien nicht 
zufriedenstellend, aber sehr präzise gewesen. In 
bezug auf die Türkei fügte er hinzu, daß das Problem 
der separatistischen Äußerungen und der Trennung 
von Politik und Religion in der Verfassung Atatürks 
begründet liege. Das Problem der Kurden wäre weni-
ger schwerwiegend, wenn man es freier diskutieren 
könnte. Der italienische Abgeordnete Brunetti ver-
wies ebenfalls auf die Debatte in der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarates und erklärte, 
daß es im Südosten der Türkei ca. 3 Millionen Flücht-
linge gebe, Journalisten ermordet und Parlamenta-
rier inhaftiert würden, wenn sie die Rechte der Kur-
den zu verteidigen suchten. Freimut Duve, der als 
ehemaliger Berichterstatter für Minderheiten dazu 
Stellung nehmen wollte, hielt dagegen, daß viele 
Kurden ihre Identität nicht ausschließlich an ihrer 
ethnischen Zugehörigkeit festmachen wollten, son
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dern auch an anderen Faktoren, wie z. B. an ihrem 
Beruf. Das 21. Jahrhundert sei kein ethnisches, son-
dem ein industrielles und ein kulturelles Jahrhun-
dert. Abgeordneter Gürkan (Türkei) erklärte, daß 
man seit Jahren gegen die PKK und nicht gegen die 
Kurden kämpfe. Es gebe wohl kein Land, welches 
eine bewaffnete Bewegung, die die ter ritoriale Inte-
grität des Staates bedrohe, tole rieren würde. Er leu-
gne das Kurdenproblem nicht, weise jedoch darauf 
hin, daß sich die Bevölkerung der Türkei aus zahlrei-
chen Volksgruppen zusammensetze und von Europa 
zur „Türkei" gemacht worden sei. Die britische Ab-
geordnete Tonge erwiderte darauf, daß die Parla-
mentarier irritiert darüber seien, daß sie dieses Pro-
blem nicht offen diskutieren könnten. Im vergange-
nen Jahr sei das Thema im Ausschuß blockiert wor
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den, in diesem Jahr im Ständigen Ausschuß. Außer-
dem seien sie mit der Weiterverfolgung verabschie-
deter Beschlüsse nicht zufrieden. Im vergangenen 
Jahr sei eine sehr wichtige Resolution zur Vergewal-
tigung verabschiedet worden und es habe in den 
letzten zwölf Monaten dazu keine Folgemaßnahmen 
gegeben. Es müsse eine Möglichkeit geschaffen wer-
den, die Parlamentarier über die ergriffenen Folge-
maßnahmen zu informieren. Abgeordneter Abdildin 
(Kasachstan) ging ebenfalls auf die Strukturreform 
der OSZE ein und warnte vor der Bildung neuer 
Gruppierungen von Staaten der ehemaligen UdSSR, 
da diese z. T. eine eigene Auffassung in bezug auf 
Menschenrechte hätten. Demokratie und die Freiheit 
des einzelnen seien Begriffe, die in diesen Staaten 
eine andere Bedeutung hätten. Es sei daher notwen-
dig, diese Begriffe exakt zu definieren; die OSZE 
müsse hier verstärkt Aufklärungsarbeit, z. B. in Form 
von Seminaren leisten. Der Vorsitzende Prof. Gert 
Weisskirchen erklärte dazu, daß er die Förderung 
des Begriffs universeller Menschenrechte für eine 
sehr gute Anregung halte und den Vorschlag, die 
Öffentlichkeitsarbeit in diesem Bereich zu verstär-
ken, unterstütze. Der Medienbeauftragte Freimut 
Duve fügte hinzu, daß er mit Botschafter Stoudmann, 
dem Direktor des Büros für Demokratische Institutio-
nen und Menschenrechte, gesprochen habe, und 
sowohl er wie auch Botschafter Stoudmann es befür-
worteten, daß Personen, die direkt im Bereich des 
Menschenrechtsschutzes tätig seien, die Möglichkeit 
hätten, diesem Ausschuß über ihre Arbeit zu berich-
ten. Freimut Duve berichtete anschließend über ein 
neues Gesetz in der Türkei, nach dem große Medien-
konzerne sich nicht an öffentlichen Bauvorhaben wie 
Dämmen u.ä. beteiligen dürften. Zwei Medienkon-
zerne hätten Druck ausgeübt, um dieses Gesetz zu 
ändern. In der jüngsten Geschichte nach dem Fall 
der Mauer seien zwei wichtige Elemente in Kraft ge-
treten: eine breitere Achtung der Menschenrechte 
und das korrektive Element der Medien. Er habe vor 
längerer Zeit ein Buch über die Vergiftung des Bai-
kalsees herausgegeben, das in der ehemaligen So-
wjetunion nicht hätte gedruckt werden dürfen. In 
Rußland, Weißrußland, Makedonien und in Kroatien 
habe er Regierungsentscheidungen öffentlich kriti-
sieren dürfen. In seinem neuen Amt, erklärte der Me

-

dienbeauftragte, verfolge er langfristig ähnliche Pro-
jekte, wie sie in Deutschland im Rahmen der 
deutsch-polnischen Schulbuchkommission existier-
ten. Ziel dieser Kommission sei es, zu verhindern, 
daß die nächste Generation die Geschichte mißbrau-
che. Eine Einmischung der Medien in die Wi rtschaft 
hielt Freimut Duve jedoch für gefährlich. Abschlie-
ßend brachte er seine Hoffnung zum Ausdruck, daß 
die geringen Mittel, die ihm für sein Amt zur Verfü-
gung stünden, erhöht würden. Er wolle sich in 
diesem Sinne mit der Bitte um Unterstützung an die 
Versammlung wenden. Viscount Montgomery (Ver-
einigtes Königreich) ergänzte zu den Ausführungen 
des Medienbeauftragten, daß es auch subtile Me-
dienbegrenzungen gebe, z. B. über die Werbung. 
Ebenfalls müsse man die andere Seite der Medaille 
sehen, d. h. Eingriffe in die Privatsphäre durch ver-
antwortungslosen Journalismus. Freimut Duve er-
klärte dazu, daß er ein Treffen mit Vertretern von Me-
diengruppen vorbereite, um deren Verhaltenskodex 
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zu besprechen. In vielen postkommunistischen Staa

-

ten fehle noch das Bewußtsein für einen verantwor-
tungsvollen Journalismus. Als abschreckendes Bei-
spiel berichtete er von der Darstellung eines Ster-
benden in den Medien, die ohne jegliche Einwilli-
gung erfolgt sei. Dies sei würdelos und es müsse 
eine Einigung darüber erzielt werden, Derartiges 
nicht zu zeigen. Ein solches Verhalten, so Duve, zeu-
ge von einer Auslegung von Artikel 5 des deutschen 
Grundgesetzes zugunsten der Medienindustrie. Der 
weißrussische Vertreter Nystynk unterrichtete den 
Ausschuß von der Absicht, zur Unterstützung der 
Überwachungsgruppe eine Parlamentariergruppe zu 
gründen und fügte hinzu, daß die Mitglieder der 
Überwachungsgruppe festgestellt hätten, daß die 
Voraussetzungen für freie und faire Wahlen in Weiß-
rußland gegeben seien. Der Vertreter betonte aus-
drücklich, daß Kontakte zu anderen nationalen Par-
lamenten erwünscht und notwendig seien und lud 
seine Kollegen und Kolleginnen ein, nach Weißruß-
land zu reisen. Der Vorsitzende stellte in diesem Zu-
sammenhang heraus, daß die Lage in Weißrußland 
beispielhaft für die starken politischen Signale sei, 
die die Parlamentarische Versammlung der OSZE 
aussende. 

Zurückkommend auf den Bericht der Abgeordneten 
Guikje Roethof dankte die amerikanische Abgeord-
nete Louise Slaughter der Berichterstatterin insbe-
sondere für deren Hinweis auf die Rolle der Frau. 
Gleichberechtigung könne es nur geben, wenn Frau-
en in der OSZE stärker vertreten seien. Sie regte an, 
daß in den Berichten über die Feldmissionen bei der 
Auflistung der Mitarbeiter auch angegeben werden 
solle, ob es sich um weibliche oder männliche Mitar-
beiter handele. Natürlich reflektiere die Zahl der in 
der OSZE vertretenen Frauen nur das Bild der natio-
nalen Parlamente. Sie wies jedoch ausdrücklich dar-
auf hin, wie wichtig die Beteiligung von Frauen an 
Missionen in Konfliktregionen sei. Einerseits müßten 
sich die Mitarbeiter dort  oftmals um traumatisierte 
Frauen kümmern und andererseits müsse sicherge-
stellt sein, daß die Stimmen beider Geschlechter ge-
hört würden. Das Friedensabkommen von Dayton sei 
ein Beispiel für das Fehlen der Beteiligung von Frau-
en. Das in dem Abkommen enthaltene Konzept der 
Flüchtlingsrückführung lasse völlig außer acht, ob 
eine Frau z. B. an einen Ort zurückkehren müsse, an 
dem sie vergewaltigt oder ihre Familie ermordet wor-
den sei. Die amerikanische Abgeordnete erklärte, sie 
sei sicher, daß das Daytoner Abkommen anders ge-
staltet worden wäre, wenn Frauen mit am Verhand-
lungstisch gesessen hätten. Weiterhin berichtete sie, 
daß sie auf ihrer letzten Reise nach Bosnien und Her-
zegowina habe feststellen müssen, daß es do rt  ernst-
hafte Probleme in bezug auf die Medien gebe. Es sei 
dringend erforderlich, eine alternative Radiostation 
als Gegengewicht zu der offiziellen Berichterstattung 
in Srebrenica einzurichten. Die amerikanische Ver-
treterin zitierte einen Militärangehörigen mit den 
Worten, in Bosnien und Herzegowina könnte ein 
neuer Libanon entstehen. Freimut Duve stimmte ihr 
in dem Punkt zu, daß Medien auch Kriege unterstüt-
zen könnten. Er persönlich habe beschlossen, sich 
mit Vertretern der dortigen Medien zu treffen. Eine 
Reise dorthin plane er eventuell für Oktober. 

Der Vorsitzende übergab dann der Ombudsfrau für 
Menschenrechte in Bosnien und Herzegowina, Gret 
Haller, das Wort , die einleitend erklärte, daß sie sich 
freue, bereits zum dritten Mal die Gelegenheit zu ha-
ben, den Ausschuß über ihre Aktivitäten zu informie-
ren. Ihre Ausführungen seien in drei Teile gegliedert, 
wobei sie im ersten Teil über die Entwicklungen des 
vergangenen Jahres, im zweiten Teil über die sich 
abzeichnenden Perspektiven berichten und im drit-
ten Teil auf grundsätzliche Fragen eingehen wolle. 

Die rechtliche Grundlage ihrer Arbeit, die sie im Jahr 
1996 aufgenommen habe, sei das Friedensabkom-
men von Dayton. Bosnien sei das erste Nichtmit-
gliedsland des Europarats, in dem die Europäische 
Menschenrechtskonvention anwendbar sei. Der 
Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg sei jedoch 
nicht zuständig. Aus diesem Grunde sehe das Day-
toner Abkommen die Einrichtung einer Menschen-
rechtskammer und des Amtes einer Ombudsperson 
vor, wobei dies bosnische Institutionen seien, deren 
Tätigkeit von internationalen Organisationen beglei-
tet werde. Ein Großteil der zu behandelnden Fälle 
seien Eigentumsfragen und Fragen der Wohnungs-
nutzung. Jedoch habe es auch Fälle gegeben, in 
denen die Todesstrafe verhängt und eine Urteilsauf-
hebung erreicht worden sei. Die Todesstrafe werde 
nun abgeschafft. Weiterhin, so die Ombudsfrau, 
befasse sie sich oftmals mit Fällen rechtswidriger In-
haftierung. Überraschenderweise funktioniere die 
Zusammenarbeit mit der Republik Srpska besser als 
die mit der kroatischen Föderation. Man dürfe keinen 
falschen Eindruck von Bosnien bekommen, erklärte 
Frau Haller. Bosnien sei kein Entwicklungsland, je-
doch herrsche ein ziemliches Wirrwarr an Institutio-
nen. Sie habe 12 bosnische Juristen als Mitarbeiter. 
Bislang habe sie sich auf ihre Arbeit mit der Men-
schenrechtskammer konzentriert mit dem Ziel, die-
sem Gericht zum Erfolg zu verhelfen. Von nun an 
wolle sie sich stärker auf ihre Rolle als Ombudsfrau 
konzentrieren. In bezug auf ihre Funktion erklärte 
Frau Haller,  sie sei von der OSZE ernannt worden, 
um die Europäische Menschenrechtskonvention in 
Bosnien zur Anwendung zu bringen. Dies sei eigent-
lich eine Aufgabe, die in den Zuständigkeitsbereich 
des Europarates falle. Somit habe sie die Gelegenheit 
gehabt, Erfahrungen an der Schnittstelle beider Or-
ganisationen zu sammeln. Die Menschenrechte seien 
universell, die Verfahren zu ihrem Schutz aber unter-
schiedlich. Dies sei jedoch nicht auf unterschiedliche 
Entwicklungsgeschwindigkeiten zurückzuführen, 
sondern auf den Verdichtungsprozeß, den der Men-
schenrechtsschutz von völkerrechtlichen Vereinba-
rungen bis hin zum Recht auf Individualbeschwerde 
durchlaufe. Der Europarat sei auf diesem Weg am 
weitesten fortgeschritten. Die Entscheidung, ob eine 
Individualbeschwerde zugelassen werde, sei ebenso 
unpolitisch wie die Umsetzung des Urteilsspruchs. 
Die Vereinten Nationen hätten sich mit dem Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte auf densel-
ben Weg begeben, könnten jedoch nur Empfehlun-
gen aussprechen. Die OSZE hingegen konzentriere 
sich bewußt auf ihre politische Arbeit, und sie sei der 
Auffassung, daß die Organisation diesen politischen 
Weg auch weiter beschreiten müsse, gleichzeitig 
aber nicht versäumen dürfe, auf die Bedeutung des 
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juristischen Schutzes hinzuweisen. Die OSZE habe 
politisch eine Führungsrolle inne und mit der Schaf-
fung einer menschlichen Dimension bereits eine 
wichtige Stufe erreicht. Sie sei ein wenig enttäuscht, 
so die Ombudsfrau, daß im Mandat des OSZE-Beauf-
tragten für Medienfreiheit nicht auf die Europäische 
Menschenrechtskonvention verwiesen worden sei. 
Meinungs- und Pressefreiheit seien auch in der 
EMRK verankert. Freimut Duve würde natürlich 
nach diesen Grundsätzen handeln, sie bedauere es 
aber trotzdem, daß die EMRK nicht explizit erwähnt 
worden sei. Abschließend nannte Gret Haller die Be-
endigung des Krieges in Bosnien und Herzegowina 
durch die Staatengemeinschaft die wichtigste Errun-
genschaft in bezug auf die Menschenrechte do rt . Die 
OSZE leiste in diesem Bereich ausgezeichnete Ar-
beit. Eine wichtige langfristige Perspektive sei der 
Schutz der Menschenrechte durch das Recht auf 
Individualbeschwerde. 

Anschließend erkundigte sich die stellvertretende 
Ausschußvorsitzende Dorota Simonides (Polen) vor 
dem Hintergrund der oftmals geringen Mittelausstat-
tung für derartige Mechanismen nach der Ausstat-
tung für Bosnien und Herzegowina. Frau Haller er-
klärte dazu, daß die Implementierung unabhängig 
von der Politik finanziert werden müsse. Der norwe-
gische Abgeordnete Næss verwies auf die Schwierig-
keiten, die das in der Theo rie sehr gute Konzept der 
langfristigen Wahlbeobachtung mit sich brächte. Es 
sei für Parlamentarier fast unmöglich umzusetzen, 
obwohl bekannt sei, daß Probleme nicht erst am 
Wahltag, sondern bereits im Verlauf der Wahlkampa-
gne entstehen könnten. Aus diesem Grunde appel-
lierte er an die Parlamentarier, sich dafür einzuset-
zen, ihnen bei Wahlbeobachtungen längere Aufent-
halte vor Ort zu ermöglichen. Der rumänische Abge-
ordnete Bodiceanu informierte den Ausschuß über 
das Schicksal eines Parlamentariers in der Republik 
Moldau, der seit fünf Jahren in Haft sei. Moldau sei 
von der 14. Russischen Armee besetzt und dies führe 
dazu, daß dort  nicht eine Minderheit, sondern die 
Mehrheit unterdrückt werde. Angesichts dessen, daß 
die nächste Tagung der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE in St. Petersburg stattfinde, 
regte der Abgeordnete an, auf die russischen Parla-
mentarier einzuwirken, sich für ein Ende der Dikta-
tur in der Republik Moldau einzusetzen. 

Auf Anregung der Berichterstatterin Roethof hatte 
sich eine Arbeitsgruppe aus Mitgliedern des Allge

-

meinen Ausschusses für Demokratie und Menschen

-

rechte gebildet, um Reformvorschläge für die Arbeit 
des Ausschusses zu erarbeiten. Die Arbeitsgruppe 
berichtete dem Ausschuß, daß u. a. folgende Reform-
vorschläge beschlossen worden seien: der Berichter-
statter solle dem Ausschuß über Fortschritte in bezug 
auf die Umsetzung der Vorjahreserklärung berichten, 
die Resolutionen sollten kürzer und präziser sein, 
und die Redezeit für Erklärungen und andere Stel-
lungnahmen solle für Redner auf dem Podium zehn 
Minuten und für Redner im Saal drei Minuten nicht 
überschreiten. 

Zum Abschluß der Ausschußberatungen wurde Ab

-

geordneter Prof. Gert Weisskirchen zum Vorsitzen

-

den gewählt und die stellvertretende Vorsitzende, 

die polnische Senatorin Dorota Simonides, in ihrem 
Amt bestätigt. Als neue Berichterstatterin wählte der 
Ausschuß die georgische Abgeordnete Nino Burd-
shanadze. 

IX. Treffen der Parlamentarierinnen 

Die Sitzung der Parlamentarierinnen fand am Diens-
tag, den 7. Juli 1998, unter dem Vorsitz der dänischen 
Abgeordneten und Vizepräsidentin der Parlamentari-
schen Versammlung der OSZE, Frau Helle Degn, 
statt. Auf der Tagesordnung stand der Entwurf einer 
Erklärung zum Thema „Die Rolle von Frauen im Zu-
sammenhang mit den konfliktpräventiven Aktivi-
täten der OSZE". Als Gastrednerinnen waren Frau 
Dr. Monika Wohlfeld, Beauftragte für Gleich-
stellungsfragen in der OSZE, sowie Frau Dr. Fiona 
MacDonald Wilson eingeladen. Frau Degn wies 
einleitend darauf hin, daß der zu verabschiedende 
Erklärungsentwurf nicht dem Plenum vorgelegt wer-
den könne. Aus diesem Grunde werde sie ihn dem 
Präsidenten der Parlamentarischen Versammlung, 
Javier Rupérez, übermitteln mit der Bitte, den verab-
schiedeten Text dem Ständigen Ausschuß vorzule-
gen. 

Die Vorsitzende eröffnete ihre Ausführungen mit 
dem Hinweis auf die Ergebnisse des vom Büro für 
demokratische Institutionen und Menschenrechte 
(BDIMR) in Warschau veranstalteten Seminars zum 
Thema Förderung der Mitwirkung von Frauen in der 
Gesellschaft. Man sei do rt  zu dem Schluß gelangt, 
daß es notwendig sei, a) den Gleichberechtigungs-
aspekt zukünftig in die OSZE-Aktivitäten und Mis-
sionen aufzunehmen; b) weibliche Spezialisten in 
das OSZE-Krisenmanagement und die Konfliktberei-
nigung aufzunehmen; c) Workshops zu veranstalten 
mit dem Ziel, Frauen zu befähigen, an Konflikt- und 
Krisenmanagementaufgaben teilzunehmen; d) die 
Mitgliedstaaten aufzufordern, die OSZE-Verpflich-
tungen über den gleichen Status von Mann und Frau 
umzusetzen und e) eine Institution unter dem Dach 
der OSZE einzusetzen, welche die Aufgabe haben 
solle, die Rolle von Frauen innerhalb der Arbeit der 
OSZE zu überwachen. Sowohl dieses Seminar und 
die darauffolgenden Beratungen über entsprechende 
Folgemaßnahmen am 29. April 1998 als auch die Ein-
richtung einer Anlaufstelle für Gleichstellungsfragen 
innerhalb der OSZE zeugten nach Auffassung der 
Vorsitzenden von den erheblichen Fortschritten, die 
erzielt worden seien. Diese Dynamik müsse man aus-
nutzen, da sich zahlreiche Mitarbeiter der OSZE mit 
Sicherheit fragen würden, warum eine solche An-
laufstelle für Gleichstellungsfragen in der OSZE not-
wendig sei, warum Frauen bei der Konfliktverhütung 
mitwirken sollten und wie sie zur Konfliktverhütung 
beitragen könnten. In diesen Bereichen, erklärte 
Frau Degn, sei noch sehr viel Überzeugungsarbeit zu 
leisten. Die Vorsitzende verwies auf den entspre-
chenden Absatz in der Erklärung von Peking, in der 
die Machtgleichstellung der Frau und ihre gleichbe-
rechtigte und volle Teilhabe an allen Bereichen der 
Gesellschaft, so auch ihre Teilhabe an Entschei-
dungsprozessen und ihr Zugang zu Macht, für die 
Herbeiführung von Gleichberechtigung, Entwick- 
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lung und Frieden von grundlegender Wichtigkeit sei-
en. Ohne die Beteiligung von Frauen und Männern 
sei keine wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
möglich. Die Konfliktverhütung, erklärte Frau Degn, 
sei Teil des Aufbaus einer nachhaltigen Entwicklung. 
Sie unterstrich, daß es notwendig sei, zu untersu-
chen, ob die OSZE als Institution in der Lage sei, 
Gleichstellung zu verwirklichen, wobei diese Frage 
sowohl das Sekretariat als auch auf die wichtigsten 
Konfliktverhütungsinstrumente der OSZE beträfe. 
Darüber hinaus müsse man sich verstärkt mit der 
Darstellung von Frauen in Konfliktsituationen befas-
sen. Frauen würden oftmals nur als Opfer dargestellt 
und nicht als Handelnde, d. h. als eine Gruppe von 
Menschen, denen man Schutz gewähren müsse, die 
aber nicht in der Lage oder interessie rt  daran seien, 
an Entscheidungsfindungsprozessen im Bereich der 
Konfliktverhütung mitzuwirken. In bezug auf das 
Bild der Frau führte Frau Degn aus, daß man hier 
während einer Konfliktsituation sowohl positive Ver-
änderungen, d. h. mehr Gleichberechtigung, habe 
feststellen können, aber teilweise auch eine Verhär-
tung konservativer Einstellungen in bezug auf 
Gleichstellungsfragen. Positive Veränderungen 
müsse man sehr rasch erkennen und nutzen, so Frau 
Degn, während man negativen Veränderungen um-
gehend gegensteuern müsse. Nichtregierungsorga-
nisationen von Frauen könnten hierzu einen bedeu-
tenden Beitrag leisten. Untersuchungen zu der Ro lle 
von Frauen und Männern in Konfliktsituationen bö-
ten ebenfalls die Möglichkeit, sich abzeichnende 
geschlechtsspezifische Menschenrechtsverletzungen 
frühzeitig zu erkennen. 

Nach diesen einleitenden Worten stellte die Vor-
sitzende die erste Gastrednerin, Frau Dr. Fiona Mac-
Donald Wilson vor, Professorin für Inte rnationale 
Entwicklungsstudien an der Roskilde Universität. 
Prof. Wilson eröffnete ihren Vortrag mit dem Hin-
weis darauf, daß die Zivilbevölkerung heutzutage 
sehr viel stärker unter Kriegen leide als zu Anfang 
des Jahrhunderts. In Zahlen ausgedrückt seien heute 
schätzungsweise 70 Prozent der Kriegsopfer Zivili-
sten, verglichen mit 10-15 Prozent zu Anfang dieses 
Jahrhunderts. Das Bild, das von Frauen in Kriegssi-
tuationen gezeichnet werde, sei das von Opfern, die 
vor den Trümmern ihrer Häuser stünden, ihre Kinder 
auf dem Arm: ängstliche, verletzliche Flüchtlinge. 
Diese Darstellung sei mit Sicherheit zumindest teil-
weise realistisch, trage jedoch nicht dazu bei, den 
Kampf von Frauen gegen den Krieg und ihre Situati-
on zu verstehen. Die Ideologie der Geschlechter-
rollen werde in Kriegssituationen insofern ange-
wandt, als daß der Mann als der Krieger und 
Beschützer des Vaterlandes dargestellt werde, die 
Frau als Hüterin der Moral und des Heims. Einerseits 
könne dies zur Bildung von Bewegungen wie der der 
Mütter von der Plaza de Mayo führen, die unter 
gezieltem Einsatz ihrer Rolle als Mütter eine Nation 
daran hindern wollten, das Schicksal der Verschwun-
denen zu vergessen. Andererseits könne das Bild der 
Frau als Mutter aber auch zur Schaffung eines ethni-
schen Nationalismus verwendet werden, denn in 
einer Ideologie, in der die Zugehörigkeit zu einer Na-
tion auf der Grundlage der Reinheit des Blutes beru-
he, habe die Frau nicht nur die Rolle einer Mutter im 

abstrakten Sinne, sondern auch gezielt die der Mut-
ter von Kindern, die einer Nation und einer Ethnie 
angehören. Würden in einem ethnisch-nationalisti-
schen Umfeld diese sozialen Grenzen verletzt, z. B. 
durch Eingehen einer gemischten Ehe, könne dies 
dazu führen, daß die Ehepartner in ethnisch beding-
ten Kriegssituationen zu Flüchtlingen werden. Syste-
matische Vergewaltigungen würden zur Kriegswaffe, 
zur vorsätzlich angewandten Strategie der Schän-
dung. Als Fazit aus diesen Überlegungen, erklärte 
Prof. Wilson, müsse man bei der Konfliktverhütung 
verstärkt gegen einen ethnischen Nationalismus an-
gehen. Frauen könnten auf dem Wege über eine 
internationale Zusammenarbeit dazu einen Beitrag 
leisten. Sowohl die OSZE als auch die übrige Staa-
tengemeinschaft müsse das politische Ideal einer 
Gesellschaft anstreben, die sich aus gleichberechtig-
ten Bürgern zusammensetzt. Die Vergangenheit und 
ihre Darstellung dürfe man jedoch dabei nicht unbe-
rücksichtigt lassen. Die Art  der Darstellung und der 
Vermittlung geschichtlicher Ereignisse z. B. in den 
Medien könne ebenfalls einen ethnischen Nationa-
lismus begünstigen. Prof. Wilson erläuterte, daß ein 
Teil der Konfliktverhütung bedeute, Rassen- und Ge-
schlechterstereotypen in der offiziellen Darstellung 
geschichtlicher Ereignisse zu korrigieren. Gerade 
hier sei die Beteiligung von Frauen unbedingt erf or-
derlich. 

Entgegen dem Bild, welches die Medien von Frauen 
in Konfliktsituationen oftmals zeichneten, fuhr Prof. 
Wilson fort , hätten diese Frauen überhaupt keine 
Zeit, passive Opfer zu sein. In der Rea lität seien es 
doch gerade die Frauen, die in Abwesenheit ihrer 
kämpfenden, inhaftierten oder sogar gefallenen 
Männer verstärkt die Verantwortung für Angehörige 
oder die Gemeinschaft übernehmen müßten. Sie sei-
en in dieser Lage dazu gezwungen, ihr soziales Um-
feld zu erweitern und sich z. B. direkt mit öffentlichen 
Stellen auseinanderzusetzen. Einerseits könne dies 
zu einer Stärkung des Selbstbewußtseins und der 
Durchsetzungskraft von Frauen führen, andererseits 
aber auch ein Auseinanderbrechen bislang be-
stehender, auf Vertrauen und Gegenseitigkeit ge-
stützter Netzwerke nach sich ziehen. Aus dieser Si-
tuation heraus entstünden von Frauen selbst ge-
schaffene Einrichtungen. In Bosnien gebe es z. B. un-
gefähr 50 lokale Nichtregierungsorganisationen, die 
unter der Leitung von Frauen stünden und haupt-
sächlich für Frauen tätig würden. In Kriegszeiten hät-
ten sie sich vorrangig um vertriebene Frauen geküm-
mert, müßten jedoch nun, nach dem Ende der Feind-
seligkeiten, einen Familienaspekt in ihre Arbeit mit-
einbeziehen. Dies ergebe sich aus dem Umstand, daß 
für Frauen die Gewalt nach Ende des Krieges nicht 
aufgehört habe - sie seien nun konfrontiert mit einer 
verrohten Gesellschaft und ihren zurückgekehrten, 
oftmals traumatisierten und arbeitslosen Ehepart-
nern. Prof. Wilson schloß zusammenfassend, daß 
man auf die Stärke von Frauen bauen müsse. Kon-
fliktverhütung bedeute auch, die im Alltag von Frau-
en auftauchenden Probleme zu verstehen und die 
Frauen dabei zu unterstützen, diese zu lösen. 

Im Anschluß daran stellte Frau Dr. Wohlfeld die neue 
Anlaufstelle der OSZE für geschlechtsspezifische 
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Fragen vor. Im Rahmen ihrer Tätigkeit wolle sie Kon-
takte aufbauen zu anderen internationalen Organisa-
tionen und zu Nichtregierungsorganisationen mit 
dem Ziel, Informationen darüber zu sammeln, wie 
die Frage der Gleichstellung in diesen Organisatio-
nen behandelt werde. Darüber hinaus werde sie die 
Möglichkeiten überwachen, die Frauen innerhalb 
der OSZE haben. In diesem Zusammenhang habe sie 
bereits die Gelegenheit gehabt, sich an den Delega-
tionsleiterausschuß zu wenden. Im August 1998 solle 
eine Veranstaltung zur Ausbildung von Mitarbeite-
rinnen von Missionen stattfinden, mit dem Ziel, diese 
stärker über die Rolle und die Situation von Frauen 
in Konflikten und nach Konflikten zu informieren. 
Man habe dazu auch andere Gleichstellungsstellen 
und einschlägige Nichtregierungsorganisationen 
kontaktiert, um Doppelarbeit zu vermeiden. Neben 
den Kontakten auf internationaler Ebene wolle sie 
sich ebenfalls an die Parlamente der OSZE-Teilneh-
merstaaten zum Informationsaustausch wenden. 

Die Präsidentin des Deutschen Bundestages, Frau 
Prof. Dr. Rita Süßmuth, erklärte, daß es keine Erfolge 
ohne die Mitwirkung von Frauen geben könne. Frau-
en verfolgten einen anderen Ansatz bei der Konflikt-
verhütung und bei Friedensverhandlungen. In Zu-
kunft solle es in der OSZE keine Gruppen ohne die 
Mitwirkung von Frauen geben. Die finnische Abge-
ordnete wies darauf hin, daß Frauen sich nicht isolie-
ren dürften. In der folgenden Woche fände in Kap-
stadt ein Treffen der Parlamentspräsidentinnen statt, 
zu denen auch Frauen aus Krisengebieten anreisten. 
Es sei unbedingt erforderlich, daß auch Männer an 
diesen Treffen teilnähmen, um von diesen Frauen 
Informationen zu erhalten. 

In der sich anschließenden Debatte über den vorlie-
genden Erklärungentwurf schlug die Präsidentin des 
Deutschen Bundestags vor, diesem Entwurf einen 
Anhang hinzuzufügen, in dem geschlechtsspezifi-
sche Unterschiede bei der Konfliktverhütung und bei 
Friedensverhandlungen definie rt  würden. Die Ver-
treterinnen aus Finnland, aus der Schweiz, aus Polen 
und aus Spanien unterstützten diesen Vorschlag. 
Grundlage dieses Anhangs könne die Ausarbeitung 
von Prof. Wilson sein. Man kam jedoch überein, die-
sen Anhang im Rahmen der Folgemaßnahmen zu der 
vorliegenden Erklärung zu einem späteren Zeitpunkt 
zu erstellen. Der Erklärungsentwurf wurde daraufhin 
mit geringen Änderungen verabschiedet. 

Zum Abschluß der Debatte wies die Vertreterin aus 
Georgien noch einmal ausdrücklich auf die Bedeu-
tung von Wahlen und von Frauen als Parlamentarie-
rinnen hin. Frauen müßten als Gesetzgeberinnen 
Einflußmöglichkeiten besitzen bei Entscheidungen, 
die möglicherweise zu Kriegen führen könnten. Die 
Vorsitzende ergänzte, daß Frauen nur in sehr einge-
schränktem Maße Zugang zu internationalen Orga-
nisationen hätten. Dies führe dazu, daß sich im Rah-
men der Folgekonferenz zur Weltfrauenkonferenz 
nun hauptsächlich Männer mit den Ergebnissen der 
Weltfrauenkonferenz befaßten. Frau Degn schloß das 
Treffen mit den Worten, daß ein solches Vorgehen 
untragbar und Beweis dafür sei, daß die Rolle der 
Frauen in internationalen Organisationen gestärkt 
werden müsse. 

X. Plenarsitzungen 

Die Plenarsitzungen fanden am Nachmittag des 
7. Juli sowie am 10. Juli 1998 statt. 

Zu Beginn der Plenarsitzung am Nachmittag des 
7. Juli 1998 hielten Gastredner der verschiedenen an-
wesenden Parlamentarischen Versammlungen kurze 
Ansprachen an die versammelten OSZE-Parlamenta-
rierinnen und -Parlamentarier. Die deutsche Abge-
ordnete Leni Fischer bedauerte, daß das Wirken der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
sowie der OSZE häufig nicht den Bekannheitsgrad 
habe, den es verdiene. Sie lud alle Anwesenden ein, 
sich die Arbeit der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates bei einem Besuch in Straßburg aus 
der Nähe anzuschauen. Frau Brorby Larsen vom 
Nordischen Rat unterrichtete darüber, daß im Früh-
jahr 1999 ein Seminar geplant sei, das sich mit den 
neuen Sicherheitsstrukturen befasse. Ein wichtiger 
zu behandelnder Punkt sei die Förderung der arkti-
schen Zusammenarbeit. Sie betonte die Aufgeschlos-
senheit des Nordischen Rates für Kontakte und 
Kooperation mit anderen interparlamentarischen 
Gremien. Herr Gutierrez Diaz sprach als Vertreter 
des Europäischen Parlamentes. Die Kooperation 
zwischen den Parlamenten sowie den interparlamen-
tarischen Organisationen werde quantitativ und qua-
litativ immer stärker. Zur Zeit bereite sich die Euro-
päische Gemeinschaft auf die Aufnahme weiterer 
osteuropäischer Länder vor. Sie agiere hierbei als 
Garant des Fortschritts und der Stabilität in Europa. 
Er plädiere dafür, gemeinsame Aktionen do rt  durch-
zuführen, wo sie sich als angemessen erwiesen. Bei-
spielhaft erwähnte er hierfür die Drei-Parlamente-
Mission in Albanien. Ein Vertreter der Nordatlanti-
schen Versammlung nannte das Tätigwerden inter-
parlamentarischer Versammlungen in Bosnien als 
Beispiel für einen effektiven menschlichen Einsatz. 
Die im Rahmen der Pa rtnerschaft für den Frieden 
durchgeführten Projekte sollten jedoch nicht für alle 
als Eintrittskarte in die NATO angesehen werden. 
Herr Maloseyev von der Parlamentarischen Ver-
sammlung der Vereinigung Unabhängiger Staaten 
berichtete vom Treffen der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE mit seiner Organisation in 
St. Petersburg. Die gemeinsame Tagung sei kon-
struktiv gewesen und habe seine Hoffnung bestärkt, 
gute nachbarschaftliche Beziehungen zu allen Nach-
barstaaten aufbauen zu können. Herr Davis von der 
Parlamentarischen Versammlung der WEU dankte 
Präsident Rupérez für die bisherige Zusammenarbeit 
beispielsweise beim Einsatz der multinationalen Poli-
zeitruppe in Albanien. Diese habe Sicherheit und 
Ordnung wiederherstellen und den Schutz der Wah-
len sicherstellen können. 

Im Anschluß an diese Ansprache fand die Verleihung 
des OSZE-Preises für Journalismus und Demokratie 
statt (siehe oben V.). Daran schlossen sich ein kurzer 
Bericht des Schatzmeisters, Sir Peter Emery, über die 
finanzielle Lage der Parlamentarischen Versamm-
lung der OSZE sowie ein Bericht des Generalsekre-
tärs über die Arbeit und Aktivitäten des Internationa-
len Sekretariats der Parlamentarischen Versammlung 
der OSZE an. 
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In der Generaldebatte über aktuelle Themen wurde 
eine große Bandbreite unterschiedlicher Themen an-
gesprochen. Der Leiter der Delegation der Russi-
schen Föderation, Herr Gennady N. Seleznev, be-
tonte, daß die Russische Föderation kein Vetorecht 
hinsichtlich der Politik anderer Länder anstrebe. Es 
sei jedoch nicht die Anbindung der osteuropäischen 
Länder an die NATO, sondern die Schaffung eines 
neuen Modells der allumfassenden Sicherheit für Eu-
ropa erforderlich. Bedeutsam sei hier insbesondere 
die Schaffung einer Europäischen Sicherheitscharta, 
denn Sicherheit sei ein Gemeingut und damit nicht 
teilbar, unabhängig davon, welchen politischen oder 
militärischen Allianzen ein Land angehöre. Der estni-
sche Delegationsleiter, Herr Raoul Üksvärav, sah die 
Missionen der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE als guten Beitrag präventiver Diplomatie an. 
Noch vor einiger Zeit habe Estland im Menschen-
rechtsbereich des Schutzes gegen russische Über-
griffe bedurft. Nun habe sich die Situation verändert. 
Heute gehe es darum, gute nachbarschaftliche Bezie-
hungen zu begründen und Nichtesten in die estni-
sche Gesellschaft zu integ rieren. Die Integration 
besitze viele Dimensionen und es sei sicherlich hilf-
reich, wenn es wiederum eine OSZE-Mission in 
Estland geben würde. Der ungarische Abg. Andras 
Barsony, sah es als Hauptziel der Siebten Jahresta-
gung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 
an, einen Vergleich zwischen den Strukturen der 
OSZE und der politischen Durchsetzbarkeit von Re-
solutionen zu ziehen. Das Dokument von Helsinki sei 
nicht allen aktuellen Herausforde rungen gewachsen, 
beispielsweise sei bei ethnischen Konflikten ein 
Rückgriff auf dieses Dokument nicht möglich. Es sei 
daher an der Zeit, sich Gedanken zu machen, wie 
derartige Konflikte gelöst werden könnten. Er rege 
an, über ein Zusatzprotokoll zu Helsinki bzw. Zusatz-
paragraphen nachzudenken. Ein Vertreter Weiß-
rußlands dankte nochmals der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE und insbesondere dem fin-
nischen Abg. Kiljunen. Der.  sogenannte „Lukaschen-
kismus" sei nur bei einem geteilten Europa erfolgver-
sprechend: Lukaschenka sei ein politischer Maurer, 
er errichte erneut eine Berliner Mauer. Da er einer 
der stärksten Kräfte im sowjetischen Raum sei, 
könnte sich eine Katastrophe entwickeln, die schlim-
mer sei als derzeit im Kosovo. Er wolle daher ein 
SOS-Signal an die inte rnationale Staatengemein-
schaft überbringen und zu Wachsamkeit und Verant-
wortung aufrufen. Der lettische Abgeordnete Paulis 
Klavins, äußerte sein Bedauern darüber, daß die 
OSZE den Frieden nicht garantieren könne. Wäh-
rend der Siebten Jahresversammlung würden wieder 
Menschen getötet und vertrieben werden. Deutsch-
land sei heute ein vorbildlicher Rechtsstaat. Nun 
müsse auch Rußland zeigen, daß es Abschied von 
der Vergangenheit genommen habe. Nur wenn die 
Menschen zu einem gemeinsamen Geschichtsbild 
gelangen würden, könne eine Verständigung und 
Aussöhnung gelingen. Der Abg. Prof. Gert Weisskir-
chen befürchtete, daß der weißrussische Präsident 
Lukaschenka die Ängste der Menschen ausnutze, 
um ein diktatorisches System zu errichten. Es sei die 
Aufgabe der Parlamentarier zu verhindern, daß sol-
che Menschen Macht erlangten. Auch nach dem En-
de des Ost-West-Konfliktes gebe es Gefahren. Diese 

würden nun von Territorialisten und Globalisten aus-
gehen. Er hoffe, daß in naher Zukunft Pluralismus, 
Demokratie und Toleranz auch in Weißrußland eine 
Chance erhalten würden. Der armenische Delegati-
onsleiter Igityan äußerte die Befürchtung, daß ein 
Konflikt immer dann als innerstaatlich bezeichnet 
werde, wenn die Weltgemeinschaft nicht eingreifen 
wolle. Vor zehn Jahren habe der Konflikt in Nagorni-
Karabach ein Ausmaß wie der jetzige Kosovokonflikt 
gehabt. Armenier seien damals depo rtiert  worden 
obwohl ihnen die gleichen Rechte zustünden, wie 
den Kosovo-Albanern. So wie das Problem vor zehn 
Jahren gehandhabt worden sei, solle es sich in der 
Zukunft nicht wiederholen. Er wünsche sich, daß die 
Einsicht des 21. Jahrhunderts darin bestehe, daß 
Freiheit und Demokratie die wichtigsten Errungen-
schaften der Menschheit seien. Der italienische Abg. 
Mario Brunetti machte Ausführungen zum organi-
sierten Verbrechen im OSZE-Gebiet. Er machte eine 
Politik des Staatsrückzugs dafür verantwortlich, daß 
es nun mehr Arbeitslosigkeit, Kriminalität und Armut 
gebe. Der russische Abg. Vladimir V. Zhirinovski 
beharrte darauf, daß ein Bürger Dänemarks im Na-
men des Kosovo gesprochen habe, die jugoslawische 
Seite jedoch nicht zu Wort  gekommen sei. Ebenso 
habe eine weißrussische Delegation das Wo rt  erhal-
ten, die andere nicht. Er fordere, die anti-jugoslawi-
sche, anti-weißrußsssche und anti-russische Haltung 
aufzugeben. Auch die russischen Minderheiten in 
Estland und Lettland seien durch die Parlamentari-
sche Versammlung der OSZE zu schützen. Der russi-
schen Minderheit dort  würden Rechte vorenthalten. 
Die Sorgen über die Atomversuche Indiens und Paki-
stans seien nicht gerechtfertigt, auch der Iran 
beschaffe sich derartige Waffen. Das 21. Jahrhundert 
werde seiner Auffassung nach schwieriger und 
schlechter sein als das vergangene. Deshalb gelte es 
das zu wahren, was man habe. Der Abg. Dieter Hei-
stermann rief dazu auf, sich am Ausgang des Jahr-
hunderts auf die gemeinsame europäische Ge-
schichte zu besinnen, um zukünftig Tragödien zu 
verhindern. Der alte Gedanke, „der Feind meines 
Feindes ist mein Freund" , dürfe keine Geltung mehr 
beanspruchen. Es sei gute parlamentarische Übung 
zu diskutieren, zu erwägen und dann zu handeln. 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE solle 
sich als ein nationales Parlament verstehen und auch 
als solches handeln und nicht als eine Ansammlung 
nationaler Parlamente. Jeder Tag, an dem man einen 
Krieg verhindern könne, sei es we rt, sich für eine 
Sache einzusetzen. Die Abg. Katrin Fuchs berichte-
te, daß sie die Arbeit der OSZE von Anfang an be-
gleitet habe. Es sei der Vorschlag gemacht worden, 
den Schiedsgerichtshof abzuschaffen. Es liege aber 
nicht an einer Institution, wenn sie nicht erfolgreich 
sei, sondern am politischen Willen, sie in Anspruch 
zu nehmen. Sie habe daher die Bitte, für die Inan-
spruchnahme des Schiedsgerichtshofes zu werben 
und auf die nationalen Regierungen einzuwirken. Es 
gehe nicht darum, alte Organisationen mit neuen 
Problemen zu betrauen, um sie am Leben zu erhal-
ten. Es gelte vielmehr, für ein bestehendes Problem 
die richtige Organisation herauszusuchen. Erfolge 
seien immer zäh, schwierig und langsam zu erkämp-
fen wie beispielsweise bei den Abrüstungsverhand-
lungen. Sie rief Rußland dazu auf, endlich den 
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SALT-II-Vertrag zu ratifizieren. Ansonsten werde 
den aktuellen Atomtestern eine Legitimation verlie-
hen und das Ziel der Nichtverbreitung erleide 
Schiffbruch. 

Anschließend legte Parlamentspräsident Rupérez 
noch einmal die Gründe dar, die ihn zur Einbringung 
der Kosovo-Resolutionen veranlaßt hätten. Sinn und 
Zweck dieser Resolution sei es, die Leiden der Zivil-
bevölkerung unter den Kosovo-Albanern zu mindern 
sowie die Öffentlichkeit wachzurütteln. Der Vizeprä-
sident Willy Wimmer bezeichnete die vorgelegte 
Resolution zu diesem ernsten Thema als sehr ausge-
wogen. Der Weg der Kontaktgruppe werde genau 
verfolgt, denn sie gebe die Eckdaten für den Status 
des Kosovos vor. Die Internationale Staatengemein-
schaft wisse, welche Instrumente sie zur Verfügung 
habe, da sie an die Charta der Vereinten Nationen 
gebunden sei. Oft sei die Staatengemeinschaft zu 
spät gekommen. Jetzt ergebe sich endlich die Mög-
lichkeit, daß eine OSZE-Mission in den Kosovo 
zurückkehre. Auch wenn diese zunächst nur zeitlich 
begrenzt sei, so hege er doch die Hoffnung, daß bald 
eine langfristige Mission eingesetzt werde. Er dankte 
insbesondere Herrn van der Stoel für sein Wirken. 
Zudem sei es sein dringender Wunsch, daß sich die 
EU sowie die USA, die abweichende Konzepte für die 
Weiterentwicklung des Balkans haben, sich zum Nut-
zen des gesamten Balkans zusammensetzten und ab-
stimmten. Der britische Abg. Bruce George rief die 
Versammlung dazu auf, die Resolution mit Nachdruck 
zu unterstützen. Er definiere Sicherheit nicht nur als 
Verteidigung der Grenzen, sondern auch der Werte. 
Die Krise im Kosovo sei durchaus geeignet, auch Ma-
zedonien, Albanien und Bosnien zu destabilisieren. 

Im Anschluß daran stellten die Berichterstatter der 
drei Ausschüsse Verlauf und Ergebnisse der Diskus-
sionen in ihren Ausschüssen dar. Zusätzlich präsen-
tierte die Präsidentin des Deutschen Bundestages, 
Frau Prof. Dr. Rita Süssmuth, in ihrer Eigenschaft als 
Vorsitzende eines Unterausschusses des Wirtschafts-
ausschusses zu dem Projekt einer „OSZE-Wirt-
schaftscharta" den gleichnamigen Resolutionsent-
wurf. Die Bundestagspräsidentin wies darauf hin, 
daß es Ziel und Zweck der Wirtschaftscharta sei, ge

-

meinsame Grundsätze und Werte im Wirtschaftsraum 
von Vladiwostok bis Vancouver zu schafften. Ele-
mente dieser Wirtschaftscharta seien der Aufbau von 
Vertrauen in Rechtssicherheit, die Entwicklung von 
Maßnahmen gegen die organisierte Kriminalität, der 
Abbau von Handelsbeschränkungen, der Ausbau 
regionaler Zusammenarbeit sowie die Einsicht, daß 
Sicherheitsrisiken meist mit Wirtschafts- und Armuts-
risiken verbunden seien. Die Resolution zur Wi rt

-schaftscharta wurde mit großer Mehrheit bei 116 Ja

-

Stimmen, 3 Nein-Stimmen und 12 Enthaltungen an-
genommen. Mit überwältigter Mehrheit - bei 7 Ent-
haltungen wurde daraufhin das Schlußdokument der 
Tagung, die Erklärung von Kopenhagen (siehe An-
hang, Seite 21) angenommen. 

XI. Wahl des Präsidiums 

Da der bisherige Präsident der Versammlung, der 
spanische Abg. Javier Rupérez, aus seinem Amt 
schied, mußte ein Nachfolger gewählt werden. Die 
einzige Kandidatin für dieses Amt war die dänische 
Abg. Helle Degn, die ohne Gegenstimme für ein Jahr 
gewählt wurde. In einer anschließenden Rede dankte 
sie für das in sie gesetzte Vertrauen und sicherte zu, 
sich den zukünftigen Herausforderungen sowie der 
harten Arbeit zu stellen. Besonders danken wolle sie 
ihrem Vorgänger Javier Rupérez, der einer der 
Hauptbeteiligten bei der Erarbeitung der Schlußakte 
von Helsinki gewesen sei. Der Schatzmeister, Sir 
Peter Emery (Vereinigtes Königreich) überreichte 
Javier Rupérez, der für ein Jahr zum Ehrenpräsiden-
ten ernannt wurde, formell eine dänische Silber-
schale zur Erinnerung an seine letzte Jahresver-
sammlung in Kopenhagen. Darüber hinaus wählten 
die Mitglieder der Versammlung drei Vizepräsiden-
ten in das Präsidium. Der amerikanische Abg. Steny 
Hoyer wurde für drei weitere Jahre in seinem Amt 
als Vizepräsident bestätigt. Des weiteren wurden die 
italienische Abg. Tana De Zulueta sowie der türki-
sche Abg. Tekin Enerem als neue Vizepräsidenten 
ebenfalls für eine Amtszeit bis zur Jahrestagung 
2001 gewählt. 

Bonn, den 16. September 1998 

Prof. Dr. Rita Süssmuth 

Präsidentin des Deutschen Bundestages 
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Kopenhagener Erklärung 
der parlamentarischen Versammlung der OSZE 

10. Juli 1998 

Präambel 

1. Wir, die Parlamentarier aus den Teilnehmerstaa-
ten der OSZE, sind vom 7. bis 10. Juli 1998 als 
die parlamentarische Institution der OSZE in 
Kopenhagen zusammengetreten, um die Ent-
wicklungen im Zusammenhang mit Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa einer Bewer-
tung zu unterziehen und unsere Auffassungen 
den Ministern der OSZE zu unterbreiten. 

2. Wir wünschen dem nächsten, im Dezember 1998 
in Oslo stattfindenden Ministerrat der OSZE viel 
Erfolg und empfehlen seiner Aufmerksamkeit 
die folgenden Erklärungen und Empfehlungen. 

KOSOVO 

3. Zutiefst besorgt angesichts der tragischen Ent-
wicklungen im Kosovo, des täglichen Verlusts 
von Menschenleben, des schweren Leidens der 
Menschen und der Zerstörung ganzer Orte, auf-
grund derer tausende von Bewohnern vor Ort 
und insbesondere Albaner im Kosovo aus ihrer 
Heimat fliehen mußten; 

4. Unter Verurteilung der Gewalt von allen Seiten, 
insbesondere dort , wo sie gegen f riedliche und 
unbewaffnete Zivilisten ausgeübt wird; 

5. Die Politik der Regierung der Bundesrepublik 
Jugoslawien wegen ihrer militärischen Aggres-
sion gegen die albanische Bevölkerung des Ko-
sovo, einschließlich des Beschusses und der Zer-
störung von Dörfern anprangernd; 

6. In der Überzeugung, daß entscheidende Maß-
nahmen dringlich erforderlich sind, um die 
Regierung der FRY zu zwingen, auf diese nicht 
hinzunehmenden Aktionen gegen ihre eigene 
Bevölkerung zu verzichten; und 

7. In der Überzeugung, daß die Lage im Kosovo in 
bezug auf die Menschenrechte sowie die Gefahr 
einer zunehmenden Instabilität auf dem gesam-
ten Balkan einen negativen Einfluß auf die legi-
timen Interessen der internationalen Gemein-
schaft nehmen könnte, nicht zuletzt als Ergebnis 
der entstehenden Flüchtlingsströme; 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

8. Appelliert an sämtliche Konfliktparteien, zum 
Grundsatz der Nichtanwendung von Gewalt zu-
rückzukehren und sich selbst von Provokationen 
jeder Art  zu distanzieren; 

9. Regt an, die Europäische Union, die Vereinigten 
Staaten sowie andere, die dazu in der Lage sind, 
sollten umfassende und effiziente Wirtschafts-
sanktionen gegen die FRY verhängen, bis diese 
ihre Aggression im Kosovo beendet; 

10. Ist der Auffassung, daß die NATO entsprechend 
der UN-Charta und dem Völkerrecht sowie mit 
ausdrücklicher Unterstützung durch eine ein-
schlägige Entschließung des UN-Sicherheitsrats 
diejenigen militärischen Maßnahmen ergreifen 
kann, die erforderlich sind, um die Beendigung 
der Aggression und den Schutz der Bevölkerung 
im Kosovo und den an ihn angrenzenden Gebie-
ten zu gewährleisten; 

11. Appelliert an Präsident Milosevic, die Umset-
zung der Verpflichtungen zu beschleunigen, die 
er in der gemeinsamen Erklärung von Moskau 
vom 16. Juni 1998 eingegangen ist; 

12. Fordert die albanische Bevölkerung im Kosovo 
auf, in dem Bemühen um Schutz und Förderung 
ihrer Rechte auf jede Form von Gewalt, ein-
schließlich terroristischer Maßnahmen, zu ver-
zichten und diese zu verurteilen; 

13. Appelliert an alle außenstehenden Parteien, die 
Bereitstellung von Mitteln, die Lieferung von 
Waffen und anderem Gerät oder die Unterwei-
sung im Gebrauch letzterer zur Unterstützung 
von terroristischen Aktivitäten einzustellen; 

14. Anerkennt die territoriale Integrität der FRY und 
anderer Staaten in der Region; 

15. Unterstützt einerseits die Forderungen nach ei-
ner starken Autonomie für den Kosovo, bekräf-
tigt andererseits jedoch erneut die Auffassung, 
daß die Grundsätze des Völkerrechts im Hin-
blick auf die Unverletzbarkeit der Grenzen und 
die territoriale Integrität der Staaten, so wie sie 
in der Schlußakte von Helsinki und allen in der 
Folge erstellten Dokumenten der OSZE veran-
kert sind, im Falle der FRY und anderer Staaten 
in der Region geachtet werden sollten; 

16. Fordert die Regierung der FRY sowie die Führer 
der albanischen Bevölkerung im Kosovo drin-
gend auf, ernsthaft zu verhandeln, um eine 
friedliche und gerechte Lösung für diesen Kon-
flikt zustandezubringen; 

17. Appelliert an die Regierung der FRY, den Son-
dervertreter des amtierenden Präsidenten der 
OSZE zu empfangen, um den Verhandlungspro-
zeß zu fördern, und der Wiedereröffnung der 
Langzeitmission der OSZE in Kosovo, Sandjak 
und Vojvodina zuzustimmen; 
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18. Bittet die internationale Gemeinschaft, denjeni-
gen Staaten in der Region und insbesondere Al-
banien zu helfen, die unter einem Zustrom von 
Flüchtlingen leiden, und den Flüchtlingen und 
anderen Opfern der Aggression im Kosovo hu-
manitäre Hilfe zu gewähren; 

19. Appelliert an den Sicherheitsrat der VN, eine 
Vereinbarung über die Fortführung des UN-
DPREDEP-Mandats in der früheren jugoslawi-
schen Republik Mazedonien herbeizuführen; 

20. Fordert die Regierung der FRY dringend auf, 
ohne Behinderungen und weitere Verzögerun-
gen die Umsetzung der Vereinbarung zwischen 
der FRY und der früheren jugoslawischen Repu-
blik Mazedonien bezüglich der Demarkierung 
ihrer gemeinsamen internationalen Grenzen in 
die Praxis umzusetzen. 

21. Fordert effiziente Maßnahmen, um zu verhin-
dern, daß die zigtausenden albanischen Flücht-
linge aus dem Kosovo zu einer weiteren, dauer-
haft vertriebenen Bevölkerung in Europa wer-
den; 

die Untersuchung und Verfolgung von im Koso-
vo begangenen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit durch das internationale Straftribunal 
für das frühere Jugoslawien; 

den unverzüglichen Abzug der serbischen Son-
derpolizeieinheiten und das Ende der Operatio-
nen gegen die zivile Bevölkerung; und 

einen anhaltenden und uneingeschränkten Zu-
gang für sämtliche humanitären Organisationen 
in den Kosovo. 

Die Entwicklung der Strukturen, 
Institutionen und Perspektiven 

der OSZE 

KAPITEL I 
(Politische Angelegenheiten und Sicherheit) 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

22. Anerkennend, daß die OSZE aufgrund ihres um-
fassenden Wesens und ihrer umfassenden Mit-
gliedschaft in der breiter gefaßten Sicherheitsar-
chitektur Europas eine einzigartige Stellung ein-
nimmt; 

23. Überzeugt, daß nunmehr, da die OSZE auf den 
25. Jahrestag ihrer Begründung zugeht, der an-
gemessene Zeitpunkt für die Parlamentarische 
Versammlung gekommen ist, die Entwicklung 
der Institutionen und Strukturen der OSZE einer 
Bewertung zu unterziehen und konkrete Emp-
fehlungen vorzulegen, um diese Werkzeuge und 
Instrumente in dem Maße weiter zu verfeinern, 
da wir um eine Förderung der unteilbaren Si-
cherheit und Zusammenarbeit unter den Teil-
nehmerstaaten bemüht sind; 

24. Die Tatsache betonend, daß die Institutionen, 
Mechanismen und Instrumente der OSZE unter 
maximaler Ausschöpfung ihres Potentials ge-
nutzt werden sollten, um sicherzustellen, daß die 
OSZE ihre politische und operative Rolle und 
Aufgabe als ein vorrangiges Instrument zur Kon-
fliktverhütung, zur Krisenbewältigung und zur 
Rehabilitation nach der Beendigung von Kon-
flikten in vollem Umfange erfüllen kann; 

25. Anerkennend, daß jedwede Bewertung der In-
stitutionen und Strukturen der OSZE von der Er-
kenntnis ausgehen sollte, daß die Institutionali

-

sierung als Prozeß erst im Jahre 1991 ernsthaft 
eingesetzt hat und sich nach wie vor in den 
Frühstadien ihrer Entwicklung befindet; 

26. Die Erkenntnis betonend, daß eine der grund-
sätzlichen Herausforderungen, denen sich die 
Teilnehmerstaaten der OSZE gegenüber sehen, 
nach wie vor in der praktischen Umsetzung der 
in der Schlußakte von Helsinki, der Charta von 
Paris und anderer, im Konsenswege verabschie-
deter Dokumente der OSZE enthaltenen Ver-
pflichtungen und Grundsätze liegt. Dieser Her-
ausforderung sollte dadurch begegnet werden, 
daß den Staaten, die in dieser Region auf Proble-
me stoßen, durch die weitere Entwicklung der 
bestehenden Instrumente und Mechanismen der 
Zusammenarbeit sowie durch die Schaffung 
neuer Instrumente Hilfe angeboten wird; 

27. Anerkennend, daß die Bewältigung der Heraus-
forderung der praktischen Umsetzung der 
Grundsätze und Verpflichtungen der OSZE 
nicht die Schaffung neuer Institutionen und 
Strukturen voraussetzt, sondern daß vielmehr 
die bestehenden Werkzeuge und Ressourcen 
der OSZE im Bestreben um größere Leistungsfä-
higkeit weiterentwickelt werden sollten; 

28. Anmerkend, daß jedwede Überprüfung der In-
stitutionen und Strukturen der OSZE auf natürli-
che Weise auch eine Bewe rtung der Rolle und 
Aufgabe der Parlamentarischen Versammlung 
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der OSZE und ihrer Arbeit beinhalten muß, die 
auf eine effiziente Erfüllung der ihr übertrage-
nen Aufgaben durch die Erörterung der wichtig-
sten Fragen im Zusammenhang mit der Arbeit 
der Organisation abzielt: Schaffung von Mecha-
nismen zur Konfliktverhütung und -beilegung, 
Unterstützung der demokratischen Institutionen 
in den Teilnehmerstaaten der OSZE und Förde-
rung der weiteren Entwicklung und des Aus-
baus der institutionellen Strukturen der OSZE; 

29. Begrüßt die durch den Lissabonner Gipfel der 
OSZE im Jahre 1996 ergriffene Initiative und 
den anschließenden Beschluß des Ministerrats 
in Kopenhagen vom 19. Dezember 1997, das Do-
kument/die Charta auszuformulieren; 

30. Würdigt die Aktivitäten der OSZE im Berichts-
zeitraum; 

31. Begrüßt die Stärkung der europäisch-atlanti-
schen Beziehungen durch die Erweiterung der 
NATO einer auf den Grundsätzen von Demo-
kratie, Freiheit des einzelnen und Herrschaft des 
Rechts beruhend en Organisation auf eine A rt 

 und Weise, die mit dem souveränen Recht der 
Teilnehmerstaaten vereinbar ist, Bündnisverträ-
gen beizutreten, wie dies unter Grundsatz Eins 
der Schlußakte von Helsinki gewährleistet wird. 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

32. Appelliert an die Teilnehmerstaaten, aktiv an 
der weiteren Entwicklung der Organisa tion in 
allen Bereichen zu arbeiten; 

33. Appelliert an alle Sicherheitsinstitutionen, ihre 
Zusammenarbeit auf eine Art  und Weise auszu-
bauen und zu intensivieren, die dem proklamier-
ten Konzept einer hierarchiefreien Zusammenar-
beit unter den sich gegenseitig verstärkenden 
Institutionen gerecht wird; 

34. Appelliert an die Teilnehmerstaaten, die Fähig-
keit der Organisation zu vertiefen, im Sinne ei-
ner aktiven, nach vorn gerichteten Politik der 
Krisenverhütung Maßnahmen zu ergreifen; 

35. Appelliert an die Teilnehmerstaaten, konstrukti-
ve und ergebnisorientierte Gespräche über das 
Sicherheitsdokument/die Sicherheitscharta der 
OSZE aufzunehmen; 

36. Fordert die Teilnehmerstaaten dringend auf, im 
Hinblick auf die wachsenden, an die OSZE ge-
stellten Ansprüche der Organisation angemes-
sene Mittel zur Verfügung zu stellen, um sie zu 
befähigen, sich ihrer Aufgaben und Pflichten 
auf angemessene Weise zu entledigen; 

37. Drängt insbesondere auf die Einrichtung einer 
anhaltenden Überwachung der Einhaltung der 
Grundsätze und Normen der OSZE, damit deren 
praktische Umsetzung zu einer grundsätzlichen 
und Routineaktivität der OSZE wird; hierzu ge-
hört auch, daß dem Amtierenden Vorsitzenden 
die Autorität gewährt wird, einen angemessenen 
Überprüfungsmechanismus anzurufen; 

38. Fordert den Amtierenden Vorsitzenden und den 
Ausschuß für das Sicherheitsmodell dringend 
auf, die Vorbereitung des Entwurfskonzepts für 
das Dokument/die Charta zu beschleunigen; 

39. Fordert eine breit angelegte Beteiligung der Öf-
fentlichkeit an der Diskussion über die Charta 
sowie über das gemeinsame und umfassende 
Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert; 

40. Appelliert an den Amtierenden Vorsitzenden, in 
dem Maße, in dem die Arbeiten an dem umfas-
senden und gemeinsamen Sicherheitsmodell für 
Europa im 21. Jahrhundert fortgeführt werden, 
eine Reihe von wichtigen Grundsätzen in diese 
Arbeit einzubeziehen, so wie die Parlamentari-
sche Versammlung sie 1996 in ihrer Stockholmer 
Erklärung über Stellung und Aufgabe der OSZE 
in der Architektur der Sicherheit Europas für das 
21. Jahrhundert empfohlen hat; 

41. Wiederholt die früheren Empfehlungen der Par-
lamentarischen Versammlung der OSZE, das 
Prinzip des „annähernden Konsenses" einzufüh-
ren, demzufolge die OSZE mit der Zustimmung 
einer Anzahl von Teilnehmerstaaten handeln 
kann, die sowohl 90 Prozent ihrer Mitglieder 
als auch der aufgewendeten Finanzbeiträge 
entspricht; 

42. Appelliert an die Teilnehmerstaaten, welche die 
Schlichtungskonvention unterzeichnet haben, 
diese so schnell wie möglich zu ratifizieren, und 
appelliert an die OSZE, die den Teilnehmerstaa-
ten bezüglich der Interventionsmechanismen 
und -verfahren des Schiedsgerichts zur Verfü-
gung gestellten Informationen zu verbessern; 

43 Ruft die Teilnehmerstaaten auf, die am 29. Mai 
1995 in Genf eingerichtete Schlichtungsstelle 
mit ihrem flexiblen Verfahren als ein Instrument 
zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten ein-
zuschalten und appelliert an sämtliche Staaten, 
die dies noch nicht getan haben, die Konvention 
zu unterzeichnen; 

44. Fordert eine aktive Rolle der OSZE im Ausbau 
der Zusammenarbeit unter den internationalen 
Organisationen europäischer und euroatlanti-
scher Ausrichtung, welche die moderne Sicher-
heitsarchitektur Europas begründen OSZE, 
NATO, Westeuropäische Union, Europäische 
Union und Europarat; 

45. Begrüßt Entwicklungen jenseits der OSZE, mit 
Hilfe derer die Sicherheit in Europa und die eu-
roatlantische Kooperation erhöht bzw. gefestigt 
werden sollen, einschließlich der Erweiterung 
der Europäischen Union, des Ausbaus der Zu-
sammenarbeit zwischen Europarat und OSZE, 
der laufenden Festigung der Pa rtnerschaft für 
den Frieden, der Einrichtung des euroatlanti-
schen Partnerschaftsrats sowie des Abschlusses 
der Gründungsakte zwischen NATO und Ruß-
land, der Charta zwischen NATO und Ukraine 
sowie der Charta zwischen USA und baltischen 
Staaten; 
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46. Drängt auf eine Förderung regionaler Initiativen 
mit dem Ziel von Sicherheit, Stabilität und Zu-
sammenarbeit in Europa und auf einen Ausbau 
der Zusammenarbeit der OSZE mit den an der-
artigen Initiativen beteiligten Ländern; 

47. Fordert eine weitergehende Berücksichtigung 
der möglichen Ausweitung von Aufgabe und 
Rolle der OSZE in an den Bereich der OSZE an-
grenzenden geographischen Regionen auf der 
Grundlage bestehender Kontakte mit den Pa rt

-nern für die Zusammenarbeit; 

48. Fordert die Fortführung und Intensivierung des 
Dialogs mit den Partnern im Mittelmeerraum; 

49. Empfiehlt, die das Mittelmeer betreffende Di-
mension der Sicherheit in dem Entwurf für das 
Dokument/die Charta für die Sicherheit Europas 
zu berücksichtigen, um eine Festigung der Zu-
sammenarbeit mit den Partnerstaaten im Mittel-
meerraum zu ermöglichen; 

50. Drängt den Ministerrat der OSZE, die Rolle der 
OSZE als regionale Organisation in enger Zu-
sammenarbeit mit den Vereinten Nationen aus-
zubauen; 

51. Drängt den Ministerrat der OSZE, anläßlich sei-
ner Beratungen über mögliche Wege zur Stär-
kung der bestehenden OSZE-Institutionen und 
-Strukturen zur Bewältigung der Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts, die nachstehen-
den Empfehlungen zu prüfen, wobei zu beden-
ken ist, daß die OSZE eine der wichtigsten inter-
nationalen Organisationen ist, die im Bereich 
der Konfliktverhütung, der Frühwarnung und 
der präventiven Diplomatie tätig sind: 

51.1 Es sollte eine Ausweitung derjenigen Um-
stände erwogen werden, unter denen der 
bestehende Entscheidungsmechanismus 
„Konsens minus eins" greifen soll, um un-
ter anderem auch die Verabschiedung von 
Haushalten, die Dislozierung von Missio-
nen und die Auswahl von leitenden Mitar-
beitern einzubeziehen; 

51.2 Es sollte als Priorität eine Stärkung der ko-
ordinierenden Funktion der OSZE in der 
Zusammenarbeit mit anderen internatio-
nalen Organisationen erwogen werden, 
wobei allerdings die Flexibilität und Effizi-
enz der OSZE-Operationen bewah rt  wer-
den sollte; 

51.3 Es sollte im Hinblick auf die neuen Be-
drohungen für die Sicherheit an eine Auf-
gabe für die OSZE gedacht werden: inter-
nationales Verbrechen, Terrorismus, Ex-
tremismus, lokale Konflikte, Umweltkata-
strophen und nukleare Risiken; es sollten 
die Entwicklung angemessener vertrau

-

ens- und sicherheitsbildender Maßnah-
men und eine enge Zusammenarbeit mit 
anderen Organisationen in diesen Berei-
chen erwogen werden; 

51.4 Es sollte die Schaffung eines leistungsfähi-
gen Mechanismus erwogen werden, um 

Konfliktparteien unter der Ägide der 
OSZE in direkte Gespräche einzubinden, 
die als effektivster Ansatz zu sehen sind, 
um auf friedlichem Wege Vereinbarungen 
zu erzielen und Probleme abschließend 
beizulegen; 

51.5 In dem Maße, in dem die OSZE bestrebt 
ist, ihre Möglichkeiten in den Bereichen 
Frühwarnung und Konfliktverhütung aus-
zubauen, sollte sie die Notwendigkeit aus-
reichend berücksichtigen, auch Akteure 
auf der Ebene unterhalb der Staaten in 
Reaktionen auf potentielle Konflikte inner-
halb von Staaten einzubinden; 

51.6 Es soll an die große Bedeutung erinnert 
werden, welche die Versammlung der re-
gelmäßigen, mindestens alle zwei Jahre 
vorzusehenden Durchführung von Gipfel-
treffen der Staats- und Regierungschefs 
beimißt; 

51.7 Es sollten Überprüfungskonferenzen ver-
anstaltet und so durchgeführt werden, daß 
gewährleistet werden kann, daß es in ei-
ner nicht durch zahllose ordentliche Ta-
gungen und Aktivitäten der OSZE behin-
derten Atmosphäre zu einer gründlichen 
Implementierungsdiskussion kommt, um 
seitens jedes einzelnen Teilnehmerstaats 
und während der gesamten Konferenz 
eine hochrangige Beteiligung zu gewähr-
leisten; 

51.8 Es sollten unterstützende Veranstaltungen 
in Form eines verstärkten Ständigen Rates 
stattfinden, sofern dies durch besonders 
wichtige Fragen gerechtfertigt ist; 

51.9 Es sollte jede Anstrengung unternommen 
werden, um der OSZE ihre Flexibilität zu 
erhalten; dazu ist die Arbeit des Sekretari-
ats zu verbessern und ist gleichzeitig eine 
Bürokratisierung und Politisierung dieses 
wichtigen Verwaltungsgremiums zu ver-
meiden; 

51.10 Es sollten Verfahren für die Einstellung 
und Qualifikationsnormen für leitende Po-
sitionen im Sekretariat eingerichtet wer-
den; dies wird die Zusammenstellung ei-
nes hochgradig qualifizierten und profes-
sionellen Stabes von festen Mitarbeitern 
gewährleisten. Die Frage des Geschlechts 
sollte bei jeder Einstellung von Mitarbei-
tern  berücksichtigt werden. Die wichtigste 
und entscheidende Überlegung bei der 
Einstellung von Mitarbeitern und bei der 
Festlegung der Arbeitsbedingungen sollte 
der Notwendigkeit gelten, in puncto Effi-
zienz, Kompetenz und Integrität die abso-
lut höchsten Normen zu erfüllen. Dabei 
sollte die Notwendigkeit angemessen be-
rücksichtigt werden, Mitarbeiter auf einer 
möglichst breiten geographischen Basis zu 
engagieren; 
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51.11 Es sollten innerhalb der Institutionen und 
Strukturen der OSZE klare Richtlinien 
aufgestellt werden, durch welche politi-
sche Richtungsentscheidungen deutlich 
von der Verantwortung für ihre praktische 
Umsetzung getrennt werden können; 
ebenso sollten Richtlinien für die funktio-
nale Trennung administrativer Aufgaben, 
Entscheidungen und Überwachungsfunk-
tionen innerhalb des internationalen Se-
kretariats geschaffen werden; 

51.12 Die wichtige Arbeit des Verbindungsbüros 
für Mittelasien sollte dadurch verstärkt 
werden, daß ausreichende Personalmittel 
bereitgestellt werden und die Einrichtung 
von Unterbüros geprüft wird. Darüber hin-
aus sollte erwogen werden, sich den Vor-
teil des Sachverstands der OSZE-Parla-
mentarier bei in der Region durchzufüh-
renden Ausbildungsprogrammen zunutze 
zu machen; 

51.13 Die Parlamentarische Versammlung der 
OSZE und ihre Mitglieder sollten eine re-
levante Rolle bei Seminaren und Aktivitä-
ten im Zusammenhang mit der prakti-
schen Umsetzung des Programms für ko-
ordinierte Unterstützung spielen; 

51.14 Die Unterstützung der OSZE-Missionen 
sollte durch die Einrichtung eines Systems 
zur Einstellung von Mitarbeitern für den 
Dienst auf Missionen verstärkt werden. 
Die Frage des Geschlechts sollte bei sämt-
lichen Einstellungen von Mitarbeitern für 
Missionen berücksichtigt werden, und es 
sollte die Beteiligung einer größeren Zahl 
von weiblichen Mitarbeitern gefördert 
werden. Sämtliche Mitglieder von Missio-
nen sollten eine angemessene Ausbildung 
erhalten, um sie auf den Dienst vor Ort 
vorzubereiten, wozu auf zentrale Weise 
auch die Unterweisung bezüglich der be-
stehenden Verpflichtungen der OSZE ge-
hört. Ein mobiles Ausbildungsteam könnte 
dazu beitragen, diese wesentliche Aufga-
be zu erleichtern. In dera rtigen Ausbil-
dungsteams sollten Frauen vertreten sein, 
um zu gewährleisten, daß die Erfahrung 
der Frauen ebenso wie diejenige der Män-
ner berücksichtigt wird. Darüber hinaus 
betont die OSZE die Notwendigkeit sei-
tens der Teilnehmerstaaten, Sachverstän-
dige im Bereich der Krisenverhütung aus-
zubilden, und sie ermutigt die Teilnehmer-
staaten, für internationale Friedensmissio-
nen zivile Friedensdienste einzurichten; 

51.15 Es sollten Richtlinien eingerichtet werden, 
gemäß derer OSZE-Missionen abzuschlie-
ßen sind; 

51.16 Entsprechend den Zielen der OSZE im 
Sinne einer größeren Transparenz ist es 
für die OSZE wünschenswert, ihre Politik 
der Offenheit gegenüber der Öffentlich-
keit und den Medien zu intensivieren, was 

auch für die Tagungen des Forums für die 
Sicherheitszusammenarbeit gilt; 

51.17 Die OSZE sollte eine umfassende Prüfung 
der bestehenden VSBM vornehmen, um 
deren weitere Verfeinerung und mögliche 
Verstärkung gegenüber den bestehenden 
Maßnahmen zu erwägen, um sie für das 
heutige Sicherheitsumfeld in Europa be-
deutsamer werden zu lassen; hierzu gehö-
ren möglicherweise unter anderem: ein re-
gelmäßiger Austausch von Informationen 
über Größe, Zusammensetzung und 
Standort inte rner Sicherheitskräfte, ein re-
gelmäßiger Informationsaustausch über 
auf fremdem Staatsgebiet stationierte 
Streitkräfte und grenzüberschreitende Be-
wegungen, die Einrichtung von regiona-
len und subregionalen VSBM, um die re-
gionale Stabilität zu erhöhen, sowie ein 
detaillierterer Informationsaustausch über 
qualitative und strukturelle Aspekte der 
nationalen Streitkräfte; 

51.18 In Anerkenntnis der bedeutenden Rolle, 
welche die Nichtregierungsorganisationen 
(NGO) zur Beförderung der Ziele der 
OSZE spielen können, sollte jede Anstren-
gung unternommen werden, um die Kon-
takte und Interaktionen zwischen den 
OSZE-Institutionen und den NGO zu ver-
stärken; 

51.19 Die Teilnehmerstaaten sollten die Gesprä-
che über Vorschläge zur Einrichtung eines 
Netzes von Nichtregierungs-Forschungs-
institutionen intensivieren; ein solches 
Netz könnte als OSZE-Akademie oder als 
OSZE-Institut für kooperative Sicherheit 
bezeichnet werden und zum Nutzen sämt-
licher Teilnehmerstaaten und ihrer Bevöl-
kerung tätig werden; 

51.20 Die Teilnehmerstaaten sollten ermutigt 
werden, sich die Gelegenheit zunutze zu-
machen, OSZE-bezogene Erklärungen auf 
der offiziellen Internet Homepage der 
OSZE abzugeben; 

51.21 Die Teilnehmerstaaten sollten ermutigt 
werden, bei der frühestmöglichen Gele-
genheit den in Ottawa im Dezember 1997 
unterzeichneten Vertrag gegen personen-
gerichtete Landminen zu ratifizieren; 

51.22 Die OSZE sollte sich in einem höheren 
Maß der in dem Moskauer Dokument über 
die Gleichheit von Mann und Frau aus 
dem Jahre 1991 enthaltenen Grundsätze 
und Verpflichtungen annehmen und das 
Potential der Frauen im Hinblick auf Ver-
hütung und Beilegung von Konflikten so-
wie Demokratisierung besser nutzen. Die 
Teilnehmerstaaten sollten in verstärktem 
Maße bei der Einstellung von OSZE-Mit-
arbeitern und bei der Besetzung der Spit-
ze von Missionen auf Frauen zurückgrei-
fen; 
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52. Appelliert an die Parlamente der Teilnehmer-
staaten der OSZE, direkte Beziehungen zu ih-
rem jeweiligen Außenministerium im Hinblick 
auf die Vorbereitung des nationalen Beitrags zu 
dem Ministerrat der OSZE (ex ante) und die par-
lamentarische Erörterung der Ergebnisse der 
Ministerräte herzustellen; 

53. Appelliert an den Amtierenden Vorsitzenden als 
Vertreter des Rats, der Versammlung spätestens 
zwei Monate vor ihrer Jahresversammlung ei-
nen Bericht mit einer politischen und finanziel-
len Beurteilung der Aktivitäten der OSZE wäh-
rend der zurückliegenden zwölf Monate sowie 
einen allgemeinen Plan mit den Prioritäten für 

die Aktivitäten der OSZE in den nächsten zwölf 
Monaten zu übermitteln; 

54. Fordert eine Verstärkung der Zusammenarbeit 
zwischen OSZE und Europarat auf allen Ebenen 
unter Berücksichtigung der jeweils spezifischen 
Kompetenzen der beiden Organisationen und 

55. Empfiehlt den Abschluß von Vereinbarungen 
zwischen den zwei Organisationen, um die kom-
parativen Vorteile jeder Organisation besser zu 
nutzen und den Grundsatz der „Leitbehörde" zu 
stärken (eine Organisation koordiniert die ge-
meinsame Aktion von mehreren Organisatio-
nen). 

KAPITEL II 

(Wirtschaftliche Angelegenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt) 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

56. Räumt die unzureichende Entwicklung der 
OSZE-Aktivitäten in der wirtschaftlichen Di-
mension sowie die relative Vernachlässigung 
von Themen aus Umwelt, Wissenschaft und 
Technologie, insbesondere auf Regierungsebene 
ein; 

57. Merkt an, daß das Wirtschaftsforum bei der Ge-
staltung von Richtlinien für die wirtschaftliche 
Dimension der OSZE eine wesentliche Rolle 
spielen sollte; 

58. Ist sich allerdings bewußt, daß das dem Koordi-
nator der Wirtschafts- und Umweltaktivitäten 
der OSZE durch den Lissabonner Gipfel von 
1996 übertragene Mandat eine gesteigerte Auf-
merksamkeit für die wirtschaftliche Komponente 
bei der Definition der allgemeinen Sicherheitsla-
ge, insbesondere auf regionaler Ebene, signali-
siert hat; 

59. Merkt darüber hinaus an, daß die Parlamentari-
sche Versammlung zum Ausbau der institutio-
nellen Strukturen der OSZE sowie zur prakti-
schen Umsetzung der Ziele der OSZE in der 
wirtschaftlichen Dimension durch eine Verstär-
kung der demokratischen Repräsentativität in 
dieser OSZE-Institution beigetragen hat; 

60. Unterstreicht die Notwendigkeit, daß Umwelt-
verpflichtungen das Verhalten der Teilnehmer-
staaten im Hinblick auf ihre Energie- und insbe-
sondere ihre Kernkraftprogramme leiten und be-
dingen sollten und daß die Staaten die Anliegen 
und das Wohlergehen ihrer Bewohner sowie 
derjenigen der Nachbarstaaten im Auge haben 
sollten; 

61. Erinnert daran, daß die Parlamentarische Ver-
sammlung der OSZE die Durchführung von Ver

-

anstaltungen wie der Parlamentarierkonferenz 
über die Wirtschaftszusammenarbeit auf subre-
gionaler Ebene in Monaco in jüngerer Zeit einen 
neuen regionalen Ansatz im Umgang mit Wirt

-schafts- und Umweltfragen gefördert hat; 

62. Ist angesichts der wachsenden Arbeitslosigkeit 
in der Region der OSZE besorgt; 

63. Ist überzeugt, daß transnational operierende 
Verbrecherorganisationen einen erheblichen, 
destabilisierenden Einfluß auf die Wirtschafts- 
und demokratischen Institutionen ausüben und 
mit ihrer Aktivität die Wirtschaftsbeziehungen 
schädigen und die Sicherheit stark gefährden; 

64. Betont, daß Verbrecherorganisationen Schäden 
unterschiedlicher Art  für das Wirtschaftsleben, 
oftmals mit ernsthaften Auswirkungen auf die 
Gesamtsicherheit, verursachen; 

65. Anerkennt, daß kriminelle Mafiaorganisationen 
und Korruption zwei eng miteinander ver-
knüpfte Phänomene sind, welche die Wi rtschaft, 
die öffentliche Verwaltung, den allgemeinen 
wirtschaftlichen Rahmen und die Transparenz 
der Märkte ernsthaft gefährden können; 

66. Unterstreicht, daß die gefährlichsten, im Gebiet 
der OSZE operierenden Verbrecherorganisatio-
nen vom Wesen her transnational sind und daß 
ihr Einfluß aufgrund der Globalisierung der 
Finanzmärkte zunimmt; 

67. Berücksichtigt die besondere Situation und die 
Interessen der Volkswirtschaften im Übergang 
und die Schlußfolgerungen des soeben veran-
stalteten sechsten Wirtschaftsforums bezüglich 
der zunehmenden Interdependenz von politi-
scher, wirtschaftlicher und energiebezogener Si-
cherheit in Europa sowie die Schlußfolgerungen 
aus der Konvention von Aarthus. 
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Die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

68. Fordert die Institutionen der OSZE auf, entspre-
chend den im Dokument von Lissabon niederge-
legten Prinzipien die sich aus wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und Umweltproblemen für 
die Sicherheit ergebenden Gefahren herauszu-
arbeiten, ihre Ursachen zu erörtern und ihre 
möglichen Auswirkungen auf die Sicherheit ei-
ner Bewertung zu unterziehen; 

69. Fordert, daß die OSZE-Institutionen ihre Zusam-
menarbeit mit anderen internationalen Organi-
sationen verbessern, um Überschneidungen 
bzw. Leerlauf bei einzelnen Aktivitäten der sich 
mit wirtschaftlichen und Umweltfragen befas-
senden, internationalen Institutionen zu vermei-
den; 

70. Empfiehlt, konkrete Schritte zu ergreifen, um 
das Frühwarnsystem mit gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Indikatoren einzurichten, die 
eine direkte Beziehung zur Sicherheit haben, so 
wie dies anläßlich der Prager Tagung des Wirt

-schaftsforums 1996 angeregt wurde; 

71. Appelliert an den Koordinator für die Wi rt
-schafts- und Umweltaktivitäten der OSZE, die 

Fragen der Wirtschafts- und Sozialreform in den 
Volkswirtschaften im Übergang in seine aller-
obersten Prioritäten einzuordnen, um den Re-
formprozeß in den betreffenden Ländern zu un-
terstützen, deren vollständige Integration in die 
Weltwirtschaft auf gleicher Basis und ohne Dis-
kriminierung zu fördern und deren zügige Auf-
nahme in globale und regionale Wirtschafts- 
und Handelsorganisationen nach denselben Be-
dingungen wie für die anderen Mitglieder und 
Teilnehmer voranzubringen; 

72. Appelliert darüber hinaus an den Koordinator, 
die Verantwortung für die Schaffung eines breit 
gespannten Netzwerks zu übernehmen, das auf 
den Fähigkeiten aller einschlägigen OSZE-Insti-
tutionen einschließlich Langzeitmissionen auf-
bauen sollte, wodurch sicherzustellen wäre, daß 
dringliche Informationen die OSZE-Gremien 
und -Institutionen ohne Verzögerungen errei-
chen, insbesondere den Ständigen Rat, den Am-
tierenden Vorsitzenden und den Generalsekre-
tär; 

73. Drängt eindrücklich auf eine Stärkung der Posi-
tion des Koordinators, um es diesem zu ermögli-
chen, als Bindeglied zwischen den zentralen In-
stitutionen der OSZE und den vor Ort operieren-
den OSZE-Strukturen zu fungieren, indem z. B. 
den Langzeitmissionen der OSZE ein erweitertes 
Mandat auch unter Einschluß von Umweltfragen 
übertragen wird; 

74. Fordert von dem Koordinator des weiteren, auch 
die Verantwortung dafür zu übernehmen, daß 
die Richtlinien des Wirtschaftsforums dem Stän-
digen Rat zur Kenntnis gebracht werden, und 
daß der Koordinator jährlich an den Allgemei-
nen Ausschuß für wirtschaftliche Angelegenhei

-

ten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt der 
Parlamentarischen Versammlung berichtet; 

75. Verlangt eine Stärkung des Mitarbeiterstabes 
sowie der dem Koordinator überlassenen finan-
ziellen und technologischen Mittel, um dessen 
operative Möglichkeiten in den einzelnen geo-
graphischen Gebieten zu verbessern, die in sei-
nem Bereich liegen; 

76. Empfiehlt, die Institutionen der OSZE sollten ei-
nen stärker regionalen Ansatz im Umgang mit 
Wirtschaftsfragen erreichen, wie dies während 
der erfolgreichen Konferenz über die subregio-
nale Wirtschaftszusammenarbeit in Monaco her-
vorgehoben wurde, indem langfristige Projekte 
der Zusammenarbeit mit den zahlreichen regio-
nalen und subregionalen Organisationen und 
Initiativen gefördert werden; 

77. Fordert die Institutionen der OSZE und allge-
mein die Regierungsseite auf, die Parlamenta-
rische Versammlung aktiver in die Entschei-
dungsprozesse bezüglich der wirtschaftlichen 
Dimension einzubeziehen und deren Anregung 
zu einer Wirtschaftscharta der OSZE angemes-
sen zu berücksichtigen; 

78. Fordert die Einbeziehung der Arbeitslosigkeit 
und der zur Lösung dieses schwerwiegenden 
Problems angeregten Wege in den Katalog der 
Themen, mit denen der Koordinator sich in sei-
nen Konsultationen mit internationalen Wirt-
schaftsorganisationen beschäftigt; 

79. Verlangt ferner, der Koordinator solle die Armut 
in breiten Schichten der Gesellschaft als einen 
möglichen destabilisierenden Faktor auf natio-
naler ebenso wie auf regionaler Ebene betrach-
ten und sich mit besonderer Betonung der Pro-
bleme der Schaffung neuer Arbeitsplätze und 
der Entwicklung eines leistungsfähigen Sozial-
versicherungssystems in den Volkswirtschaften 
im Übergang annehmen; 

80. Fordert die Institutionen der OSZE und ins-
besondere die Parlamentarische Versammlung 
selbst auf, eine spezifische Diskussion zum The-
ma der Arbeitslosigkeit und ihrer Auswirkungen 
auf die allgemeine Sicherheit einzuleiten, um In-
dikatoren für ein Frühwarnsystem im Sicher-
heitsbereich herauszuarbeiten und dafür zu sor-
gen, daß die durch andere Wirtschaftsorganisa-
tionen über die Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit zusammengetragenen Daten einfacher zu-
gänglich werden; 

81. Fordert die Teilnehmerstaaten auf sicherzustel-
len, daß Regeln und Vorschriften für die Be-
schäftigung rechtliche Garantien gegen Diskri-
minierung auf der Grundlage von Geschlecht, 
Rasse, Religion oder gleich welchen anderen 
Gründen bieten; 

82. Empfiehlt, die Parlamentarische Versammlung 
solle Diskussionen zur Vorbereitung eines „Um- 
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welt-Verhaltenskodex" einleiten, der durch die 
Teilnehmerstaaten verabschiedet werden sollte; 

83. Fordert auf der Grundlage der Schlußfolgerun-
gen der Parlamentarierkonferenz von Monaco 
die dringliche Förderung der subregionalen Zu-
sammenarbeit und des grenzüberschreitenden 
Austauschs, insbesondere im Bereich von Um-
weltproblemen, die ein zunehmend grenzüber-
schreitendes Wesen aufweisen; 

84. Fordert die Regierungen dringend auf, die Zu-
sammenarbeit von Justiz- und Vollzugsbehör-
den zu unterstützen, da dies eine effiziente Ant-
wort  auf das organisierte inte rnationale Verbre-
chen ist, und dabei insbesondere auf die Ent-
wicklung von geeigneten und homogenen 
Rechtsinstrumenten zu achten; 

85. Appelliert an die Regierungen der Teilnehmer-
staaten der OSZE, als gemeinsame Ziele die f ol-
genden zu betrachten: 

- den Kampf gegen das internationale Betrugs-
wesen; 

- die Zusammenarbeit der Justizbehörden so-
wohl in zivilen als auch in strafrechtlichen An-
gelegenheiten; 

- die Zusammenarbeit der Polizei, um das orga-
nisierte Verbrechen und sämtliche Formen des 
illegalen Handels und Schmuggels zu vermei-
den und zu bekämpfen; 

- den Informationsaustausch innerhalb von In-
terpol oder einer europäischen Polizeibehörde 
sowie 

- den Kampf gegen die Steuerflucht; 

86. Appelliert an die OSZE-Institutionen, einer ver-
tieften Zusammenarbeit mit anderen internatio-
nalen und subregionalen Organisationen im Be-
reich des grenzüberschreitenden Verbrechens 
den Weg zu ebnen; 

87. Fordert die Schaffung eines Rechtsraums im Be-
reich der OSZE, in dem die bestehenden Hinder-
nisse für eine internationale Durchsetzung des 
Rechts und eine Zusammenarbeit der Justizbe-
hörden abgeschafft werden und in dem die Ver-
treter der Ermittlungsbehörden dementspre-
chend in der Lage sind, die für ihre Untersu-
chungen erforderlichen Informationen direkt 
auszutauschen und ihre Erkenntnisse den Be-
hörden jenseits der Grenzen zur Verfügung zu 
stellen, sofern diese rechtliche Anfragen mit der 
Bitte um diese Informationen vorlegen. Bei die-
sem Prozeß sind allerdings die rechtlichen Tradi-
tionen der einzelnen Teilnehmerstaaten zu be-
achten; 

88. Empfiehlt, die Informationen über die besonde-
ren Gefahren krimineller Organisationen in die 

Liste derjenigen Indikatoren einzureihen, wel-
che der Koordinator im Rahmen eines Frühwarn-
systems bezüglich der wirtschaftlichen Sicher-
heit zu überwachen beauftragt ist; 

89. Ermutigt die nationalen Parlamente, bei der För-
derung eines Prozesses der Harmonisierung der 
jeweiligen Politik gegen Korruption und organi-
siertes Verbrechen innerhalb der OSZE eine be-
sondere Rolle zu spielen und dazu gesetzgeberi-
sche und administrative Maßnahmen zur Be-
kämpfung dieser Phänomene anzuregen und 
die öffentliche Diskussion über die Bedrohung 
durch das organisierte Verbrechen zu fördern; 

90. Empfiehlt die Ratifizierung der Konvention des 
Europarats über Geldwäsche, Fahndung nach 
und Beschlagnahme von Erlösen aus verbreche-
rischen Aktivitäten sowie die praktische Umset-
zung einer verbesserten Polizeizusammenarbeit 
zum Vollzug der Konvention in den Gebieten, 
wo dies noch nicht geschehen ist; 

91. Fordert die unverzügliche Umsetzung des Ver-
trags über die Energiecharta durch sämtliche 
Unterzeichnerstaaten, wodurch ein Beitrag zur 
Erhöhung der Energiesicherheit in der OSZE

-

Region durch Verbesserung des Investitionskli-
mas, Förderung eines uneingeschränkten Ener-
giestroms und Sicherung des Energietransitver-
kehrs geleistet würde. Die Entwicklung von 
Energie, die Stromerzeugung und der Ausgleich 
zwischen Energiebedarf und Umweltschutz soll-
ten im Rahmen eines kooperativen Ansatzes 
weiterverfolgt werden; 

92. Appelliert an die Teilnehmerstaaten, ihre An-
strengungen zu verdoppeln, um den Entwurf ei-
ner Charta zur Sicherheit Europas zu erstellen, 
in der die wirtschaftliche Dimension im Rahmen 
des allgemeinen Konzepts einer umfassenden 
und unteilbaren Sicherheit für das Europa des 
21. Jahrhunderts einen vorrangigen Stellenwert 
einnehmen sollte; 

93. Erinnert an die Bestimmung in der Charta von 
Paris bezüglich der Konferenzen anderer Mini-
ster und drängt die Teilnehmerstaaten dazu, die 
Einberufung einer Ministertagung zu erwägen, 
bei der praktische Formen der Zusammenarbeit 
zum Kampf gegen Korruption und organisiertes 
Verbrechen geprüft werden könnten; 

94. Drängt die OSZE, Konsultationen mit der Privat-
wirtschaft, sowohl mit den Unternehmern als 
auch den Arbeitnehmervertretern, einzubezie-
hen und deren Anwesenheit beim Wirtschaftsfo-
rum und dessen Follow-up-Seminaren zu för-
dern. 
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KAPITEL III 
(Demokratie, Menschenrechte und Humanitäre Fragen) 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

95. Ermutigt durch die anhaltenden Erfolge der Ar-
beit der OSZE-Missionen und ihren Beitrag zur 
Überwachung und Umsetzung der Verpflichtun-
gen aus der Menschlichen Dimension; 

96. Unterstützt nachdrücklich die Arbeit von Män-
nern und Frauen, die an OSZE-Missionen und 
-Diensten sowie anderen Aktivitäten im Zusam-
menhang mit der Menschlichen Dimension be-
teiligt sind; 

97. Merkt an, daß es auf die Entscheidung, derzufol-
ge eine Mission in einem bestimmten Gebiet er-
forderlich ist, keinerlei Mechanismus gibt, mit 
Hilfe dessen von vornherein die verschiedenen 
Ressourcen definie rt  werden könnten, welche 
für die Mission verfügbar zu machen sind; 

98. Unterstützt die Anstrengungen des ODIHR um 
eine Stärkung und Neubelebung der Aktivitäten 
der OSZE in bezug auf die Menschliche Dimen-
sion und eine Überprüfung der praktischen Um-
setzung der Menschlichen Dimension; 

99. Besorgt, daß die finanzielle Ausstattung des Ho-
hen Kommissars für nationale Minderheiten und 
des Vertreters für die Freiheit der Medien im 
Verhältnis zum Umfang ihrer Aufgaben gering 
ist; 

100. Unterstreicht die Notwendigkeit, den Men-
schenrechten für Roma und Sinti eine höhere 
Aufmerksamkeit zu schenken und dabei die 
durch den Europarat unternommenen Aktionen 
zu berücksichtigen; 

101. Beunruhigt darüber, daß die bestehenden Über-
prüfungssysteme unzureichend sind, um die 
praktische Verwirklichung der Prinzipien der 
OSZE durch die Teilnehmerstaaten zu gewähr-
leisten; 

102. Vermerkt die Tatsache, daß es bestimmten Re-
gierungen nicht gelungen ist, die Empfehlungen 
des ODIHR im Hinblick auf ihre Wahlpraktiken 
in die Praxis umzusetzen; 

103. Betont, daß in dem Maße, da ethnische, sprach-
liche, kulturelle und religiöse Rechte integrie-
render Bestandteil der Menschlichen Dimension 
der OSZE sind, die Bewahrung von religiösen 
und kulturellen Denkmälern und Einrichtungen, 
insbesondere in den Risiko- oder Konfliktgebie-
ten im Raum der OSZE die erforderliche Bedeu-
tung eingeräumt bekommen muß und im Rah-
men der OSZE Aktivitäten im Hinblick auf den 
Schutz der Rechte im Zusammenhang mit der 
Menschlichen Dimension behandelt werden 
müsse; 

104. Erinnert an die Verpflichtungen der OSZE be-
züglich der Gleichheit zwischen Männern und 
Frauen, so wie diese in dem Dokument der Mos-
kauer Tagung von 1991 und in der durch die 
Weltfrauenkonferenz in Peking verabschiedeten 
Plattform dargelegt sind; 

105. Drückt seine Unterstützung für die Empfehlun-
gen des ODIHR-Seminars von Oktober 1997 
über „Die Rolle der Frau in der Gesellschaft" 
a us;  

106. Betont die Bedeutung der Beteiligung und des 
Beitrags von Frauen in den Bereichen der Demo-
kratisierung und der Verhütung und Lösung von 
Konflikten. 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE 

107. Appelliert an die Regierungen, sie mögen mit 
den OSZE-Missionen kooperieren und diese auf 
vollständigere Weise unterstützen; 

108. Regt die Schaffung eines Mechanismus an, um 
zu überprüfen, ob die Bedürfnisse und Erf order-
nisse einer OSZE-Mission über deren Mittelaus-
stattung hinausgewachsen sind und um diese 
Mittel erforderlichenfalls aufzustocken; 

109. Regt an, unter den Kriterien für eine Entschei-
dung zugunsten finanzieller Prioritäten für eine 
Mission in einem bestimmten Land auch die Fra-
ge zu berücksichtigen, ob dieses Land Zuwen-
dungen und/oder Mittel seitens anderer interna-
tionaler Akteure bezieht; 

110. Betont, daß eine OSZE-Mission als der zentrale 
Bestandteil der OSZE-Präsenz in einem Lande 
fungieren sollte; 

111. Drängt darauf, daß die Regierungen die in den 
Wahlbeobachtungsberichten des ODIHR ausge-
sprochenen Empfehlungen praktisch umsetzen 
sollen; 

112. Regt an, einen effizienten Mechanismus für die 
Weiterbearbeitung der in den jewei ligen Wahl-
beobachtungsmissionen erarbeiteten Empfeh-
lungen zu entwickeln. Diese Nachbearbeitung 
sollte in Zusammenarbeit und Abstimmung zwi-
schen dem ODIHR und der Regierung des jewei-
ligen Landes erfolgen, wozu auch gehört, neue 
Demokratien bei der Umsetzung der Empfeh-
lungen der Wahlbeobachtungsmissionen im 
Rahmen ihres Wahlsystems und ihrer Wahlprak-
tiken zu unterstützen; 

113. Empfiehlt, die parlamentarischen Institutionen 
einschließlich der Parlamentarischen Versamm-
lung der OSZE, der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarats, des Europäischen 
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Parlaments und der Nordatlantischen Versamm-
lung sollten ihre Kooperation in der Wahlbeob-
achtung intensivieren, und es sollte eine geeig-
nete Arbeitsteilung zwischen den parlamentari-
schen und den Regierungsinstitutionen entwik-
kelt werden; hierzu gehört auch die Trennung 
der Verantwortlichkeiten zwischen Unterstüt-
zung bei der Durchführung von Wahlen einer-
seits und Beurteilung der Qualität und des fairen 
Charakters dieser Wahlen andererseits; 

114. Ersucht die OSZE zu erwägen, auf die Tagesord-
nung der Ministerräte bzw. der Ständigen Räte 
auch ungelöste Fragen im Zusammenhang mit 
ethnischen Minoritäten auf Empfehlung des Ho-
hen Kommissars für nationale Minderheiten zu 
setzen; 

115. Drängt darauf, die Budgets für den Hohen Kom-
missar für nationale Minderheiten und den Ver-
treter für die Freiheit der Medien aufzustocken; 

116. Appelliert an die Teilnehmerstaaten der OSZE, 
ein höheres Maß an Aufmerksamkeit und an 
Mitteln, unter anderem für das ODIHR und den 
Ständigen Rat, bereitzustellen, um zu gewährlei-
sten, daß die Menschenrechte der Roma und 
Sinti in vollem Maße geachtet werden; 

117. Betont die große Bedeutung gesteigerter An-
strengungen zur Verbesserung der Lage der Ro-
ma- und Sinti-Bevölkerungen mit Hilfe der Be-
nennung eines leitenden Verantwortlichen im 
ODIHR, der sich allein auf diese Frage konzen-
trieren soll; 

118. Regt die Einbeziehung der geeigneten Nichtre-
gierungsorganisationen in dem Implementie-
rungsprozeß auf sämtlichen Ebenen an; 

119. Fordert die OSZE dringlich auf, den Gedanken 
der Gleichheit der Geschlechter in all ihre Akti-
vitäten einzubringen, insbesondere im Hinblick 
auf die Schaffung der geeigneten Mechanismen 
auf leitender Ebene, und diese Anstrengungen 
entsprechend zu koordinieren; 

120. Appelliert an den Ministerrat, sämtliche OSZE

-

Institutionen anzuweisen, effiziente Schritte zu 
unternehmen, um die Implementierung der un-
terbreiteten Empfehlungen sicherzustellen; dies 
gilt insbesondere für diejenigen Empfehlungen, 
die sich auf die uneingeschränkte Beteiligung 
von Frauen an den Aktivitäten der OSZE, u. a. 
auch auf Entscheidungsebene, beziehen; 

121. Betont die  große Bedeutung einer Stärkung der 
interinstitutionellen und strukturellen Verbin-
dungen zwischen dem ODIHR, dem Vertreter 
für die Freiheit der Medien und dem Ständigen 
Rat der OSZE; 

122. Ruft dazu auf, Fragen der Menschlichen Dimen-
sion zum Gegenstand eines Hauptteils des zu-
künftigen Dokuments/der Charta über die Si-
cherheit Europas zu machen; 

123. Empfiehlt, die Implementierung von Aspekten 
der Menschlichen Dimension solle auf der Ta-
gesordnung des Ständigen Rats der OSZE zu ei-
nem Gegenstand unverzüglicher Aufmerksam-
keit gemacht werden. 

Entschließung über eine Wirtschaftscharta 
für die OSZE 

Die Parlamentarische Versammlung der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (OSZE) 

1. In dem Bewußtsein um den umfassenden Ansatz 
der OSZE in Sicherheitsangelegenheiten, um die 
Bedeutung der wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Faktoren für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa sowie um die Sicherheitsge-
fahren, die sich aus krisenträchtigen Entwicklun-
gen in diesen Bereichen ergeben können; 

2. Aufbauend auf den Grundsätzen in dem Bonner 
Dokument von 1990 für eine Strategie der Reform 
im Sinne eines freien Markts auf der Basis von 
Pluralismus und Herrschaft des Rechts für die 
Länder im Übergang, für gemeinsame Verhal-
tensnormen, für die Beziehungen zwischen Un-
ternehmen und das Investitionsgeschehen sowie 
für die Förderung der wi rtschaftlichen Zusam-
menarbeit zwischen den einzelnen Staaten; 

3. An die Notwendigkeit glaubend, einen Wi rt
-schaftsraum von Vancouver bis Wladiwostock zu 

schaffen, der gemeinsamen Grundsätzen und 

Werten verpflichtet ist. Die Schaffung eines sol-
chen Wirtschaftsraums wird jetzt möglich, da die 
konkrete Konfrontation und die Konflikte zwi-
schen den Systemen überwunden sind und im 
Hinblick auf die signifikanten Fortschritte, die in 
den Ländern im Übergang bei der Umstrukturie-
rung ihrer Volkswirtschaften erzielt wurden; 

4. Anerkennend, daß die Teilnehmerstaaten der 
OSZE in einem ständig zunehmenden Maße vor 
denselben Herausforderungen stehen, die sich 
insbesondere aus dem Prozeß der wirtschaftli-
chen Globalisierung, aus der Notwendigkeit neu-
er und sicherer Arbeitsplätze, aus den Auswir-
kungen der Umweltverschmutzung sowie aus 
der Lage der jeweiligen Bevölkerungen in puncto 
sozialer Sicherheit ergeben; 

5. Appelliert an die Regierungen der Teilnehmer-
staaten der OSZE, die nachstehenden Erwägun-
gen in den weiteren Ausbau der wi rtschaftlichen 
Dimension der OSZE aufbauend auf dem Doku-
ment der Bonner Konferenz von 1990 und dem 
Lissabonner Dokument von 1996 einzubeziehen; 
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I. Vereinbarung über eine Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedsstaaten der OSZE auf der Grundlage 
gemeinsamer Grundsätze: 

6. In ihrer wirtschaftlichen Dimension hängen Si-
cherheit und Zusammenarbeit in einem hohen 
Maße davon ab, daß Vertrauen in zuverlässige 
und transparente Regeln für die politische und 
wirtschaftliche Aktivität all derer besteht, die in 
den wirtschaftlichen Prozessen eine Rolle spie-
len. Diese Regeln beinhalten unter anderem: 

7. Das Vertrauen in eine zuverlässige Marktwirt-
schaft, die sich sozial und umweltbezogen ver-
antwortlich verhält und einem starken Wi rt

-schaftswachstum, der Stabilität des Geldes, einer 
hohen Beschäftigung, ausgewogenen öffentli-
chen Haushalten sowie einem ausgewogenen 
Außenhandel verpflichtet ist. Die Parlamentari-
sche Versammlung der OSZE appelliert an die 
Regierungen der Teilnehmerstaaten, bei der Aus-
arbeitung ihrer wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen ihre Wirtschaftspolitik sowohl an dem Er-
reichen der genannten Ziele zu orientieren als 
auch an der Schaffung der dafür erforderlichen 
(strukturellen) Voraussetzungen. Dazu gehört, 
daß Preise gemäß den Erfordernissen des Markts 
festgesetzt werden können, daß zuverlässige Be-
sitzverhältnisse geschaffen werden, daß es für 
wirtschaftlichen Wettbewerb und Umweltnormen 
entsprechende Sicherheitsvorkehrungen gibt 
und daß die Entwicklung des Mittelstandes und 
des Dienstleistungssektors gefördert wird. Die 
Parlamentarische Versammlung appelliert an die 
internationalen Wirtschaftsorganisationen, die 
Teilnehmerstaaten auf dem Wege zu diesen Zie-
len zu unterstützen; 

8. Das erforderliche Vertrauen in die Rechtssicher-
heit, ohne die jede wirtschaftliche Aktivität mit 
schwer zu kalkulierenden Risiken befrachtet ist. 
In dem Bewußtsein um die Bedeutung eines zu-
verlässigen gesetzlichen Rahmens appelliert die 
Parlamentarische Versammlung an die interna-
tionalen Wirtschaftsorganisationen und insbe-
sondere an die Organisation für wi rtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und 
die Wirtschaftskommission der Vereinten Natio-
nen für Europa (ECE), ihre Anstrengungen fort-
zusetzen, um rechtliche Beratung anzubieten 
und Modelltexte für eine Wirtschaftsgesetzge-
bung auszuarbeiten, einen minimalen Standard-
korpus an wirtschaftlich relevanten Gesetzestex-
ten auszuarbeiten und auf Ersuchen über den 
Zustand der gesetzlichen Bedingungen für die 
wirtschaftliche Aktivität in den OSZE-Staaten zu 
berichten. Die Parlamentarische Versammlung 
appelliert an die Teilnehmerstaaten, im Bereich 
des Wirtschaftsrechts den bestehenden interna-
tionalen Konventionen beizutreten; 

9. Die Parlamentarische Versammlung vermerkt 
mit Sorge die Auswirkungen des organisierten 
Verbrechens und der Korruption auf die Wi rt

-schaftsaktivität sowie die Gefahren, die sich dar-
aus für die Zusammenarbeit und die Sicherheit in 
Europa ergeben. In einem zunehmenden Maße 

wird das organisierte Verbrechen zu einer Bedro-
hung gegen die Gesellschaft und gegen die 
Rechtsnormen, auf denen sie fußt. Als solche ap-
pelliert die Parlamentarische Versammlung an 
die Regierungen der Teilnehmerstaaten, die er-
forderlichen gesetzgeberischen und Vollzugs-
maßnahmen zu ergreifen, um das organisierte 
Verbrechen zu bekämpfen, und den Informati-
onsaustausch über die durch das organisierte 
Verbrechen aufgeworfenen Bedrohungen sowie 
über mögliche Gegenmaßnahmen unter anderem 
auch im Rahmen der OSZE fortzusetzen; 

10. Das Vertrauen in die Sicherheit des Zugangs zu 
den Märkten und des Schutzes der Investitionen 
stellt eine unerläßliche Voraussetzung für eine 
Wirtschaftsaktivität im allgemeinen und für eine 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im be-
sonderen dar. Dementsprechend appelliert die 
Parlamentarische Versammlung an die Regie-
rungen der Teilnehmerstaaten, im Rahmen der 
Welthandelsorganisation (WTO) mit dem Ziel der 
Öffnung der Märkte zusammenzuarbeiten, Han-
delshemmnisse zu beseitigen und Handelskon-
flikte zu lösen und darüber hinaus auch die Teil-
nehmerstaaten, die noch nicht Mitglied der WTO 
sind, in ihrem Bemühen um eine Mitgliedschaft 
zu unterstützen. Die Parlamentarische Ver-
sammlung ermutigt die Regierungen, die lauf en-
den  Bemühungen um Bestimmungen für gesell-
schaftliche und Umweltnormen sowie um Nor-
men zum Schutz der Arbeitnehmer im Rahmen 
der internationalen Arbeitsorganisation inner-
halb der WTO zu unterstützen; 

11. Die Parlamentarische Versammlung appelliert 
an die Regierungen der Teilnehmerstaaten, aus-
ländischen Investoren dieselbe Behandlung zu-
kommen zu lassen wie einheimischen Investoren. 
Sie begrüßt das Inkrafttreten der Europäischen 
Energie-Charta am 16. April 1998 und appelliert 
an die Vertragsstaaten, die Bestimmungen des 
Vertrages über die Energie-Charta rasch in natio-
nales Gesetz zu überführen, um die Zusammen-
arbeit im Energiebereich zu erleichtern; 

12. Das Vertrauen in die Garantie angemessener 
Normen des sozialen Schutzes stellt eine notwen-
dige Abrundung jeder effizienten Wirtschaftsak-
tivität und ebenso eine Vorbedingung für die 
Vermeidung von sozialen Konflikten dar. Als sol-
che appelliert die Parlamentarische Versamm-
lung an die Regierungen der Teilnehmerstaaten, 
Systeme des sozialen Schutzes zu entwickeln 
und beizubehalten, durch welche gewisse Min-
destnormen des Schutzes gegen materielle Risi-
ken im Zusammenhang mit Krankheit, Berufsun-
fähigkeit, Arbeitslosigkeit, Unfä lle, Alter und die 
Gefahr der Armut garantiert werden. Die Parla-
mentarische Versammlung bezieht sich in die-
sem Zusammenhang auf die Arbeit von interna-
tionalen Organisationen und insbesondere auf 
diejenige der Vereinten Nationen, der ILO, der 
OECD und der Europäischen Union. Eine beson-
dere Aufmerksamkeit muß dabei dem Kampf ge-
gen die Arbeitslosigkeit sowie den Maßnahmen 
zur Vermeidung der Diskriminierung am Arbeits- 
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markt auf der Grundlage von Geschlecht, Rasse 
oder Religion bzw. aus gleich welchem Grunde 
gelten. Die Parlamentarische Versammlung hält 
es für sehr wichtig, daß die Arbeitnehmer- und 
die Arbeitgeberorganisationen die Freiheit ha-
ben, angemessene Arbeitsbedingungen im Rah-
men von Verträgen auszuhandeln; 

13. In Anerkenntnis der Bedeutung von Bildung und 
Ausbildung für wirtschaftliche Entwicklung und 
Wohlstand sowie für die persönliche Entfaltung 
des einzelnen ist die Notwendigkeit festzuhalten, 
die arbeitsbezogenen Ausbildungsmaßnahmen 
und den Prozeß eines lebenslangen Lernens un-
ter den angestellten Mitarbeitern bewußter zu 
machen. In der Überzeugung, daß der internatio-
nale Austausch im Zusammenhang mit Ausbil-
dung und Beschäftigung das Verständnis, das 
Vertrauen und die Zusammenarbeit in Europa 
vertiefen wird, appelliert die Parlamentarische 
Versammlung an die Regierungen der Teilneh-
merstaaten, die Möglichkeiten einer Intensivie-
rung der einschlägigen Programme zu prüfen; 

14. Die Parlamentarische Versammlung appelliert 
an die Regierungen der Teilnehmerstaaten, alles 
erdenklich Mögliche zu tun, um diese Grund-
sätze praktisch umzusetzen und die Verpflich-
tungen im wirtschaftlichen Bereich zu standardi-
sieren, die gegenwärtig auf eine Vielzahl von Do-
kumenten verstreut sind, um dadurch zu einer 
gewissen Harmonisierung des gesetzgeberischen 
Rahmens zu gelangen; 

II. Elemente für die Entwicklung von starken, nach 
vorn gerichteten Volkswirtschaften 

15. Die Globalisierung der Wirtschaft, die Notwen-
digkeit sicherer Arbeitsplätze sowie die Auswir-
kungen auf das natürliche Umfeld sind diejeni-
gen neuen Herausforderungen, denen die Teil-
nehmerstaaten der OSZE sich zu stellen haben. 
Da hier auch grenzüberschreitende Probleme 
eine Rolle spielen, sind gemeinsame Strategien 
zu ihrer Lösung erforderlich. Die Gelegenheiten 
für eine Zusammenarbeit unter den Teilnehmer-
staaten der OSZE bieten sich insbesondere in 
den folgenden Bereichen: 

16. Der Aufbau und die weitere Entwicklung der 
grenzüberschreitenden Infrastrukturen stellen 
die Voraussetzung und die Grundlage für den 
weiteren Ausbau der Kooperation im Bereich der 
OSZE dar. Die Intensivierung des Wirtschaftsaus-
tausches im OSZE-Gebiet, die zunehmende Be-
deutung des Dienstleistungssektors sowie die 
Entwicklung einer informationsgestützten Ge-
sellschaft setzen leistungsfähige Transpo rt-, 
Energie- und Kommunikationsinfrastrukturen 
voraus. Vor diesem Hintergrund begrüßt die Par-
lamentarische Versammlung die gegenwärtig 
durch die Europäische Union unternommenen 
Anstrengungen, mit der Ausweitung von trans-
europäischen Netzen voranzukommen; sie be-
grüßt des weiteren die hohe Priorität, welche die 
Weltbank und die Europäische Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung dem Bereich der Infra

-

strukturen beimessen;. sie bedauert allerdings 
das Fehlen der erforderlichen Mittel, um diese 
Ziele zu erreichen. Sie appelliert an sämtliche 
Mitgliedsstaaten im Zusammenhang mit dem 
Ausbau und der Nutzung der Infrastrukturen, 
insbesondere im Bereich der Telekommunikati-
on, die notwendigen Voraussetzungen für Inve-
stitionen durch p rivate Gesellschaften zu schaf-
fen und an einer Öffnung der staatlichen Mono-
pole für den Wettbewerb mitzuarbeiten. Die Par-
lamentarische Versammlung appelliert an die 
Regierungen der Teilnehmerstaaten, auch die Er-
fordernisse des Datenschutzes beim Ausbau ihrer 
Informationsinfrastrukturen angemessen zu be-
rücksichtigen; 

17. In dem Bewußtsein, daß die Nutzung des reichen 
wissenschaftlichen und technologischen Poten-
tials, das in sämtlichen Teilnehmerstaaten vor-
handen ist, zu einer erheblichen Dynamik für die 
wirtschaftliche Entwicklung führen kann, spricht 
sich die Parlamentarische Versammlung dafür 
aus, die wissenschaftliche und die technologi-
sche Zusammenarbeit zu intensivieren. Sie ap-
pelliert an sämtliche Teilnehmerstaaten, den 
Schutz des geistigen Eigentums zu gewährlei-
sten, ohne den die wirtschaftliche Umsetzung 
von wissenschaftlichen und technologischen Er-
kenntnissen im heutigen, internationalen Kon-
text kaum möglich sein wird; 

18. Die Überwindung von Umweltproblemen und 
die Bewahrung der natürlichen Ressourcen setzt 
ein umweltbewußtes und ressourcensparendes, 
wirtschaftliches Handeln voraus. Die Parlamen-
tarische Versammlung bekräftigt erneut die an-
läßlich des Umweltgipfels von Rio de Janeiro aus-
formulierten Ziele. Insbesondere spricht sie sich 
für anhaltende Anstrengungen zur Verbesserung 
der Umweltqualität und zur Verringerung der 
Umweltschäden aus, die durch Einflüsse im Ein-
zugsbereich der Teilnehmerstaaten der OSZE 
ausgelöst werden. Sie appelliert an die Regierun-
gen der Teilnehmerstaaten, dazu beizutragen, 
daß das Verschmutzerprinzip, der Grundsatz ei-
ner klaren Kostenzuordnung sowie der Einsatz 
von Instrumenten, durch die nicht zur Bewälti-
gung der Umweltkosten die Mechanismen des 
Markts verzerrt werden, sich überall durchsetzen 
können. Sie verweist in diesem Zusammenhang 
auf das Potential von qualifizierten Arbeitsplät-
zen im Bereich der Umwelttechnologie, welche 
sich als Folge gesteigerter Bemühungen in der 
Umweltpolitik entwickeln könnte. Darüber hin-
aus begrüßt sie das zunehmende Maß an Bedeu-
tung, das die internationalen Finanzinstitutionen 
dem Umweltbereich zumessen, und ermutigt 
letztere, auf diesem Wege fortzufahren; 

III. Verstärkung der regionalen Kooperation 

19. Die Teilnehmerstaaten der OSZE werden sich 
weiterhin um den Ausbau der regionalen Wirt

-schaftskooperation bemühen. Die Parlamentari-
sche Versammlung fördert und begrüßt alle Ini-
tiativen, welche dem Ziel der Entwicklung von 
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gut nachbarlichen Beziehungen und Formen der 
Zusammenarbeit dienen. Eine vertiefte bilaterale 
und regionale Kooperation dieser Art  wird die 
Zusammenarbeit sämtlicher OSZE-Teilnehmer-
staaten auf gleichberechtigter Grundlage abrun-
den. Die Parlamentarische Versammlung be-
kräftigt erneut die in der Erklärung von Monaco 
vom 10. Oktober 1997 formulierten Ziele bezüg-
lich der Förderung des subregionalen Prozesses 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit. Sie betont de-
ren Bedeutung für die Entwicklung von Demo-
kratie und Marktwirtschaft, grenzüberschreiten-
dem Austausch und Handel sowie für die Festi-
gung der bürgerlichen Gesellschaft. Sie verweist 
auf die wichtige Aufgabe des Prozesses der sub-
regionalen Wirtschaftskooperation als Forum des 
Dialogs und des Handelns für die im Übergang 
befindlichen Staaten. Die subregionale Koopera-
tion wird auf der Grundlage ihres flexiblen We-
sens in der Lage sein, zum Prozeß der Integration 
Europas beizutragen, und damit ein Gegenge-
wicht gegen die Ausbildung neuer Trennlinien 
setzen. Die Parlamentarische Versammlung ap-
pelliert an die Regierungen der Teilnehmerstaa-
ten, den Prozeß der subregionalen Zusammenar-
beit zu verstärken und ihre Möglichkeiten zu 
nutzen, Konflikte zu verhüten und die Koopera-
tion im Kontext der Subsidiarität zu verstärken; 

IV. Die wirtschaftliche Dimension der OSZE 
und ihre Instrumente 

20. Die praktische Umsetzung der Prinzipien eines 
OSZE-weiten Raums mit derselben grundsätzli-
chen wirtschaftlichen Ausrichtung, so wie er in 
Kapitel I beschrieben ist, würde die Vorausset-
zungen dafür schaffen, die Risiken und die Ge-
fahren für Sicherheit und Kooperation im Raum 
der OSZE zu überwinden. Diese Gefahren erge-
ben sich aus dem schwierigen Prozeß des Über-
gangs von zentral verwalteten Planwirtschaften 
zu freien Marktwirtschaften. Darüber hinaus sind 
die Verzerrungen zu sehen, die den Prozeß der 
wirtschaftlichen Globalisierung begleiten und 
insbesondere in Produktions- und Beschäfti-
gungstendenzen zum Ausdruck kommen; 

21. Die zunehmende Differenzierung der wirtschaft-
lichen Situation einzelner Länder im gesamten 
Bereich der OSZE ist ein Prozeß, der mit der Ge-
fahr des Auftretens neuer Grenzen auf der Basis 
von Wohlstandsunterschieden einhergehen 
könnte. Es ist eine offenkundige Tatsache, daß 
die rasche und systematische Umsetzung der 
marktwirtschaftlichen Reformen eng mit dem 
Einsetzen eines nachhaltigen und dynamischen 
Wirtschaftswachstums korreliert. Wirtschaftliche 
Probleme in manchen Ländern, soziale Spannun-
gen, wirtschaftlich begründete Wanderungs-
ströme sowie grenzüberschreitende Umweltpro-
bleme begründen in der Tat reale, wi rtschaftlich 
begründete Gefahren auch für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa. Diese Gefahren 
kommen bereits in einem frühen Stadium durch 
Veränderungen der makroökonomischen Grund-
daten wie Inflation, Wachstum, Beschäftigung, 

Zahlungsbilanz und Haushalt zum Ausdruck. 
Diese Indikatoren sind von besonderer Bedeu-
tung für die frühzeitige Erkennung und Bewälti-
gung von wirtschaftlichen Krisen; 

22. Die Parlamentarische Versammlung appelliert 
an den Internationalen Währungsfond (IWF), die 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD), die Wirtschaftskom-
mission der Vereinten Nationen für Europa 
(ECE), die Inte rnationale Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (Weltbank) sowie an die Euro-
päische Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung, der OSZE die Ergebnisse ihrer Studien 
über die Bedrohungen der wirtschaftlichen Stabi-
lität zur Verfügung zu stellen und die OSZE ge-
meinsam mit den jeweils betroffenen Ländern in 
die Ausarbeitung von Strategien zur Festigung 
der wirtschaftlichen Stabilität einzubeziehen; 

Die Parlamentarische Versammlung sieht die Auf-
gaben der OSZE bezüglich ihrer wi rtschaftlichen 
Dimension in folgenden Punkten: 

23. Berücksichtigung der wirtschaftlichen Faktoren 
im Zusammenhang mit der frühen Erkennung 
von Bedrohungen gegen die Sicherheit und mit 
der Vermeidung und Lösung von Konflikten; 

24. Informationsaustausch mit den verantwortlichen 
internationalen Organisationen auf der geeigne-
ten, leitenden Ebene über die sich aus wirtschaft-
lichen und Umweltproblemen ergebenden Ge-
fahren für die Sicherheit; 

25. Schaffung der politischen Unterstützung für die 
Entwicklung von Wirtschaftspolitiken für die 
Teilnehmerstaaten der OSZE auf der Grundlage 
von gemeinsamen Prinzipien und Einbringung 
der wirtschaftlichen Dimensionen der OSZE, 
welche auch die wirtschaftlichen Aspekte der 
umfassenden Sicherheit beinhalten, in die inter-
nationale Diskussion über Wirtschafts- und 
Sicherheitsfragen; 

Die Parlamentarische Versammlung ruft dazu auf, 

26. der Rat möge den für die Sicherheit relevanten 
wirtschaftlichen Fragen bei seiner Arbeit den an-
gemessenen Raum geben; 

27. das Wirtschaftsforum der OSZE, das jedes Jahr in 
Prag zusammentritt, möge sich um Unterstützung 
für die Entwicklung von Wirtschaftspolitiken auf 
der Grundlage gemeinsamer Prinzipien als Basis 
für Vertrauensbildung, wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und umfassende Sicherheit in Europa 
bemühen und in diesem Zusammenhang der 
Schaffung der Voraussetzungen dafür die erfor-
derliche Aufmerksamkeit beimessen, wie dies in 
Kapitel I dargelegt ist; 

28. der Amtierende Vorsitzende der OSZE möge re

-

gionale Wirtschaftsvereinigungen einladen, bei 
den Konferenzen des Wirtschaftsforums zugegen 
zu sein; 

29. der Koordinator der OSZE für die Wirtschafts- 
und Umweltaktivitäten ,möge das in seinem, an-
läßlich der Tagung des Ministerrats in Kopenha- 



Drucksache 13/11466 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

gen im Dezember 1997 verabschiedeten Mandat 
liegende Potential voll nutzen, um die Bedeutung 
der wirtschaftlichen Dimension für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa weiter zu för-
dern. Hierzu gehört insbesondere auch eine Be-
teiligung an den Veranstaltungen des Wirt

-schaftsforums, das Führen eines Dialogs mit den 
internationalen Wirtschafts- und Finanzorganisa-
tionen über sicherheitsrelevante Wirtschafts-
trends sowie die Aufbereitung dieser Informatio-
nen, um sie dem Ständigen Rat vorzulegen; 

30. die Mandate für die Missionen der OSZE mögen 
den wirtschaftlichen Aspekten der umfassenden 
Sicherheit alle angemessene Bedeutung einräu-
men, und es möge in jedem einzelnen Falle auch 
die Beistellung von Wirtschaftsfachleuten zu den 
OSZE-Missionen erwogen werden; 

31. Es mögen das Know-how und die Erfahrung der 
internationalen Wirtschafts- und Finanzorganisa-
tionen genutzt werden; dies gilt insbesondere für 

31.1 den internationalen Währungsfonds im Hin-
blick auf die Analyse und Bewertung der 
volkswirtschaftlichen Grunddaten in den 
Teilnehmerstaaten; 

31.2 die Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa (ECE) im Zusammen-
hang mit der Ausarbeitung von Strategien 
und Programmen für Wirtschaftsaktivitäten 
der OSZE, z. B. im Zusammenhang mit dem 
Wirtschaftsforum und der Durchführung 
von gemeinsamen Seminaren; 

31.3 die internationale Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (BIRD) sowie die Europäi-
sche Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung (EBRD), insbesondere im Zusammen-
hang mit der Abschätzung der wirtschaftli-
chen Entwicklung in den im Übergang be-
findlichen Ländern; 

31.4 die Europäische Union, die über ihr umfas-
sendes System von Verträgen erheblich zur 
Stabilisierung in der Region beiträgt und 
auf signifikante Weise die Entwicklung von 

Demokratie, Herrschaft des Rechts und 
Marktwirtschaft fördert; 

31.5 die Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) im Zu-
sammenhang mit der wirtschaftlichen Ana-
lyse und der Beratung für Länder im Über-
gang sowie die Welthandelsorganisation 
(WTO) im Zusammenhang mit der Auswei-
tung und Liberalisierung des Handels; 

32. Die Parlamentarische Versammlung regt an, die 
Möglichkeiten der OSZE zu verstärken, das 
Know-how und die Erfahrung der internationalen 
Wirtschafts- und Finanzorganisationen für sich zu 
nutzen, um so früh wie möglich Bedrohungen ge-
gen die Sicherheit erkennen zu können, die sich 
aus wirtschaftlichen Krisensituationen ergeben 
können. Die durch die Mitarbeiter der OSZE un-
ter der Verantwortung des Koordinators für die 
Wirtschafts- und Umweltaktivitäten der OSZE er-
stellten Berichte werden ihrerseits durch interna-
tionale Organisationen sowie durch OSZE-Mit-
glieder genutzt werden, und letztere sollten dann 
alle erforderlichen Maßnahmen einleiten; 

33. Die Parlamentarische Versammlung fordert  eine 
intensivere Einbindung der Privatwirtschaft, und 
zwar sowohl der Unternehmer als auch der Arbeit-
nehmer bei der Behandlung der wi rtschaftlichen 
Dimension, insbesondere durch eine Beteiligung 
an dem Wirtschaftsforum der OSZE und dessen 
Nachfolgeseminaren. Die Versammlung begrüßt 
die Einrichtung des Europäischen Wirtschaftskon-
gresses (EBC) und sieht der weiteren Entwicklung 
des EBC im Einklang mit den Grundsätzen der 
OSZE mit Genugtuung entgegen; 

34. Die Parlamentarische Versammlung appelliert 
an die Teilnehmerstaaten, eine Wirtschaftscharta 
der OSZE auf der Grundlage der Prinzipien und 
Empfehlungen in der vorliegenden Entschlie-
ßung auszuarbeiten. Sie ist dazu bereit, auf der 
Basis von beiderseitigem Vertrauen mit dem neu-
en Koordinator für die Wirtschafts- und Umwelt-
aktivitäten der OSZE zusammenzuarbeiten und 
die Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftsforum 
in der Zukunft enger und effizienter zu gestalten. 
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Der Ständige Ausschuß der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 
beschloß am 7. Juli 1998 sich den folgenden Empfehlungen anzuschließen: 

Bericht des vom Ständigen Ausschuß der Parla

-

mentarischen Versammlung der OSZE eingesetzen 
Ausschusses zur Prüfung der Beglaubigungs

-

schreiben 

betr. die Delegation von Weißrußland 

Nachdem Vertreter beider Parteien aus der Republik 
Belarus gehört wurden und nachdem der Bericht der 
von der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 
nach Weißrußland entsandten Berichterstatterdele-
gation geprüft wurde, erklärt der Ausschuß zur Prü-
fung der Beglaubigungsschreiben: 

- im Hinblick darauf, daß die Berichterstatterdelega-
tion der Versammlung abschließend empfohlen 
hat, die Anfechtung der Beglaubigungsschreiben 
des 13. Höchsten Sowjets zurückzuweisen und die 
Mandate der Mitglieder der Delegation des 13. 
Obersten Sowjets als offizielle Vertreter bei der 
Versammlung aufrechtzuerhalten; 

- im Hinblick darauf, daß die Parlamentarische Ver-
sammlung der OSZE zuvor alle Anstrengungen zu-
rückgewiesen hat, durch ein nicht-verbindliches 
Referendum eine neue gesetzgebende Versamm-
lung zu schaffen oder neu einzurichten oder eine 
Verfassung neu zu formulieren; 

- im Hinblick darauf, daß sich die Verhältnisse in der 
Republik Weißrußland seit der Empfehlung des 
Ausschusses zur Prüfung der Beglaubigungs-
schreiben im Jahr 1997 offenbar nicht geändert ha-
ben und angesichts des Beschlusses des Ständigen 
Ausschusses im Jahre 1997, die Anfechtung der 
Beglaubigungsschreiben des 13. Obersten Sowjets 
zurückzuweisen; 

- im Hinblick darauf, daß die internationale öffentli-
che Meinung weiterhin ganz überwiegend die 
Rechtmäßigkeit des 13. Obersten Sowjets als der 
offiziellen gesetzgebenden Versammlung von 
Weißrußland anerkennt, 

empfiehlt der Ausschuß zur Prüfung der Beglaubi-
gungsschreiben: 

- daß der 13. Oberste Sowjet in der Versammlung 
weiterhin als die letzte rechtmäßig gewählte ge

-

setzgebende Versammlung in Weißrußland ange-
sehen wird; daß der Ständige Ausschuß die An-
fechtung der Beglaubigungsschreiben des 13. 
Obersten Sowjets zurückweist und weiterhin die-
ser Delegation ihre Mandate beläßt; 

- daß die Regierung von Weißrußland Voraussetzun-
gen schafft für die Abhaltung freier, fairer und offe-
ner Parlamentswahlen im Einklang mit den Ver-
pflichtungen der OSZE - einschließlich der Vorbe-
dingungen für eine freie und offene Presse, fairer 
Rahmenbedingungen für Parteien und Bewerber 
unter Wahrung des Grundsatzes der Gleichberech-
tigung und eine internationale Wahlbeobachtung, 
die durch die Beratungs- und Überwachungsgrup-
pe der OSZE und andere OSZE-Institutionen un-
terstützt werden können 

- und daß der Ständige Ausschuß, wie von der Be-
richterstatterdelegation empfohlen, die Einrich-
tung einer parlamentarischen Ad-hoc Arbeitsgrup-
pe in Betracht zieht, um eine unterstützende Rolle 
bei der Arbeit der Beratungs- und Überwachungs-
gruppe der OSZE in WEißrußland zu spielen, den 
Ausbau der Demokratie in Weißrußland und die 
Herbeiführung eines Dialogs zu unterstützen und 
die nationale Aussöhnung in dieser Republik zu er-
leichtern. 

Vorgelegt von: 

Vorsitzender Bi ll  Graham (MP-Canada), Vizepräsi-
dent der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 

Herr Kazys Bobelis (MP-Litauen), Vizepräsident der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE 

Frau Irena Lipowicz (MP-Polen), Vizepräsidentin der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE 

Herr Willy Wimmer (MdB-Deutschland), Vizepräsi-
dent der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 

Frau Tana de Zulueta (MP Ita lien), Berichterstatterin 
des Ausschusses für Wirtschaft, Wissenschaft, Tech-
nologie und Umwelt der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE 
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Erklärung des Parlamentarierinnentreffens 

1. Wir verweisen auf die Empfehlungen der im Jahr 
1995 in Beijing veranstalteten Vierten Weltfrau-
enkonferenz der Vereinten Nationen, unter dem 
Titel Maßnahmen für Gleichberechtigung, Ent-
wicklung und Frieden, in denen internationale 
zwischenstaatliche Institutionen aufgefordert 
werden, eine geschlechtsspezifische Perspektive 
in alle politischen Maßnahmen und Aktivitäten 
einzubeziehen; wir verweisen ferner auf die De-
batte über diese Empfehlungen, die während der 
42. Sitzung der Kommission der Vereinten Natio-
nen für die Rechtsstellung der Frau im März 1998 
in New York geführt wurde. Wir begrüßen eine 
erneute Debatte auf der vorgeschlagenen Son-
dersitzung der Generalversammlung im Jahr 
2000 mit dem Ziel, Folgemaßnahmen zur Konfe-
renz von Beijing zu ergreifen. 

2. Wir begrüßen die Schlußfolgerungen des im Ok-
tober 1997 in Warschau veranstalteten BDIMR-
Seminars zum Thema der Förderung der Mitwir-
kung von Frauen in der Gesellschaft als den Be-
ginn einer umfassenden Diskussion darüber, wie 
eine geschlechtsspezifische Perspektive in die 
Arbeit der OSZE einbezogen werden kann und 
wir stellen fest, daß es von großer Bedeutung ist, 
das Thema „Gender" auf der Tagesordnung der 
OSZE zu belassen. Wir begrüßen die Verpflich-
tung des zukünftigen norwegischen amtierenden 
Vorsitzenden der OSZE, im Jahr 1999 ein ähnli-
ches Seminar zu veranstalten. 

3. Wir stellen fest, daß geschlechtsspezifische 
Aspekte in vielen Arbeitsbereichen der OSZE 
noch immer keine Berücksichtigung finden. 

4. Wir begrüßen als einen ersten positiven Schritt 
den jüngsten Beschluß des Generalsekretärs der 
OSZE, eine Anlaufstelle im Generalsekretariat 
der OSZE für die Behandlung geschlechtsspezifi-
scher Fragen einzurichten und wir betonen, daß 
es von großer Bedeutung ist, diese Anlaufstelle 
mit ausreichenden Mitteln für die Durchführung 
ihrer wichtigen Aufgabe auszustatten. Wir for-
dern das Generalsekretariat auf, durch die An-
laufstelle .einen Aktionsplan auszuarbeiten, der 
sich mit der Einbeziehung der geschlechtsspezi-
fischen Perspektive in die Arbeit der Organisa-
tion befaßt. 

5. Wir fordern die Regierungen der Teilnehmerstaa-
ten auf, die Mitwirkung von Frauen an der kon-
fliktverhütenden Arbeit weiter zu institutionali-
sieren, indem sie die Stelle oder das Amt eines 
Kommissars einrichten. 

6. Wir stellen fest, daß eine aktivere und stärker for-
malisierte Beteiligung von Männern und Frauen 
an der konfliktverhütenden Arbeit der OSZE ei-
nen Beitrag zur Wirksamkeit konfliktverhütender 
Aktivitäten leisten wird. 

7. Wir fordern die OSZE auf, eine geschlechtsspezi-
fische Perspektive in alle Ebenen der konfliktver-
hütenden Aktivitäten sowie auch bei allen weite-
ren operationellen Aktivitäten oder Politiken der 
OSZE einzubeziehen. 

8. Wir fordern die OSZE auf, u. a. auf dem Wege 
über Sonderquoten die Beteiligung von Frauen 
und ihre Führungsstellung in Entscheidungsgre-
mien zur Konfliktverhütung zu verstärken und 
wir fordern eine größere Beteiligung von weibli-
chem Personal auf allen Ebenen der Feldmissio-
nen. 

9. Wir stellen fest, daß Frauen oftmals zu den be-
sonders schutzbedürftigen Gruppen in der Zeit 
vor, während und nach einem Konflikt gehören 
und daß die OSZE diesen Umstand bei ihrer Ar-
beit nicht ausreichend berücksichtigt hat. 

10. Wir fordern die OSZE auf, den Prozessen der Mit-
wirkung Priorität zu verleihen, um sicherzustel-
len, daß sowohl die Erfahrungen von Frauen als 
auch die von Männern einen wesentlichen Be-
standteil der Konfliktverhütung ausmachen. 

11. Wir fordern die OSZE auf, die Ro lle von Nichtre-
gierungsorganisationen von Frauen bei der Kon-
fliktverhütung, u. a. durch Frühwarnung und 
Friedensschaffung, anzuerkennen und zu unter-
stützten. 

12. Wir fordern die OSZE und die Teilnehmerstaaten 
auf, die derzeitigen Anstrengungen mit dem Ziel 
der praktischen Ausbildung internationaler Frie-
denstruppen im Bereich geschlechtsspezifischer 
Menschenrechte, des Bewußtseins für das Thema 
„Gender", in bezug auf einen Verhaltenskodex 
und insbesondere in bezug auf die Verhinderung 
von Gewalt gegen Frauen, zu verstärken. 

13. Wir fordern die Teilnehmerstaaten der OSZE und 
die einschlägigen OSZE-Gremien auf, Work-
shops zu veranstalten zum Thema der Einbin-
dung von geschlechtsspezifischen Ansätzen in 
die Arbeit der OSZE mit dem Ziel, das Bewußt-
sein für geschlechtsspezifische Unterschiede in 
den Arbeitsgebieten der OSZE zu schärfen. 

14. Wir fordern die einschlägigen Institutionen der 
OSZE auf, umgehend die in den Empfehlungen 
des Seminars von Warschau genannten Maßnah-
men, die ohne erneute Beschlußfassung von 
OSZE-Entscheidungsgremien umgesetzt werden 
können, einzuleiten sowie unverzüglich Folge-
maßnahmen zu den übrigen Empfehlungen zu 
ergreifen. Wir fordern die OSZE-Teilnehmerstaa-
ten weiterhin auf, bei der nächsten Sitzung zur 
Umsetzung der menschlichen Dimension die Ein-
haltung der Verpflichtungen der OSZE in bezug 
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auf die Gleichstellung von Mann und Frau, ins-
besondere die in dem Moskauer Dokument ge-
nannten Verpflichtungen, entschieden und ge-
zielt zu überprüfen. 

15. Wir fordern die Parlamentarische Versammlung 
der OSZE auf, die Folgemaßnahmen zur Welt-
frauenkonferenz von Beijing (1995) bei der Vor-
bereitung der Sondersitzung der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen im Jahr 2000 
zu berücksichtigen. 
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